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Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 29. November 
1974 — Z II 2 — 006 889/12 — die drei Kleinen Anfragen im Namen 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die drei Kleinen Anfragen hängen sachlich und in ihrer Argumenta- 
tion eng miteinander zusammen. Sie gehen von den Problemkreisen 
der ständig steigenden Personalzahlen im öffentlichen Dienst und 
der Notwendigkeit struktureller Reformen des Regierungs- und Ver- 
waltungsapparats aus. Zu beiden Bereichen erscheinen daher einige 
grundsätzliche Bemerkungen zweckmäßig. 


1 Personalvermehrung in der Bundesverwaltung 

Das Anwachsen der Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist 
eine Erscheinung, die keineswegs auf die letzten Jahre und auch 
nicht auf den Bund beschränkt ist. Seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland ist der Personalbestand in Bund, Ländern und Gemein- 
den ständig gewachsen. Für die letzten 20 Jahre ergibt sich dabei 
folgendes Bild: 


Vollbeschäftigte im öffentlichen Dienst 

(außer militärisches Personal der Bundeswehr und Vollzugsbeamte 
im BGS, Bahn und Post) 


Jahr 

Bund 

Länder 

Gemeinden 
und GV 

Zu- 
wachs 
in °/o 

Zu- 
wachs 
in °/o 

Zu- 
wachs 
in °/o 

1954 

120 990 

— 

737 635 

— 

463 330 ‘) 

— 

1964 

255 036 

110,8 

977 071 

32,5 

583 616 

26,0 

1969 

280 444 

10,0 

1 111 285 

13,7 

641 286 

9,9 

1970 

284 988 

1,6 

1 154 193 

3,9 

668 273 

4,1 

1971 

290 203 

1,8 

1 213 347 

5,1 

696 273 

4,1 

1972 

295 567 

1,8 

1 269 771 

4,7 

720 498 

3,5 

1973 

296 812 

0,4 

1 324 211 

4,3 

742 111 

3,0 

1974 2 ) 

296 237 

- 0,2 

1 362 000 

2,9 

759 000 

2,3 


1 ) ohne Gemein deverbän de 

2 ) Neuer Stichtag: 30. Juni anstelle bisher 2. Oktober; vorläufige geschätzte 
Zahlen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Diese Angaben zeigen im übrigen deutlich, daß der Bund nach der 
Aufbauphase weder in absoluten Zahlen noch auch relativ hier als 
Vorreiter anzusehen ist, und zwar auch für die Zeit seit 1970. 

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz hat erst kürzlich in ihrer 
Antwort auf eine Kleine Anfrage im rheinland-pfälzischen Landtag 
(LT-Drucksache 7/2924 vom 19. Juni 1974) mit Recht darauf hingewie- 
sen, daß die bloße Summe des Personalzuwachses keine taugliche Be- 
wertungsbasis abgibt. Die nähere Analyse ergibt vielmehr: Personal- 
bestand und Verwaltungsaufwand sind vom Aufgabenbestand des 
Staates abhängig. Wächst dieser, ist damit zwangsläufig ein höherer 
Verwaltungsaufwand verbunden. Wer also mehr und bessere Lei- 
stungen haben will, wird gleichzeitig eine stärkere Verwaltungskraft 
schaffen müssen. 
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Das gilt auch für den Ausbau der Bundesverwaltung. Aus den seit 
dem Jahre 1970 schwerpunktmäßig durch zusätzliche Stellen für Be- 
amte und Arbeitnehmer verstärkten Bereichen sind z. B. Umwelt- 
schutz, Innere Sicherheit und Verkehrswesen hervorzuheben. 

Dieser allgemeine Personalausbau ist auch nicht ohne Einfluß auf die 
Bundesministerien geblieben. Dabei ist zu berücksichtigen, daß der 
Bund sich in vielen Bereichen nicht auf einen Verwaltungsunterbau 
stützen kann. Daher muß der Bund bei neuen Aufgaben, wie sie ihm 
in den letzten Jahren in erheblichem Maße zugewachsen sind, min- 
destens zunächst auf die Ministerien zurückgreifen. 

Die Entwicklung des Personalbestandes der Bundesministerien in 
den letzten Jahren ergibt sich aus der folgenden Übersicht: 


Personalbestand in den Bundesministerien 


Jahr 

Beamte 

(Richter) 

Angestellte 

Arbeiter 

zusammen 

1965 

7 330 

7 084 

1 219 

15 633 

1966 

7 598 

7 009 

1 055 

15 662 

1967 

8 068 

7 099 

1 068 

16 235 

1968 

8 253 

6 897 

862 

16012 

1969 

8 692 

6 989 

960 

16 641 

1970 

9 194 

7 036 

1 202 

17 432 

1971 

9 643 

7 298 

1 321 

18 262 

1972 

10 037 

7 318 

1 369 

18 724 

1973 

10 195 

6 624 

1 336 

18 155 


Auch das vertikale Gefüge der Funktionen zueinander ist entgegen 
anderslautenden Behauptungen in der jüngsten Zeit durch die Perso- 
nalentwicklung der letzten Jahre nicht beeinträchtigt worden, wie 
aus der folgenden Aufstellung über den höheren Dienst (Beamte 
und Angestellte) zu entnehmen ist: 


Höherer Dienst in Bundesministerien 


Jahr 

beamtete 

Staats- 

sekretäre 

Abtei- 

lungs- 

leiter 

Unter- 

abtei- 

lungs- 

leiter 

Refe- 

renten 

Hilfsrefe- 
renten/ 
wiss. Mit- 
arbeiter 

zusam- 

men 

1969 

24 

98 

168 

1 500 

2 783 

4 573 

1972 

21 

109 

209 

1 701 

3 181 

5 221 


(Die Zahl der Parlamentarischen Staatssekretäre (14) ist in dem Ver- 
gleichszeitraum — bis zur Regierungsbildung 1972 — gleich geblie- 
ben.) 


Die Übersicht stellt bewußt auf Funktionen ab. Es wäre unsachge- 
mäß, durch Hinweis auf bestimmte Besoldungsgruppen — wie dies 
gelegentlich geschieht — die in den letzten zehn Jahren in den Bun- 
desministerien wie auch in allen anderen Verwaltungen verbesserten 
Beförderungsmöglichkeiten hier ins Spiel zu bringen. 
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2 Reform der Struktur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung 

Die Bundesregierung ist sich bewußt und hat dies seit 1969 auch 
wiederholt ausgesprochen, daß sie in der strukturellen Verbesserung 
des Regierungs- und Verwaltungsapparates eine Voraussetzung für 
die heute und in der überschaubaren Zukunft gestellten Anforderun- 
gen sieht. Solche Verbesserungen sind auch das einzige Mittel, um 
langfristig die Flut der steigenden Personalkosten in Grenzen zu 
halten. Die Ausführungen zur Regierungs- und Verwaltungsreform in 
der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 sind für die Arbeit der 
Bundesregierung nach wie vor bestimmend. 


2.1 

Die gegenwärtigen Initiativen und Aktivitäten der Bundesregierung 
dienen vorrangig drei Zielen: 

— Erhöhung und Verbesserung der Leistung von Regierung und 
Verwaltung, Bereitstellung des dafür erforderlichen Instrumenta- 
riums, 

— Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung (Rationali- 
sierung im engeren Sinn), 

— Humanisierung am Arbeitsplatz. 

Die Bundesregierung ist sich durchaus darüber im klaren, daß hier- 
bei Zielkonflikte auftreten können. Sie wird sich bei ihren Organisa- 
tionsmaßnahmen daher um ausgewogene Lösungen bemühen. 

Wesentliche strukturelle Verbesserungen sind nur längerfristig zu 
realisieren; sie erfordern auch über das Ende der Legislaturperiode 
hinaus dauernde intensive Bemühungen. Die Bundesregierung hält 
spektakuläre und spontane Maßnahmen für unzweckmäßig. Geboten 
ist vielmehr eine sorgfältige Planung und Vorbereitung, die auf einer 
genauen Analyse der festgestellten Mängel und der zu erwartenden 
Zukunftsanforderungen beruhen muß. Ebenso gehören solide Unter- 
suchungen über die Relation von Kosten und Wirksamkeit sowie 
Überlegungen zur adäquaten Umsetzung von Verbesserungsvor- 
schlägen zu einer planvollen Vorbereitung, für die in der Vergan- 
genheit nicht immer die erforderlichen Fachkräfte und Finanzmittel 
zur Verfügung gestanden haben. 

Die Schwierigkeiten eines solchen Unterfangens sind zunächst darin 
begründet, daß es keine Patentrezepte für Organisationsänderungen 
gibt. Zwar werden die Entwicklungen im Ausland, in der Wirtschaft 
oder in anderen öffentlichen Verwaltungen sehr sorgfältig beobach- 
tet und ausgewertet; sie lassen sich jedoch angesichts der erhebli- 
chen Unterschiede nicht unbesehen übernehmen. 

Eine weitere Erschwerung ergibt sich aus der vielfältigen Verflech- 
tung des Regierungs- und Verwaltungsapparates. Kaum eine Ände- 
rung ist ohne Auswirkungen auf andere Bereiche durchführbar. Die- 
se Komplexität verlangt eine rationale Abwägung aller für die Ent- 
scheidungen relevanten Gesichtspunkte. 

Dazu gehört auch die Überlegung, daß es unmöglich ist, „schlagar- 
tig“ eine Totaländerung der Verwaltungsstrukturen herbeizuführen. 
Ein solches Vorgehen würde zeitweise zu einer völligen Lähmung 
der gesamten Verwaltung führen und damit die Funktionserfüllung 
für den Bürger verhindern. Da die Verwaltung funktionsfähig blei- 
ben muß, können daher neue Organisationsformen jeweils nur par- 
tiell eingeführt werden. Das von der Bundesregierung vorgesehene 
schrittweise Vorgehen mag zwar weniger Aufsehen erregen, ist aber 
allein erfolgversprechend. 
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2.2 

Angesichts des hohen Anteils der Personalkosten am Gesamthaus- 
halt muß die Rationalisierung im Mittelpunkt aller Bemühungen ste- 
hen. Hier ist vieles bereits geschehen. Weitere Maßnahmen mit dem 
Ziel der Rationalisierung wurden eingeleitet. Dabei ist aber vor allem 
zu berücksichtigen, daß Verwaltungsleistungen nur im begrenzten 
Umfang automatisiert und damit personalsparend gestaltet werden 
können. Die Bindung des Staates an die Grundsätze der Rechts- 
staatlichkeit und der sozialen Gerechtigkeit erfordert differenzieren- 
de normative Regelungen und individuelle Verwaltungsleistungen. 

Eine funktionale Verwaltungsreform kann allein die ihr gesteckten 
Ziele nicht erreichen. Auch der öffentliche Dienst muß in seiner 
Struktur stärker als bisher auf Leistungsanforderungen ausgerichtet 
werden. Dies ist eine der wesentlichen Aufgaben der hier anstehen- 
den Reform. Der im Mai 1973 von der Studienkommission für die Re- 
form des öffentlichen Dienstrechts vorgelegte Bericht hat eine be- 
achtliche Resonanz gefunden. Während sich die gegensätzlichen 
Auffassungen in der Regelungsfrage als schwer überbrückbar erwei- 
sen, haben die meist einstimmig gefaßten Vorschläge zur Reform des 
materiellen Dienstrechts im allgemeinen ein grundsätzlich positives 
Echo in der interessierten Öffentlichkeit gefunden. 


2.3 

Ein wesentliches Ziel der von der Bundesregierung seit dem Jahre 
1969 verfolgten Regierungs- und Verwaltungsreform ist auch die Er- 
höhung der Fähigkeit des Regierungsapparates zu konzeptioneller 
Gestaltung der Politik. Die Bundesregierung begrüßt es daher, daß 
die Opposition Verständnis für das Anliegen der politischen Planung 
zeigt (vgl. die Einleitung zur Drucksache 7/2489). 

Ungeachtet der seit 1969 in diesem Bereich erzielten Erfolge, die in 
den Einzelantworten dargelegt sind, muß hier jedoch deutlich ge- 
macht werden, daß es im gegenwärtigen Zeitpunkt unrealistisch 
wäre — gerade auch im Hinblick auf ausländische Erfahrungen — , 
ein funktionierendes geschlossenes System der Planung zu erwar- 
ten. 

Auch hier ist nur ein schrittweises Vorgehen unter ständiger kriti- 
scher Überprüfung der Einzelergebnisse sinnvoll. 

In der Einschätzung der Bedeutung der politischen Planung für die 
Sicherung des Primats der Politik angesichts eines fachlich immer 
stärker aufgefächerten und mit spezialisiertem Fachwissen ausge- 
statteten Verwaltungsapparates ist die Bundesregierung sich mit der 
Opposition einig. 

Sie muß allerdings darauf hinweisen, daß unbeschadet der Kontrolle 
durch das Parlament auch eine ständige politische Kontrolle der 
Verwaltung durch die parlamentarisch legitimierte Regierung selbst 
und die ihr angehörenden Ressortminister vorgenommen wird. Im 
übrigen kann die Bundesregierung, so sehr sie die politische Kon- 
trolle bejaht, andererseits nicht die pauschalierenden und generali- 
sierenden Äußerungen der Einleitung zur Drucksache 7/2489 gegen 
die „Ministerialbürokratie" teilen. Sie hat keine Veranlassung, an 
der Loyalität der in den Ministerien tätigen Fachbeamten zu zwei- 
feln. 

Wenn die Opposition konzeptionelle Politik und Sicherung des Pri- 
mats der Politik fordert, sollte sie aber auch die notwendigen organi- 
satorischen Instrumente — mindestens grundsätzlich — bejahen. 
Dies scheint indessen nicht der Fall zu sein. In der Einleitung zur 
Drucksache 7/2490 wird gegen den Ausbau von Querschnittseinrich- 
tungen für Planung und im Leitungsbereich als angeblich „oft kopf- 
lastige Organisationseinheiten" Stellung bezogen. Politische Pla- 
nung und politische Kontrolle ist demgegenüber ohne gewisse zen- 
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trale Einrichtungen nicht möglich. Die Einzelantworten zu den Fra- 
gen 5 und 6 der Drucksache 7/2490 ergeben im übrigen, daß die Bun- 
desregierung sich hier bemüht, den Aufwand auf das unbedingt Not- 
wendige zu beschränken. 


Drucksache 7/2489 

1. Welche organisatorischen Maßnahmen wurden veranlaßt, um 
die sich aus dem gesellschaftlichen Wandel sowie aus tech- 
nischen, wissenschaftlichen und ökonomischen Entwicklungen 
ergebenden Probleme frühzeitig erkennen und rechtzeitig ver- 
arbeiten zu können? 

Dem Ziel, fundierte Grundlagen für eine vorausschauende Politik zu 
erhalten, dient die enge und kontinuierliche Zusammenarbeit der 
Ressorts mit wissenschaftlichen Gremien und den für gezielte Analy- 
sen berufenen Sachverständigenkommissionen sowie die Vergabe 
entsprechender Forschungsaufträge. 

Die Bundesregierung hat am 8. Oktober 1970 die Errichtung einer 
Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel beschlossen. 
Die Kommission ist in ihrer Tätigkeit unabhängig. Sie setzt sich aus 
7 Wissenschaftlern und je 5 Vertretern der Gewerkschaften und Ar- 
beitgeberorganisationen zusammen. 

Die Kommissionsmitglieder wurden am 9. Februar 1971 berufen. Ihr 
Untersuchungsbereich erstreckt sich insbesondere auf folgende 
Aspekte: 

— Struktur des technischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandels 
und Auswirkungen technischer und organisatorischer Neuerung 
in Wirtschaft und Gesellschaft, 

— Möglichkeiten der sinnvollen Förderung des technischen Fort- 
schrittes, 

— Einflußnahme auf die Verteilung des aus dem wirtschaftlichen 
Wachstum resultierenden Wohlstandszuwachses. 

Seit ihrer Berufung hat die Kommission rund 150 Forschungsprojekte 
vergeben und die Öffentlichkeit über ihre Forschungsergebnisse in 
zahlreichen Einzelveröffentlichungen unterrichtet. Ein abschließen- 
der umfassender Bericht wird voraussichtlich Anfang 1976 vorlie- 
gen. 

Die Bundesregierung nimmt Vorschläge und Anregungen aus Wis- 
senschaft und Praxis stets erneut zum Anlaß einer kritischen Über- 
prüfung und zur Weiterentwicklung ihrer Politik. Dies hat seinen 
Niederschlag in entsprechenden Stellungnahmen der Bundesregie- 
rung zu wichtigen Gutachten und Anregungen ebenso gefunden wie 
in der durch diese Arbeiten erfolgten Mit- und Ausgestaltung zahl- 
reicher Vorhaben und Maßnahmen der Bundesregierung. Diese enge 
Wechselwirkung und Kooperation zwischen Politik, Wissenschaft 
und Praxis hat sich bewährt und zu fruchtbaren Ergebnissen geführt. 
Einige wenige aus dem Gesamtbereich herausgegriffene Aktivitäten, 
wie etwa die Aufstellung und Weiterentwicklung des Umweltpro- 
gramms der Bundesregierung, die Arbeiten zur Weiterentwicklung 
der sozialen Sicherung (Krankenversicherung, Schaffung eines neuen 
Sozial- und Arbeitsgesetzbuches), der von Bund und Ländern ent- 
wickelte Bildungsgesamtplan, unterstreichen dies beispielhaft und 
dokumentieren zugleich das Bemühen um eine vorausschauend kon- 
zipierte Politik. 

Die Ressorts haben parallel hierzu und entsprechend den ihnen ge- 
stellten Aufgaben ihre analytische und planerische Kapazität ausge- 
baut. Die Skala der Aktivitäten reicht von der Einführung eines neu- 
en Planungs- und Managementsystems im Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (seit 1973) über den Ausbau 
der prognostischen Möglichkeiten der Zielfindung und -Auswahl, 
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etwa in der Forschungs- und Technologiepolitik oder der Bildungs- 
planung, bis hin zu einer planungs- und kooperationsfördernden Ge- 
staltung der entsprechenden Arbeitseinheiten einer Reihe von Res- 
sorts. 


Drucksache 7/2489 

2. Was hat die Bundesregierung zur Verbesserung des internen 
Informationsflusses der Ministerien unternommen, um die nega- 
tiven Folgen von Doppelarbeit, Referatsegoismus, sowie zu- 
fälligen Kompetenzabgrenzungen abzumildern? 

Das interne Informationssystem eines Ministeriums ist eine wesentli- 
che Voraussetzung für die Optimierung seiner Entscheidungsprozes- 
se. Eine gute Entscheidung setzt neben der zweckmäßigen Organisa- 
tion des Ministeriums eine zweckmäßige Regelung des Informations- 
flusses voraus. 

Die Grundregeln über den Informationsfluß sind in zahlreichen Vor- 
schriften der Gemeinsamen Geschäftsordnung niedergelegt. 

Darüber hinaus sind in einzelnen Ministerien entsprechend ihren ty- 
pischen Notwendigkeiten ergänzende Informationssysteme, zum Teil 
mit Hilfe der Datenverarbeitung, zum Teil in konventioneller Form 
geschaffen worden. Im einzelnen wurden folgende Maßnahmen in 
den verschiedenen Ministerien getroffen: 

— Einführung eines formalisierten Berichtswesens, 

— Erfassung der Ressortaktivitäten zur Verbesserung der zentralen 
Steuerung, 

— Einführung von Arbeitskarteien in Anlehnung an die Datenblatt- 
erhebungen im Rahmen des Informationssystems der Bundes- 
regierung, 

— Erfassung von Daten im Rahmen der Erfolgskontrolle des Res- 
sortarbeitsprogramms, 

— laufende Unterrichtung aller Bediensteten über Ressortarbeitspro- 
gramme, 

— Einführung umfassender Planungs- und Managementsysteme, 

— ständige Überprüfung und Verbesserung der Aufbauorganisation 
mit Ziel optimaler Zuständigkeitsabgrenzungen (Zusammenlegun- 
gen, Neuabgrenzungen usw.). 

Weitere Maßnahmen, die u. a. auch auf die Verbesserung der 
Schriftgut- und Dokumentationsverwaltung sowie den Einsatz tech- 
nischer Hilfsmittel zielen, sind im „Leistungsplan zur Rationalisie- 
rung der Bundesverwaltung" vorgesehen (vgl. Frage 3 der Druck- 
sache 7/2490). 

Was die Kommunikation zwischen den Ressorts angeht, so ist zu- 
nächst auf das Frühkoordinierungsverfahren der Bundesregierung 
hinzuweisen (vgl. Antwort zu Frage 3). Im Bundesministerium des In- 
nern wird ferner z. Z. an einem „Arbeitsprogramm zur Verbesserung 
des Informations wesens der Bundesregierung" gearbeitet. 


Drucksache 7/2489 

3. Ist der nach 1970 von der Planungsabteilung des Bundeskanzler- 
amtes unternommene Versuch einer besseren Koordinierung und 
Planung der Regierungstätigkeit gescheitert und ggf. warum? 

Die bessere Koordination und Planung der Regierungstätigkeit er- 
folgt nicht erst wie in der Frage unterstellt wird, nach 1970, vielmehr 
wurden die Voraussetzungen bereits Ende 1969 geschaffen. 
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In den beiden Antworten der Bundesregierung {Drucksachen VI/1953 
und VI/2709) auf die Großen Anfragen der CDU/CSU (Drucksachen 
VI/1620 und VI/2604) sind die Erfolge der besseren Koordination und 
Planung der Regierungstätigkeit ausführlich dargelegt. In der Druck- 
sache VI/1953 wurde hierzu ausgeführt: 

„Die im Jahre 1969 gebildete Bundesregierung fand bei der Auf- 
nahme ihrer Arbeit kein brauchbares Instrumentarium für die Pla- 
nung, Koordinierung und Durchführung ihrer gesamten Tätigkeit 
vor. Lediglich in Teilbereichen, wie etwa in der mittelfristigen 
Zielprojektion der Wirtschaftspolitik, in der mehrjährigen Finanz- 
planung, im Sozialbudget und in der Neubauplanung für Bundes- 
femstraßen konnte sie sich auf bereits vorhandene Ansätze stüt- 
zen. 

Auch die Voraussetzungen für eine schnelle Einführung neuer Pla- 
nungsverfahren in den Ministerien und im Bundeskanzleramt wa- 
ren nicht oder allenfalls in Ansätzen gegeben. Deshalb mußte und 
muß die Bundesregierung Planungsverfahren für die Regierungsar- 
beit erst entwickeln. 

Begonnen wurde mit der Entwicklung einer Frühkoordinierung der 
Regierungsarbeit. Das Frühköordinierungsverfahren ist nach Bil- 
dung der Bundesregierung im Oktober 1969 von der Planungsab- 
teilung des Bundeskanzleramtes und den neu eingesetzten Pla- 
nungsbeauftragten der Bundesministerien Schritt für Schritt aufge- 
baut worden. Ziel dieses Verfahrens ist es, alle Vorhaben, die Ka- 
binettentscheidungen erfordern oder sonst von besonderer politi- 
scher Bedeutung sind, so früh wie möglich zu erfassen und allen 
Bundesministerien und dem Bundeskanzleramt sofort zugänglich 
zu machen. 

Damit wurde eine bisher so nicht gegebene Abstimmung der Res- 
sorts untereinander und eine bessere Vorbereitung der Entschei- 
dungen des Kabinetts und der mittelfristigen Planung der Arbeit 
der Bundesregierung ermöglicht." 

Die in den Antworten aufgezeigten positiven Entwicklungen haben 
sich auch in der 7. Legislaturperiode fortgesetzt. Das Instrumenta- 
rium wurde inzwischen verfeinert und ist nunmehr auch individuel- 
len Benutzerwünschen zugänglich. 


Drucksache 7/2489 

4. Welche konkreten Aufgaben sind der Planungsabteilung des 
Bundeskanzleramtes zur Zeit gestellt? 

Die Planungsabteilung des Bundeskanzleramtes hat in Vollzug des 
Regierungsprogramms die Funktion, in Zusammenarbeit mit den Res- 
sorts die politische Arbeit der Legislaturperiode zu koordinieren 
(Äblaufplanung, Arbeitsprogramm, Geschäftsführung des Gremiums 
der Planungsbeauftragten) und hierzu politische Analysen zur Bera- 
tung der Amtsleitung zu erstellen. 

Die Planungsabteilung hat außerdem eine ressortübergreifende Pro- 
gnose- ünd Evaluierungsfunktion im Hinblick auf die längerfristige 
Entwicklung: Sie bemüht sich einmal darum, solche Entwicklungen 
frühzeitig zu erkennen, die ohne staatliches Handeln gesellschaftliche 
Konflikte auslösen könnten-, zum anderen analysiert sie laufen- 
de Maßnahmen mit erheblicher Mittelbeanspruchung, die seit Jahren 
fortgeschrieben werden, auf die Möglichkeit ihrer Einstellung, Ein- 
schränkung oder Umsteuerung. 

Zur Unterstützung dieser Arbeiten dienen die Dokumentation und 
das EDV-gestützte Informationssystem, das zugleich Servicefunktion 
für die Ressorts hat. 
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Drucksache 7J2489 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bundestag 
eine integrierte Aufgaben- und Finanzplanung vorzulegen, aus 
der die Prioritäten sowie der finanzielle Aufwand für die ein- 
zelnen Maßnahmen hervorgeht? 

Die Bundesregierung stellt für ihren Bereich die Finainzplanungen 
stets aufgabenbezogen auf. 

Im gesamtstaatlichen Rahmen würde eine integrierte Aufgaben- und 
Finanzplanung jedoch neben einer prognostisch relativ gesicherten 
Einschätzung der Entwicklung des makroökonomischen Datenkran- 
zes auch einen aufgabenorientierten Konsensus aller politischen Ent- 
scheidungsinstanzen in Bund, Ländern und Gemeinden erfordern. 

Schon die Bemühungen im Finanzplanungsrat, über eine Abstim- 
mung der aktuellen Finanzpolitik und der Haushaltszuwachsraten 
hinaus zu einer abgestimmten Festlegung von Ausgabenschwerpunk- 
ten und Prioritäten zu gelangen, sind bislang an politischen Gegen- 
sätzen der Beteiligten gescheitert. 

Mit den grundsätzlichen verfassungsrechtlichen und -politischen 
Aspekten übergreifender gesamtstaatlicher Planung hat sich insbe- 
sondere auch die Enquete-Kommission Verfassungsreform beschäf- 
tigt. 

Die Bundesregierung verweist insoweit auf die schwerwiegenden 
sachlichen und politischen Bedenken, die sie bereits der Enquete- 
Kommission Verfassungsreform vorgetragen hat. 


Drucksache 712489 

6. Durch welche sonstigen Aktivitäten ist seit 1970 die Fähigkeit 
von Regierung und Verwaltung verbessert worden, zukunfts- 
orientierte, aufeinander abgestimmte, in die Gesamtpolitik ein- 
gefügte, ggf. auch ressortübergreifende Konzeptionen zu ent- 
wickeln, oder sind solche Aktivitäten wenigstens eingeleitet, 
und stehen der Regierung dafür Beamte in ausgewogenen 
Qualifikationen zur Verfügung? 

Auf die Ausführungen zu Fragen 1 und 3 wird Bezug genommen. 

Auf der Grundlage des allen Ressorts zugänglichen Informationssy- 
stems der Bundesregierung sind die Voraussetzungen für die Früh- 
koordination der Ressorts, die Abstimmung der Aktivitäten, ein- 
schließlich der Entwicklung von ressortübergreifenden Konzeptionen 
gegeben. 

In der praktischen Arbeit hat sich dies in einer Intensivierung der 
Tätigkeit interministerieller Arbeitsgruppen niedergeschlagen und 
konkreten Ausdruck in der Vorlage ressortübergreifender Program- 
me gefunden-, zum Beispiel: 

Umweltprogramm der Bundesregierung 

Das Programm bedeutet die Abkehr von einem lediglich punktuell 
reagierenden Umweltschutz zu einer umfassenden Umweltpolitik, 
die sich auf ein neues wissenschaftliches, rechtliches und organi- 
satorisches Instrumentarium stützt. Die Vorarbeiten für die Erstel- 
lung des Programms wurden in zahlreichen Projektgruppen gelei- 
stet, in denen neben Sachverständigen aus Verwaltung und Wirt- 
schaft auch namhafte Wissenschaftler mitgearbeitet haben. Dieses 
im Jahre 1971 von der Bundesregierung verabschiedete Programm 
ist ein Modellfall dessen, wie wissenschaftliche Erkenntnisse und 
Erfahrungen für politische Entscheidungsprozesse nutzbar gemacht 
werden. Die Fortschreibung des Programms ist in Arbeit. 

Energieprogramm der Bundesregierung 

Dieses Programm, das erstmals vor der Energiekrise vorgelegt und 
dessen erste Fort Schreibung am 23. Oktober 1974 vom Kabinett 
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verabschiedet wurde, enthält die Konzeption der Bundesregierung 
zur langfristigen Sicherung der Energieversorgung. Diese Konzep- 
tion wurde unter Beteiligung nahezu aller Ressorts entwickelt. 

Forschungsprogramm Humanisierung des Arbeitslebens 

Das Programm soll die Grundlage für konkrete politische Umset- 
zungsmaßnahmen bilden, etwa durch Formulierung neuer Vor- 
schriften zur Arbeitssicherheit in den Betrieben, durch Anregun- 
gen zur Arbeitsorganisation, durch gezielte Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten, die auf das Schließen festgestellter Wissens- 
lücken gerichtet sind, durch Entwicklung menschengerechter Ar- 
beitstechnologien, durch Verbreiten und Anwenden wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse u. a. m. 

Bildungsgesamtplan 

Mit dem Bildungsgesamtplan haben Bund und Länder einen ge- 
meinsamen langfristigen Rahmenplan für eine abgestimmte Ent- 
wicklung des gesamten Bildungswesens bis zum Jahr 1985 vorge- 
legt. 

Eine derartige, ressortübergreifende und auch über den Rahmen der 
Bundesressorts hinausgehende Koordinierung und Aufstellung von 
Programmen unterstreicht die Fähigkeit von Regierung und Verwal- 
tung, zukunftsorientierte, aufeinander abgestimmte und in die Ge- 
samtpolitik eingefügte Konzeptionen zu entwickeln. Dies gibt zugleich 
auch Antwort auf die Frage, ob für derartige Aktivitäten qualifizier- 
te Beamte zur Verfügung stehen. 

Es wird ergänzend darauf hingewiesen, daß in interministeriellen Ar- 
beitskreisen auch die Arbeiten zur Entwicklung bzw. Verfeinerung 
geeigneter Instrumente zur Unterstützung vorausschauend orientier- 
ter Politiken vorangetrieben werden. So ist z. B. seit 1971 ein inter- 
ministerieller Arbeitskreis mit der Entwicklung „sozialer Indikato- 
ren" befaßt. Derartige Indikatoren, die Informationen über tatsäch- 
liche gesellschaftliche Entwicklungen, über Einstellungen und Wer- 
tungen in der Gesellschaft vermitteln sollen, können geeignet sein, 
rechtzeitig relevanten politischen Entscheidungsbedarf zu signalisie- 
ren und sich hierdurch zu einer bedeutsamen Komponente im politi- 
schen Willensbildungsprozeß entwickeln. 


Drucksache 712489 

7. Welche Möglichkeiten und Techniken für eine wirksame Ratio- 
nalisierung der Verwaltung und ihre Erfolgskontrolle sind seit 
1970 entwickelt worden, und in welchen Einzelfällen wurden sie 
angewandt (einschließlich Nutzen-Kosten- Analysen sowie regel- 
mäßige Aufwands- und Ertragsrechnungen) ? 

Die in § 7 der Bundeshaushaltsordnung ausgesprochene Verpflich- 
tung zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und damit insbesondere 
auch zur Wahrnehmung jeder Möglichkeit der Rationalisierung und 
zur Erfolgskontrolle ist in den vorläufigen Verwaltungsvorschriften 
hierzu (abgedruckt in MinBIFin 1973 S. 190 ff.) näher konkretisiert 
worden; namentlich sind dort u. a. ausdrücklich Erfolgskontrollen 
vorgesehen. 

Sie enthalten auch als Ergebnis der Untersuchungen einer intermini- 
steriellen Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Bundesministers der Fi- 
nanzen eine Anleitung zur Durchführung von Nutzen-Kosten-Unter- 
suchungen als Entscheidungshilfe für geeignete Maßnahmen (a. a. O. 
S. 194). Nutzen-Kosten-Untersuchungen sind allerdings methodisch 
äußerst anspruchsvolle und aufwendige Entscheidungshilfen. Ihre 
Anwendbarkeit hängt ferner von den Möglichkeiten der Quantifizie- 
rung ab, die in vielen Bereichen auf der Nutzenseite und bei den 
„sozialen Kosten" Schwierigkeiten bereitet. Bisher wurde dieses In- 
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strument vor allem von den Bundesministerien für Verkehr, für 
Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der Verteidi- 
gung und für Forschung und Technologie angewendet. 

Eine interministerielle Arbeitsgruppe ist ferner z. Z. damit befaßt, 
Projektplanungsverfahren für die Bundesverwaltung zu entwickeln 
und zu verfeinern. 

Ferner bemühen sich die einzelnen Ministerien seit längerer Zeit, für 
ihren Bereich mögliche und sinnvolle Rationalisierungsmaßnahmen 
durchzuführen, wobei sich aus den unterschiedlichen Aufgaben auch 
starke Unterschiede ergeben. Dies geschieht vielfach durch Einsatz 
der Datenverarbeitung und ebenso durch mehr oder weniger umfang- 
reiche sonstige Maßnahmen, zum Beispiel: 

Im Bundesministerium für Wirtschaft die Entwicklung von Verfah- 
ren, die im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung, der öf- 
fentlichen Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen und der 
Förderung technologischer Erstinnovationen sicherstellen, daß bei 
laufenden Projekten erzielte Ergebnisse und gewonnene Erfahrun- 
gen für künftige Maßnahmen ausgewertet werden. Das dazu erfor- 
derliche Instrumentarium wurde mit Hilfe wissenschaftlicher Insti- 
tute und des Rationalisierungskuratoriums der Deutschen Wirt- 
schaft aufgebaut. 

Im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ein im Jahre 1973 neu eingeführtes umfassendes Planungs- und 
Managementverfahren auf der Grundlage eines Gutachtens der 
Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform und einer Un- 
tersuchung einer internationalen Unternehmensberatungsgesell- 
schaft, an der die Projektgruppe mitgewirkt hat. 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die Vorberei- 
tung von sozialpolitisch bedeutsamen Entscheidungen mit Hilfe 
von Alternativ- und Modellrechnungen unter Einsatz der EDV. 

Im Bundesministerium der Verteidigung die neu eingeführten Ver- 
fahren zur Entwicklung und Beschaffung von Wehrmaterial und 
die Neuregelung des Managements für komplexe Waffensysteme; 
hiervon wurde dem Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit 
durch das Weißbuch 1971/1972 (Abschnitt 159 ff.) ausführlich Kennt- 
nis gegeben. Bei der Vorbereitung der Entscheidung komplexer 
Probleme werden dort vor allem folgende Techniken verwandt: 
Methoden der Vorausschau, systemanalytische Bewertungsmetho- 
den, quantitative Methoden des Operations Research, Kostenrech- 
nungen, Simulationstechnik. 

Im Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen die An- 
wendung der vom REFA-Verband gelehrten Methoden des Arbeits- 
studiums, an deren Entwicklung die Deutsche Bundespost — ins- 
besondere in den Bereichen der Dienstleistung und Verwaltung — 
beteiligt war und Methoden und Verfahren wie Problemanalysen, 
Entscheidungstabellen, graphische Darstellungen von Arbeitsab- 
läufen und Aufgabengliederungen. 

Im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit die Ent- 
wicklung sektoraler Strategien auf der Grundlage der entwick- 
lungspolitischen Konzeption als Vorgabe für länder- und projekt- 
bezogene Planungen und die Einführung von Rahmenplänen für 
mehrjährige Gesamtprogramme, Operationsplänen für einzelne 
Entwicklungsmaßnahmen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern die teils 
durchgeführte, teils geplante Einrichtung von Informationssyste- 
men, wie z. B. die Informationssysteme auf dem Gebiet der Inneren 
Sicherheit, die Statistische Datenbank und das Informationssystem 
zur Umweltplanung. 

Zu erwähnen ist ferner der Einsatz eines Kleincomputers im Auswär- 
tigen Amt für die automatische Dechiffrierung und Verteilung einge- 
hender Fernschreiben. 
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Daneben steht noch eine Vielzahl weiterer Maßnahmen, wie etwa 
auch die gemeinsame Benutzung verschiedener Hilfseinrichtungen 
durch das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft und das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie (Bücherei, Fahr- 
bereitschaft, Vervielfältigungsstelle, technische Dienste), die für die 
tägliche Arbeit der Ministerien von großer Bedeutung sind. 


Drucksache 7/2489 

8. Durch welche Maßnahmen und bei welchen Gesetzen, etwa auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes, hat die Bundesregierung dafür 
Sorge getragen, daß deren Auswirkungen bei der Durchführung 
erfaßt und rückgekoppelt werden? 

über die in der Antwort zur vorigen Frage angesprochenen Metho- 
den einer innerorganisatorischen Erfolgskontrolle hinaus bemühen 
sich die Bundesressorts in vielfältiger Weise darum, die Auswirkun- 
gen von Maßnahmen zu erfassen und für die Vorbereitung weiterer 
politischer Entscheidungen nutzbar zu machen. 

Dabei ergibt sich angesichts der unterschiedlichen Aufgaben und 
Ziele der Ressorts ein vielschichtiges Bild. Im Rahmen dieser Ant- 
wort kann nur auf einige Beispiele eingegangen werden. 

Unter den herkömmlichen Instrumenten kommt unbestritten der Sta- 
tistik und ihrer Analyse besondere Bedeutung zu. Die Erfüllung zahl- 
reicher staatlicher Aufgaben, vor allem in wirtschaftlichen und so- 
zialen Bereichen wie auch bei Umweltfragen, ist ohne die Überprü- 
fung der Wirksamkeit von Maßnahmen anhand statistischer Daten 
heutzutage nicht mehr denkbar. 

Statistische Analysen finden in immer weiteren Bereichen Berück- 
sichtigung. Ein Beispiel dafür sind z. B. die regelmäßigen Erhebungen 
aufgrund des Umweltstatistikgesetzes. Auch die Rechtstatsachenfor- 
schung gehört in diesen Zusammenhang. Hier werden — gestützt auf 
statistische Ermittlungen und Berichte der gerichtlichen und staats- 
anwaltschaftlichen Praxis nach dem Inkrafttreten eines neuen Geset- 
zes — Prognosen für die künftigen Auswirkungen gesetzlicher Neu- 
regelungen gestellt und der Erfolg kontrolliert. Das Ergebnis der An- 
wendung dieser Methode ist z. B. die Korrektur der 1964 eingeführ- 
ten Vorschrift über das Schlußgehör im Entwurf eines 1. Strafverfah- 
rensreformgesetzes. 

Ein weiteres wichtiges Mittel der Erfolgskontrolle ist die kritische 
Kommentierung der Auswirkung staatlicher Maßnahmen durch Ex- 
perten aus Wissenschaft und Praxis. Der Dialog mit den Experten ist 
herkömmlicherweise in den Beiräten institutionalisiert. Hervorzuhe- 
ben sind dabei Einrichtungen, die Gesamtentwicklungen größerer Le- 
bensbereiche aus interdisziplinärer Sicht verfolgen wie der Deutsche 
Rat für Stadtentwicklung und der Rat von Sachverständigen für Um- 
weltfragen und auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Soweit dies sinnvoll erscheint, 
macht die Bundesregierung auch von der Möglichkeit Gebrauch, den 
Vollzug bestimmter Gesetze durch wissenschaftliche Untersuchun- 
gen begleiten zu lassen (z. B. beim Graduiertenförderungsgesetz). 

Auch das Mittel der Meinungsumfragen wird genutzt. Beispiele hier- 
für sind die Durchführung des Absatzfondsgesetzes und die Untersu- 
chung der Reaktion der Landwirte auf die einzelbetrieblichen Inve- 
stitionshilfen und die sozialen Ergänzungsmaßnahmen. 

Innerhalb der Verwaltungsorganisation bedienen sich die Bundesres- 
sorts vielfach besonderer Dienststellen des Bundes zur planmäßigen 
Auswertung von Informationen. In diesem Zusammenhang sind ne- 
ben dem Statistischen Bundesamt u. a. zu nennen: 

— die Bundesstelle für Außenhandelsinformation, 

— das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, 
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— der Bundesbeauftragte für den Steinkohlenbergbau und die Stein- 
kohlenbergbaugebiete, 

— das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit, 

— das Bundesgesundheitsamt, 

— das Deutsche Institut für medizinische Dokumentation und Infor- 
mation, 

— das Kraftfahrtbundesamt, 

— die Bundesanstalt für Gewässerkunde, 

— das Deutsche Hydrographische Institut, 

— der Deutsche Wetterdienst, 

— die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumord- 
nung, 

— die Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben, 

— das Umweltbundesamt, 

— das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung. 

Bei den Förderungen von Projekten im Rahmen formalisierter Pla- 
nungsverfahren, wie sie z. B. bei der Forschungsförderung und der 
Entwicklungshilfe üblich sind, ist durch die vorgeschriebenen regel- 
mäßigen Projekt- und Rechenschaftsberichte sowie durch Soll-Ist- 
Vergleich der notwendigen Rückkopplung von Informationen Rech- 
nung getragen. 

Eine Reihe moderner Entscheidungshilfen bieten ferner Gelegenheit, 
Informationen zum Zweck der Rückkopplung zu gewinnen und zu 
verwerten. Zu nennen sind etwa Planspiele, z. B. im Rahmen der Ar- 
beiten zur Steuerreform unter Beteiligung der Bundes- und Landes- 
verwaltung sowie der Wirtschaft, zur Vorbereitung des Städtebau- 
förderungsgesetzes und bei der Novellierung des Bundesbaugeset- 
zes. 

Auch Modellversuche, wie sie etwa für Maßnahmen im landwirt- 
schaftlichen und sozialen Bereich durchgeführt wurden, und Demon- 
strativprojekte, etwa auf dem Gebiet des Umweltschutzes, sind hier 
zu nennen. 

Ein erheblicher Teil der Bundesgesetze wird von den Ländern als 
eigene Angelegenheit ausgeführt. 

Eine Erfolgskontrolle ist auch hier gewährleistet. Dafür sorgen z. B. 
gesetzliche Pflichten zur Weitergabe von Daten auf den Gebieten 

— Unfall-, Krankenversicherung und Rentenversicherung der Arbei- 
ter, 

— Raumordnung (Programmunterrichtung), 

— Wohnungsbau (Programmabstimmung), 

— Sozialhilfe, 

— Jugendwohlfahrt. 

Im übrigen hat sich der Erfahrungsaustausch zwischen Bund und 
Ländern in Form von Fachministerkonferenzen, Referentenbespre- 
chungen, sonstigen Bund-Länder-Ausschüssen, Arbeitskreisen usw. 
bewährt. 

In Artikel 9 Abs. 1 des Entwurfs einer Rahmenvereinbarung zwi- 
schen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der For- 
schung nach Artikel 91b GG ist ausdrücklich vorgesehen, daß Bund 
und Länder Grundsätze zu einer Erfolgskontrolle entwickeln. Dazu 
gehört die regelmäßige Überprüfung durch Bund und Länder, ob die 
gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen noch die Voraus- 
setzungen für eine Förderung erfüllen. Entsprechendes gilt für die 
Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur". 
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Wachsende Bedeutung bei der Kontrolle der Effektivität von Nor- 
men gewinnt der internationale Erfahrungsaustausch. Als Beispiel ist 
die Tätigkeit der Vertragskommissionen im Rahmen von internatio- 
nalen wasserwirtschaftlichen Konventionen zu nennen. 

In zunehmendem Maße berichtet die Bundesregierung über durchge- 
führte und beabsichtigte Maßnahmen durch Dokumentationen (z. B. 
den Raumordnungsbericht). Auch hierin liegt nicht zuletzt wegen der 
Einladung an die interessierte Öffentlichkeit und die Wissenschaft 
zu Kritik und Anregungen ein Beitrag zur Erfolgskontrolle. 


Drucksache 712489 

9. Wieviel Datenverarbeitungsanlagen sind zur Zeit in der Bun- 
desverwaltung (ohne Bundesbahn und Bundespost) in Betrieb? 

a) Bei welchen Dienststellen und für welche konkreten Auf- 
gaben sind sie eingesetzt? 

b) Wie hoch ist zur Zeit der Grad der Auslastung der Anlagen? 

c) Welche Gründe sind ggf. für die Minderauslastung der ein- 
zelnen Anlagen maßgebend? 

d) Wieviel neue Planstellen wurden seit dem Haushaltsjahr 
1970 für den Betrieb von Datenverarbeitungsanlagen in der 
Bundesverwaltung (ohne Bundesbahn und Bundespost) be- 
willigt? Welche Personaleinsparungen stehen ihm in den 
konkreten Einzelfällen gegenüber? 

In der Bunde sverwaltung (ohne Bundesbahn und Bundespost) werden 
nach dem Stand vom 1. Januar 1974 65 EDV-Anlagen (Universalrech- 
ner) eingesetzt; davon entfallen 27 Anlagen auf den Geschäftsbereich 
des BMVg (DV-Zentralbereich). Zusätzlich sind in einigen Geschäfts- 
bereichen Kleinrechner (sog. MDT-Geräte und Prozeßrechner) für 
math./techn. Anwendungen eingesetzt, die nicht im einzelnen erfaßt 
sind. 

a) Die EDV-Anlagen verteilen sich auf die obersten Bundesbehörden 
wie folgt: 

Geschäftsbereich Zahl der Anlagen 


Deutscher Bundestag 1 

Presse- und Informationsamt 1 

Auswärtiges Amt 1 

Bundesminister des Innern 7 

Bundesminister der Justiz 2 

Bundesminister der Finanzen 6 

Bundesminister für Wirtschaft 4 

Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 3 

Bundesminister für Arbeit 1 

Bundesminister für Verkehr 9 

Bundesminister der Verteidigung 

(DV-Zentralbereich) 27 

Bundesminister für Jugend, Familie 

und Gesundheit 3 

Bundesministerium für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau 1 


Die EDV-Anlagen werden im wesentlichen für Aufgaben des Ver- 
waltungsvollzugs genutzt, so z. B. die Anlagen beim Statistischen 
Bundesamt, beim Bundeskriminalamt, beim Kraftfahrtbundesamt, 
bei der Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung; daneben 
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werden EDV-Anlagen bei technisch-wissenschaftlichen Anwen- 
dungen, so z. B. im Wetterdienst, eingesetzt. In zunehmendem 
Maße werden auch Systeme zur Informationsbereitstellung aufge- 
baut (z. B. Sozialdatenbank, Informationsbereitstellungssystem 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Informa- 
tionssystem für medizinische Literatur, Datenbank für Förde- 
rungsvorhaben, Informationssystem für die Vorhabenplanung, Ju- 
ristisches Informationssystem, Informationssystem für die Bun- 
deswehrplanung) . 

über weitere Einzelheiten des EDV-Einsatzes in der Bundesver- 
waltung unterrichtet die beigefügte Aufstellung (Anlage 1) über 
wichtige Fälle der EDV-Anwendung, auch soweit hierfür keine 
ressorteigenen Anlagen vorhanden sind. 

b) Die weit überwiegende Zahl der in der Bundesverwaltung mit 
Stand vom 1. Januar 1974 eingesetzten Anlagen wird voll ausge- 
lastet und im Mehrschichtbetrieb gefahren. Darüber hinaus be- 
nutzen einige Behörden der Bundesverwaltung auch Rechenka- 
pazität fremder Anlagen, z. B. bei anderen Ressorts oder bei der 
Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung. 

c) Soweit in Einzelfällen die vorhandene technische Kapazität nicht 
voll genutzt wird, liegt dies an Startbedingungen oder ist in der 
Art der Aufgabenstellung begründet. Beispielsweise gibt es Da- 
tenbanksysteme, die zusätzliche Rechner-Kapazität für eine stark 
schwankende Benutzerfrequenz bei Dialogbetrieb und Direktver- 
arbeitung bereithalten müssen. 

d) Im Zusammenhang mit der Anwendung der EDV wurden in den 
Bundeshaushaltsplänen 1970 bis 1974 insgesamt 888 Stellen bewil- 
ligt, davon 451 Planstellen für Beamte und 437 Stellen für Ange- 
stellte. 

Personaleinsparungen durch den Einsatz von EDV-Anlagen kön- 
nen nur in wenigen Fällen im einzelnen nachgewiesen werden. 
Die Gründe hierfür liegen in folgendem: 

1 . EDV-Anlagen werden heute im wesentlichen für Massen- 
und Routinearbeiten in Bereichen des Verwaltungsvollzuges 
genutzt, in denen die anfallenden Arbeiten mit dem vorhande- 
nen Personal nicht bewältigt werden können oder ein Perso- 
nalmehrbedarf infolge Aufgabenzuwachs aufgefangen werden 
muß. 

2. Im übrigen werden EDV-Anlagen eingesetzt, um qualifi- 
ziertere Arbeitsergebnisse, aktuelle Daten und Zeitgewinne zu 
erzielen, die mit herkömmlichen Mitteln nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand an Zeit und Personal erreicht 
werden können (Informationsverarbeitungs- und Informations- 
bereitstellungs-Systeme) . 

3. Eine Personaleinsparung durch den Einsatz von EDV-Anla- 
gen tritt regelmäßig erst nach einer längeren Einführungszeit 
ein. Das dann nach und nach frei werdende Personal wird re- 
gelmäßig zur Befriedigung des an anderer Stelle bestehenden 
dringenden Personalbedarfs eingesetzt, ohne daß der Zusam- 
menhang der Personaleinsparung mit dem Einsatz der EDV- 
Anlage erkennbar wird. 


Drucksache 712489 

10. Ist die Bundesregierung bereit, zur besseren Information des 
Deutschen Bundestages und der deutschen Öffentlichkeit, ins- 
besondere im Hinblick auf Planungsprobleme, eine generelle 
Veröffentlichimgspf licht für durch öffentliche Mittel finanzierte 
Gutachten und Forschungsvorhaben einzuführen (zwei Jahre 
nach Fertigstellung) ? 

Die Bundesregierung war und ist darauf bedacht, Informationen, die 
in ihrem Bereich anfallen, soweit — insbesondere auch unter dem Ge- 
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sichtspunkt des Datenschutzes — möglich, Parlament und Öffentlich- 
keit zugänglich zu machen. 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie und das Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft veröffentlichen daher 
jährlich in ihren Förderungskatalogen die jeweils geförderten For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben, Studien und Gutachen. Das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gibt 
entsprechende Angaben in seinen Jahresberichten Forschung be- 
kannt. Dadurch sind das Parlament und die interessierte Öffentlich- 
keit frühzeitig in der Lage — oft bereits vor Beendigung der Vorha- 
ben — , mit den durchführenden Stellen Kontakt aufzunehmen. Es ist 
beabsichtigt, diese Veröffentlichungen im Bereich der zivilen For- 
schung auf die gesamte Bundesregierung auszudehnen. Die Vorberei- 
tungen hierzu werden z. Z. im Bundesministerium für Forschung und 
Technologie getroffen. 

Die Veröffentlichung der Ergebnisse von Forschungsvorhaben ist ge- 
nerell wie folgt geregelt: Sofern forschenden Stellen Zuwendungen 
nach § 44 BHO gewährt werden, gelten die Vorläufigen Verwal- 
tungsvorschriften zur BHO (Vorl. VV — BHO) (Auszug s. Anlage 2, 
Ziff. 1). Darin ist in Nr. 5.2.7 vorgeschrieben, daß je nach Lage des 
einzelnen Falles bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wis- 
senschaftliche Arbeiten die Nutzbarmachung der Ergebnisse für die 
Allgemeinheit, z. B. durch Veröffentlichung, zu regeln ist. 

Nach Nr. 19.2 der o.a. Vorl.VV — BHO haben einzelne Ressorts ge- 
nerelle Regelungen bez. der Veröffentlichung der Forschungs- bzw. 
Entwicklungsergebnisse getroffen. Diese sehen z. T. sogar eine Ver- 
öffentlichungspflicht der Ergebnisse durch den Zuwendungsempfän- 
ger innerhalb 6 Monaten nach Abschluß des Vorhabens vor. Eine 
Übersicht über diese Regelungen ist in Anlage 2 Ziff. 2 aufgeführt. 

Gutachten werden bei Bedarf veröffentlicht. Einer Veröffentlichung 
aller Gutachten stehen folgende Gründe entgegen: 

— die Gutachten enthalten teilweise vertrauliches Material und ihre 
Veröffentlichung könnte schutzwürdige Interessen (z. B. von Ein- 
zelpersonen oder bestimmten Unternehmen) verletzen, 

— ein Teil der Gutachten betrifft kurzfristig zu entscheidende Fra- 
gen und wäre schon bei der Veröffentlichung überholt, 

— die Kosten der Veröffentlichung sind nicht unerheblich und stün- 
den in keinem vertretbaren Verhältnis zum Erfolg; außerdem sind 
die für diesen Zweck verfügbaren Haushaltsmittel äußerst be- 
grenzt, 

— viele Gutachten haben fachwissenschaftlichen und fachtechni- 
schen Inhalt und interessieren die Öffentlichkeit nur begrenzt. 

Es gibt eine Reihe von Gutachten, die zwar nicht der Öffentlichkeit, 
wohl aber dem Bundestag zugänglich gemacht werden können. Ge- 
nerelle Aussagen darüber, in welchen Fällen dies möglich ist, kön- 
nen nicht gemacht werden. Die Bundesregierung wird aber im Ein- 
zelfall von sich aus oder auf Anfrage prüfen, ob ein Gutachten dem 
Bundestag zugänglich gemacht werden kann. Dabei wird die Bundes- 
regierung berücksichtigen müssen, daß eine gewisse „Internität" von 
Informationen — wozu auch Gutachten gehören können — geradezu 
Voraussetzung dafür ist, daß Entscheidungen in einem kontinuierli- 
chen Prozeß reifen können. 


Drucksache 712490 

1. Wurde eine systematische Bestandsaufnahme der Struktur- 
probleme durchgeführt, ggf. wann, durch wen und in welchen 
Bundesministerien? 


1. Die Straffung und Verbesserung der Organisation in den einzel- 
nen Ministerien ist in erster Linie Aufgabe der dort eingerichte- 
ten Organisationsreferate, die jeweils für ihren Bereich tätig sind. 
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Für größere Untersuchungen werden darüber hinaus — soweit er- 
forderlich — besondere Arbeitsgruppen oder Kommissionen ein- 
gerichtet. Ebenso führt der Präsident des Bundesrechnungshofs 
als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
Organisationsprüfungen durch. Teilweise werden auch Beratungs- 
gesellschaften und wissenschaftliche Institute hinzugezogen. Auf 
diese Weise ist eine ständige Beobachtung und Anpassung der 
vorhandenen Organisation an neue Gegebenheiten und Erforder- 
nisse gesichert. 

An bedeutenden Untersuchungen sind aus der Zeit seit 1969 ins- 
besondere hervorzuheben: 

— Organisationsprüfung im Bundeskanzleramt im Jahre 1971 
durch den Bundesrechnungshof, der das dort Vorgefundene 
Organisationskonzept im wesentlichen bejahte; 

— die Arbeit der Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes vom Herbst 1968 — März 1971, aufgrund derer u. a. 
eine regionale Gliederung der Aufgabenbereiche gegenüber 
der bis dahin vorhandenen sektoralen Kompetenzabgrenzung 
eingeführt wurde; 

— auf vier Jahre angelegte Arbeitsuntersuchungen einer Kommis- 
sion des Bundesministers der Finanzen in allen Abteilungen 
des Ministeriums seit Anfang 1974, die auf längere Sicht auch 
Probleme der Aufbauorganisation erfassen werden; 

— eine in den Jahren 1970/71 in allen Abteilungen des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft mit externer Unterstützung 
durchgeführte Analyse des hausinternen Planungssystems, die 
den Zweck verfolgte, Schwachstellen aufzudecken und Vor- 
schläge für deren Beseitigung zu entwickeln. Außerdem wur- 
den in den letzten Jahren mehrere Organisationsuntersuchun- 
gen durchgeführt, die dazu dienten, unter Gewichtung von 
Quantität und Qualität der Vorgefundenen Aktivitäten den 
Aufgabenzuschnitt von Organisationseinheiten zu verbessern, 
um eine optimale Erfüllung der dem Hause gestellten Aufga- 
ben sicherzustellen. Die Untersuchungen erstreckten sich je 
nach Zielsetzung entweder auf das gesamte Haus, einzelne Or- 
ganisationseinheiten oder Aufgabenschwerpunkte; 

— Organisationsprüfung im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Rahmen der Entwicklung des 
umfassenden Planungs- und Managementsystems, hierbei wur- 
den eine Programmorganisation und ein neues Planungsverfah- 
ren entwickelt; 

— Untersuchungen im Bundesministerium der Verteidigung seit 
1969 durch hierfür eingesetzte Arbeitsgruppen bzw. eine 
Kommission im militärischen Bereich, im Rüstungsbereich, auf 
dem Gebiet der Organisation der elektronischen Datenverar- 
beitung und im Studienbereich der Bundeswehr; deren Ergeb- 
nisse und die daraufhin durchgeführten Maßnahmen sind in 
den Weißbüchern 1970, 1971/72 und 1973/74 dargestellt; 

— Untersuchung der Aufbauorganisation im Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen in den Jahren 1970/71, 
die zu einer Umstrukturierung des Ministeriums nach den 
Grundsätzen der Matrixorganisation führte; 

— Untersuchungen insbesondere im Bereich der Mittelbewirt- 
schaftung sowie der hausinternen Datenverarbeitung und Do- 
kumentation des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie im Jahre 1973; breit angelegte Erhebungen und Erörte- 
rungen der Leitung mit allen Beteiligten zur Vorbereitung der 
programmorientierten Aufbauorganisation, zugleich unter Be- 
rücksichtigung der Ablauforganisation des Ministeriums, die 
am 15. Oktober 1973 zu einer inzwischen bewährten Neuorga- 
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nisation des Hauses unter Verwertung von Arbeitsergebnissen 
der Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform ge- 
führt haben; 

— Untersuchung im Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit durch das Bundesministerium selbst und 
durch eine Gesellschaft für Informationsverarbeitung u. a. für 
die Neuorganisation im Jahre 1970 und für den Aufbau eines 
EDV-orientierten Informationssystems ; 

— Untersuchungen verschiedener Abteilungen im Bundesmini- 
sterium des Innern während der letzten Jahre durch das Or- 
ganisationsreferat und teilweise auch durch eine besondere 
Prüfungsgruppe. 

Neben diesen wegen der Vielzahl nur als Beispiele angeführten 
Untersuchungen werden in den Ministerien laufend Organisations- 
prüfungen in den Bereichen des Inneren Dienstes (vor allem 
Schreib-, Registratur- und Botendienst) sowie der Fachabteilun- 
gen durchgeführt. 

2. Umfangreiche Untersuchungen einschlägiger Art wurden auch 
durch die Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform 
oder in deren Auftrag durch Dritte unter Anwendung sozialwis- 
senschaftlicher Methoden durchgeführt. Um auch insoweit ratio- 
nell vorzugehen, wurden für empirische Untersuchungen reprä- 
sentative Politikbereiche (Arbeitsbereiche verschiedener Ministe- 
rien) ausgewählt. 

Bestandsaufnahmen über Strukturprobleme wurden z. B. durchge- 
führt: 

— 1969 zur geltenden Ressortabgrenzung und zur Zusammen- 
arbeit zwischen den Ressorts durch die Projektgruppe in fast 
allen Bundesministerien; 

— 1970 Fallstudien im Auftrag der Projektgruppe: Gesetz 
über umsatzsteuerliche Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen 
Absicherung, Erweiterung der Haushaltsbefugnisse des Euro- 
päischen Parlaments, Verkehrspolitisches Programm für die 
Jahre 1968 — 1972, Errichtung des Bundessprachenamtes; 

— 1971 Ist-Erhebung zur Frühkoordinierung und zur Finanz- 
planung in den Ressorts durch die Projektgruppe in allen Bun- 
desministerien; 

— 1971 Erhebungen zur Personalwirtschaft durch die Projekt- 
gruppe in allen Bundesministerien; 

— 1971/72 Empirische Untersuchungen zur Programmentwick- 
lung in der Ministerialorganisation (organisatorische Bedin- 
gungen, Umweltsensibilität, Einstellungen und Verhaltenswei- 
sen) im Auftrag der Projektgruppe in Bereichen des BMI, 
BMA, BMV, BMJFG sowie des damaligen BMSt; 

— 1971/72 zur Arbeit der Kabinettausschüsse als Instrumente 
interministerieller Koordination im Auftrag der Projektgruppe 
in den entsprechenden Bundesressorts; 

— 1972 zur Koordinierung der Europa-Politik durch die Pro- 
jektgruppe im Auswärtigen Amt und im Bundesministerium 
für Wirtschaft; 

— 1972 zur Entwicklung eines Planungsverfahrens und einer 
Programmorganisation im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Auftrag der Projektgruppe 
durch eine Unternehmensberatungsgesellschaft. 

Darüber hinaus wurden im Auftrag der Projektgruppe empirische 
Untersuchungen auch in Bereichen außerhalb der Bundesverwal- 
tung durchgeführt. 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2887 


3. Ferner wurde vom Bundesministerium des Innern eine Erhebung 
zur Feststellung der Zuständigkeitsregelungen im Bereich des In- 
formationswesens der obersten Bundesbehörden durchgeführt (ab- 
geschlossen am 1. Mai 1974). 


Drucksache 712490 

2. Wann wurden welche Einzelmaßnahmen mit dem Ziel veranlaßt, 
die Ministerialverwaltung strukturell und funktionell in die 
Lage zu versetzen, ihre Aufgaben mit geringstmöglichem Auf- 
wand bestmöglich zu erfüllen? 

\ 

Bei Beantwortung der Frage 1 sind bereits größere Bereiche ange- 
führt worden, in denen als Folge der durchgeführten Untersuchun- 
gen Maßnahmen zur Modernisierung der Ministerialverwaltung vor- 
genommen worden sind. Als Konsequenz der dort ebenfalls genann- 
ten laufenden weniger umfangreichen Untersuchungen sind die viel- 
fachen, im einzelnen nicht aufzählbaren Maßnahmen wie Schaffung, 
Verlegung, Umorganisation oder Auflösung von Dienstposten, Refe- 
raten, Unterabteilungen oder Abteilungen zu nennen, die eine aufga- 
bengerechte und effektive Organisation schaffen und erhalten sol- 
len. 

Als Beispiele für bedeutendere Einzelmaßnahmen seien aus der Fülle 
der durchgeführten Maßnahmen genannt: 

— im Auswärtigen Amt die zum 1. September 1971 wirksam gewor- 
dene Neugliederung der Rechtsabteilung aufgrund der Erkennt- 
nisse der Kommission für die Reform des Auswärtigen Dienstes, 
durch welche die völkerrechtlichen Fragen ein größeres Gewicht 
erhalten haben 

sowie 

die Durchführung einer stärkeren regionalen Gliederung durch 
Schaffung einer zweiten Politischen Abteilung, ebenfalls auf- 
grund der Erkenntnisse der Kommission für die Reform des Aus- 
wärtigen Dienstes am 1. Oktober 1972 
und 

Zentralisierung der Zuständigkeiten für die Beschaffung für Zen- 
trale und Auslandsvertretungen; 

— im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die im Jahre 
1971 vollzogene Zusammenfassung sämtlicher Kompetenzen im 
Bereich der Rehabilitation in einer „Gruppe Rehabilitation", die 
sich bei Durchführung der Reformen zum Schutz der Behinderten 
sehr bewährt hat; 

— im Bundesministerium der Verteidigung Bildung einer Sozialab- 
teilung und Umgliederung der Abteilung Verwaltung und Recht 
zur Zusammenfassung der wesentlichen Sozial- und Fürsorgeauf- 
gaben (1972), Umgliederung des Informations- und Pressestabes 
zur Straffung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit (1973), Um- 
gliederung der Unterabteilung U III — Bauwesen 8 zur Zusam- 
menfassung und Neuordnung von Aufgaben sowie zur Straffung 
der Arbeitsabläufe (1973), Neuordnung des Inneren Dienstes un- 
ter Zusammenfassung von Sachgebieten zur Straffung und Ratio- 
nalisierung der Arbeitsabläufe (1974); 

— im damaligen Bundesministerium für Städtebau und Wohnungs- 
wesen die im Jahre 1970 durchgeführte Umorganisation, bei der 
unter Wegfall der damals vorhandenen fünf Unterabteilungen 
und teilweisen Auflösung der bestehenden 39 Referate zur sach- 
angemessenen Aufgabenerledigung vier Gruppen und 28 Referate 
gebildet wurden; 

— im Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen die im De- 
zember 1973 durchgeführte Auflösung der Abteilung M — Mini- 
sterialabteilung mit acht Referaten — und deren weitgehende 
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Eingliederung in die Abteilung I als Unterabteilung, die zu einer 
Integration der Fachaufgaben in wichtigen Teilbereichen führ- 
te; 

— die im Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit im 
Mai 1973 neben .der Referatsstruktur aufgrund eines Gutachtens 
der Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform beim Bun- 
desminister des Innern, der Ergebnisse des Arbeitskreises der Or- 
ganisationsreferenten und der Schwachstellenanalyse der damals 
vorhandenen Referatsorganisationen vorgenommenen Einführung 
der Gruppenstruktur; die begleitende Auswertung ist noch nicht 
abgeschlossen; 

— die Neuorganisation des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie vom 15. Oktober 1973; 

— im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft die Auflö- 
sung der dem Staatssekretär unmittelbar unterstellten Gruppe 
„Koordinierung“ und deren wegen des Sachzusammenhangs 
durchgeführte Einbeziehung in die Abteilung II „Bildungspla- 
nung“ im Jahre 1973 sowie 

die im Jahre 1974 durchgeführte Straffung der Abteilung II und 
Konzentration der Bereiche „Wissenschaftspolitik“ und „Interna- 
tionale Angelegenheiten“, wodurch insgesamt drei Referate ein- 
gespart werden konnten; 

— im Bundesministerium des Innern die Umorganisation der Abtei- 
lung „Angelegenheiten der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigten“ mit drei Unterabteilungen in eine eingliedrige Ab- 
teilung. 

Zur Beratung und Unterstützung bei der Rationalisierung des Inne- 
ren Dienstes sowie der organisatorischen Gestaltung des Dienstbe- 
triebes wurde im Jahre 1970 die „Bundesstelle für Büroorganisation 
und Bürotechnik" in Darmstadt errichtet. Sie untersteht der Fachauf- 
sicht des Bundesministers des Innern, so daß eine einheitliche Orga- 
nisations- und Rationalisierungsplanung sichergestellt ist. 


Drucksache 7/2490 

3. Welche organisatorischen Straffungs- und Verbesserungsmaß- 
nahmen werden in der nächsten Zeit durchgeführt oder einge- 
leitet? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Gemeinsame Geschäftord- 
nung der Bundesministerien, in der die wesentlichen Grundsätze der 
Aufbau- und Ablauforganisation der Bundesministerien enthalten 
sind, kritisch zu überprüfen und dort, wo es notwendig ist, zu ändern 
oder zu ergänzen. Der Bundesminister des Innern hat zu diesem 
Zweck den „Leistungsplan zur Rationalisierung der Bundesverwal- 
tung“, entwickelt und mit seiner Durchführung begonnen. Nach den 
augenblicklichen Überlegungen umfaßt der „Leistungsplan“ die vier 
folgenden komplexen Bereiche; 

1. Überprüfung und Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Auf- 
bauorganisation. Diese Arbeiten umfassen neben einer Überprü- 
fung der gegenwärtigen „ Instanzentiefe " und „Instanzenbreite“ 
eine kritische Bestandsaufnahme des derzeitigen Führungssy- 
stems sowie eine Auseinandersetzung mit den in der Literatur 
viel diskutierten Managementmodellen sowie den Organisations- 
modellen, die in flexibler Weise die Bewältigung komplexer Ver- 
waltungsvorhaben vorsehen, wie z. B. Projektgruppen und Pro- 
jektmanagement. 

2. Überprüfung und Verbesserung der Abi auf Organisation, die zu ei- 
ner Beschleunigung und Straffung des Geschäftsgangs sowie zu 
einer Verbesserung des Entscheidungsprozesses führen soll. Dazu 
gehören insbesondere die Einführung von Entscheidungsfindungs- 
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und Projektsteuerungs verfahren, die stärkere verfahrensmäßige 
Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeits- und Kostenwirksam- 
keitsüberlegungen, die bessere und zweckmäßigere Ausstattung 
mit bürotechnischen Hilfsmitteln und Anwendungstechniken. Von 
besonderer Bedeutung ist in diesem Bereich die Elektronische Da- 
tenverarbeitung, weil sie in der Lage ist, der Verwaltungstätig- 
keit durch Automatisierung oder durch schnelle Bereitstellung 
von Entscheidungshilfsmitteln ähnlich neue Dimensionen zu er- 
schließen, wie automatisierte Produktionsmittel die industrielle 
Arbeitswelt beträchtlich verändert haben. Die Verbesserung der 
Textverarbeitung, der Schriftgutverwaltung, des Beschaffungswe- 
sens, des Vordruckwesens, des ressortinternen Informationsgan- 
ges sowie die zweckmäßigere und arbeitsmedizinische Erkennt- 
nisse berücksichtigende Gestaltung von Arbeitsplätzen und Büro- 
gebäuden haben sich als notwendige Ergänzung anzuschließen. 

3. Entwicklung und Bereitstellung von Verfahren zur Überprüfung 
der Zweckmäßigkeit der Verwaltungsorganisation, des Verwal- 
tungsverfahrens und der Möglichkeit der Automatisierung bei 
größeren Vorhaben (Gesetze, Programme, Großprojekte). Dabei 
wird auch das Verwaltungsplanspiel als fester Bestandteil des 
Prüf- und Testverfahrens eine besondere Rolle spielen. 

4. Verklammerung der organisatorischen Strukturen mit denen des 
Personalsteuerungssystems bei der Durchführung der Dienstrechts- 
reform. 

Hiervon abgesehen, bleibt die ständige Überprüfung der Organisa- 
tion in den einzelnen Ministerien und deren Straffung und Verbesse- 
rung durch viele Einzelmaßnahmen eine vorrangige Aufgabe. Von 
umfangreicheren für die nächste Zeit vorgesehenen und z. T. bereits 
eingeleiteten Maßnahmen sind zu nennen: 

— im Bundesministerium der Finanzen die langfristigen Arbeiten 
der zu Frage 1 bereits erwähnten Kommission dieses Ministe- 
riums, 

— im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau umfassende Organisationsberatungen in einigen Teilberei- 
chen nach räumlicher Zusammenführung aller Abteilungen im 
Dienstgebäude Deichmanns Aue, insbesondere auch mit dem Ziel 
der Überprüfung, ob Aufgaben als nichtministerielle Tätigkeiten 
an die Oberfinanzdirektionen abgegeben werden können, 

— im Bundesministerium des Innern die Prüfung, ob und welche 
Aufgaben nichtministerieller Art aus verschiedenen Abteilungen 
auf den nachgeordneten Bereich übertragen werden können. 


Drucksache 7/2490 

4. Welche Erwägungen liegen der in den letzten Jahren zu be- 
obachtenden Bildung von „Gruppen" als unterster Funktions- 
einheit in den Bundesministerien zugrunde? 

a) Worin besteht der Unterschied in Arbeitsweise, personeller 
Ausstattung, Besoldung und Wirksamkeit zwischen Referat 
und Gruppe? 

b) Wieviel solcher Gruppen wurden seit 1970 im Bereich der 
gesamten Bundesregierung ins Leben gerufen, und welche 
Aufgaben wurden ihnen jeweils übertragen? 

c) In welchen Fällen wurden Gruppen wieder abgeschafft und 
aus welchen Gründen? 


Der untersten Organisationsebene in den Bundesministerien kommt 
nach dem herkömmlichen Organisationsverständnis und der Rege- 
lung in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien 
(Teil I) große Bedeutung zu. Ihre Funktionsfähigkeit ist mitentschei- 
dend für die Effektivität der Gesamtorganisation. 
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Es hat sich in den letzten Jahren gezeigt, daß das vielfach anzutref- 
fende herkömmliche Kleinreferat den Anforderungen an diese Orga- 
nisationsstufe nicht immer gewachsen war. Die große Instanzenbrei- 
te, die Ausdruck einer differenzierten Arbeitsteilung ist, hat vielfäl- 
tige Probleme der Steuerung und Planung, der Informationsverarbei- 
tung und Koordination sowie des Kapazitätsausgleichs mit sich ge- 
bracht. Es lag daher nahe, die Instanzenbreite durch Bildung von 
Gruppen zu reduzieren. Als Gruppe im Sinne der Fragestellung und 
der folgenden Ausführungen werden nur die untersten Organisations- 
einheiten eines Ministeriums verstanden, nicht dagegen Projekt- 
gruppen, Arbeitsgruppen oder weiterhin in Referate gegliederte Or- 
ganisationseinheiten. 

Im Rahmen des „Leistungsplans zur Rationalisierung der Bundesver- 
waltung" ist ein neues Grundmodell entwickelt worden, dem die be- 
währten Prinzipien der Referatsorganisation zugrunde liegen, das 
aber darüber hinaus den heutigen Anforderungen der Planung, der 
Arbeitssteuerung und der kooperativen Arbeitsweise gerecht wird. 

Auf der Grundlage dieses Modells ist das Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit umfassend neu, organisiert worden. In 
weiteren Ressorts werden andere Varianten der Gruppenorganisation 
praktiziert. Die Entscheidung über eine etwaige allgemeine Einfüh- 
rung der Gruppenstruktur wird nach gründlicher Auswertung aller 
hiermit gemachten Erfahrungen getroffen. 

a) Der Unterschied zwischen dem genannten Modell und dem her- 
kömmlichen (Klein-) Referat liegt in folgenden Merkmalen: 

— die Organisationseinheit ist größer; sie hat eine Mindestgröße 
von neun Mitarbeitern, 

— alle Aufgaben, die im Sachzusammenhang stehen und ei- 
nen hohen Kooperationsbedarf haben, sollen in einer Organi- 
sationseinheit zusammengefaßt werden, 

— das Arbeitsverfahren der Gruppe wird von dem Grundsatz 
geprägt, daß die unverzichtbare Einzelverantwortung jedes 
Mitarbeiters in ein geplantes System kooperativer Zusammen- 
arbeit eingebettet ist. Arbeitsgrundlage ist ein Arbeitsplan, 
der die Aktivitäten und ihre Prioritäten, die Zeitplanung und 
den Personaleinsatzplan umfaßt. Unter Verantwortung des Lei- 
ters wirken die Angehörigen der Organisationseinheit an die- 
sem Arbeitsplan nach Regeln mit, die dem System „manage- 
ment by objectives" vergleichbar sind, 

— die Wirksamkeit wird darin gesehen, daß 

— durch die organisatorische Zusammenfassung der im Sach- 
zusammenhang stehenden Aufgaben der Koordinationsbedarf 
verringert, die inhaltlichen Konzeptionsentwicklung sowie die 
Informationsverarbeitung verbessert werden, 

— durch die Verringerung der Zahl unterster Organisationseinhei- 
ten die Steuerung und Planung durch die Ressortleitung erleich- 
tert wird, 

— durch die aufgabenmäßige und personalmäßige Vergrößerung 
die interne Arbeitsplanung, die Flexibilität des Personal- 
einsatzes, die Eigenverantwortlichkeit des einzelnen Mitarbei- 
ters und die Möglichkeiten des interdisziplinären und koopera- 
tiven Zusammenwirkens verbessert werden. 

Besoldungsmäßige Auswirkungen sind nicht zwangsläufig und 
daher noch nicht erörtert worden. Die Überlegungen dazu, die 
nicht im Mittelpunkt einer Organisationsreform stehen sollten, 
können erst angestellt werden, wenn die Versuchsphase abge- 
schlossen ist und eine endgültige Funktionsverteilung auf die 
einzelnen Dienstposten erfolgt ist. 
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b) In folgenden Ressorts wurden Gruppen eingeführt: 

— 1967 im Bundeskanzleramt in allen Fachabteilungen unter Bei- 
behaltung einiger Referate, 

— 1970 im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in zw.ei Fachabteilungen für Grundsatz- und Pla- 
nungsaufgaben vier Gruppen; später eine weitere Gruppe 
„Ausbau der Bundeshauptstadt Bonn", 

— 1973 im Bundesministerium für Familie, Jugend und Ge- 
sundheit in allen Fachabteilungen unter Beibehaltung einiger 
Referate, 

— im Bundesministerium für Forschung und Technologie und 
Bundesministerium des Innern in einzelnen Fällen für speziel- 
le Aufgaben. 

Außerdem gibt es in einzelnen Ressorts Großreferate, die zwar 
die Bezeichnung „Referat" tragen, aber nach ihrer Struktur als 
„Gruppen" angesehen werden können. 

c) Zur Auflösung von Gruppen im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft vgl. die Antwort zu Frage 2. 


Drucksache 7/2490 

5. Um wieviel Stellen welcher Besoldungs- bzw. Vergütungsgrup- 
pen sind seit 1970 die unmittelbar einem Bundesminister oder 
Staatssekretär unterstellten Arbeitseinheiten (Bundesminister- 
bzw. Staatssekretärbüros, Kabinetts-, Parlaments-, Presserefe- 
rate u. a., Leitungsbüros, Leitungsstäbe) erweitert worden? 
Welche zusätzlichen Aufgaben haben sie von den Fachabtei- 
lungen der Bundesministerien übernommen, und zu welchen 
Einsparungen bei den Bundesministerien hat dies geführt? 

In der Einleitung wurde bereits darauf hingewiesen, daß die auch 
von den Fragestellern für notwendig gehaltene wirksame politische 
Kontrolle der Ressorts ein Mindestmaß an zentraler Informationsver- 
arbeitung und entsprechenden organisatorischen Vorkehrungen im 
Leitungsbereich verlangt. 

Die beigefügten Übersichten (Anlagen 3 bis 5) zeigen, daß der notwen- 
dige Ausbau des unmittelbar den Leitungen der Ministerien unterste- 
henden Bereichs in den einzelnen Häusern seit 1970 ohne größeren 
Aufwand und weithin ohne Bewilligung zusätzlicher Stellen durch 
Ausnutzung von Rationalisierungsreserven in der „Linie" vorgenom- 
men wurde. Soweit Aufgaben aus den Abteilungen übernommen 
wurden, sind diese entsprechend entlastet worden. 


Drucksache 7/2490 

6. Ist die Einrichtung von Planungsstäben wie die Bildung von 
Gruppen dahin zu verstehen, daß die bisherige Referatsverfas- 
sung für eine sachgerechte Erfüllung der Aufgaben nicht aus- 
reicht? 

a) In welchen Bundesministerien gibt es Planungsstäbe, seit 
wann, mit welchen konkreten Aufgaben? 

b) Wie ist ihre personelle Ausstattung nach Zahl und Aus- 
bildung der Mitarbeiter? 

Zur Frage, in welcher Weise „Gruppen" gegenüber gewissen vorhan- 
denen organisatorischen Strukturen eine Verbesserung darstellen, 
wird auf die Antwort zu Frage 4 dieser Drucksache Bezug genom- 
men. 

Bei den Planungsstäben ist, wie in der Einleitung bereits dargelegt 
wurde, zu berücksichtigen, daß eine konzeptionelle Gestaltung der 
Arbeit in den Ressorts nicht ohne zentrale Einrichtungen auskommt. 
Je nach den besonderen Verhältnissen in den Ressorts kann es daher 
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zweckmäßig sein, besondere (unmittelbar der Ressortleitung unter- 
stellte) Stabseinrichtungen für die politische Planung zu schaffen. 
Die Fachplanung wird den Fachabteilungen durch solche Einrichtun- 
gen nicht entzogen; diese stellen lediglich eine notwendige Ergän- 
zung der Grundorganisation in Funktionen dar, die nur zentral aus- 
geübt werden können, wie z. B. Zielbestimmungen und bereidisüber- 
greifende Integration arbeitsteilig entstandener Teilergebnisse. 

Planungsstäbe im Sinne dieser Funktionsbeschreibung sind bisher in 
vier Ministerien eingerichtet. In den anderen Ministerien werden die 
Planungsaufgaben innerhalb der Linienorganisation je nach Notwen- 
digkeit in einer Abteilung, einer Unterabteilung, einer Planungsgrup- 
pe oder einem Referat — z. T. auch mit sonstigen Grundsatzaufgaben 
organisatorisch verknüpft — wahrgenommen. 

Planungsstäbe bestehen in folgenden Ministerien: 

— Auswärtiges Amt, seit 2. Januar 1963. Ihm sind folgende Aufga- 
ben übertragen: 

1. Kurz- und mittelfristige politische Planung 

2. Koordinierung der Kontakte zu Einrichtungen im Bereich der 
außenpolitischen Forschung 

3. Informationsaustausch mit dem BND 

4. Vorbereitung von Publikationen, die sich mit Themen aus 
dem Geschäftsbereich mehrerer Abteilungen befassen. 

Die personelle Ausstattung des Stabes umfaßt 9 Mitarbeiter. Hier- 
von haben 5 ein wissenschaftliches Studium abgeschlossen, einer 
eine Ausbildung für den gehobenen Dienst und drei eine sonstige 
Ausbildung. 

— Bundesministerium der Verteidigung, seit 1. Dezember 1969. Der 
Planungsstab unterstützt die Ressortleitung bei Entscheidungen 
über die verteidigungspolitischen und militärstrategischen Grund- 
lagen und bei der Planungskontrolle nach Zeit, Wirksamkeit und 
Konsequenzen. Er hat folgende Arbeitsbereiche: 

1. Allgemeine politische Fragen 

2. Bündnispolitik und Strategie 

3. Verteidigungspolitik 

4. Rüstungskontrolle und Abrüstung 

5. Rüstung 

6. Finanzpolitik 

7. Planungskontrolle und Systementwicklung 

8. Friedens- und Konfliktforschung 

9. Wehrstruktur. 

Der Stab ist mit 18 Mitarbeitern ausgestattet. Hiervon haben 10 
ein wissenschaftliches Studium abgeschlossen, einer die Ausbil- 
dung für den gehobenen Dienst und 7 eine sonstige Ausbil- 
dung. 

— Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen, seit Okto- 
ber 1971. Der Planungsstab hat die Aufgabe der „zentralen Pla- 
nung". Er ist mit 29 Mitarbeitern ausgestattet. Hiervon haben 12 
ein wissenschaftliches Studium abgeschlossen, 2 eine Fachschül- 
oder Fachhochschulausbildung, 9 eine Ausbildung für den geho- 
benen Dienst, 6 eine sonstige Ausbildung. 

— Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
seit dem 4. Mai 1970. Dem Planungsstab sind folgende Aufgaben 
übertragen: 
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1. Grundsatzfragen der Eingliederung der Raumordnungs-, 
Städtebau-, Wohnungsbau- und Baupolitik in die allgemeine 
Staats-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 

2. Arbeits- und Aufgabenplanung 

3. Verbindung zum Planungsstab des Bundeskanzleramtes; An- 
gelegenheiten des Planungsbeauftragten des BMBau 

4. Beobachtung der allgemeinen Entwicklung auf den Aufga- 
bengebieten des BMBau sowie Auswertung für die Fachaufga- 
ben des BMBau 

5. Beobachtung von politisch bedeutsamen Entwicklungen außer- 
halb des Aufgabenbereiches des BMBau und Auswertung für 
die Fachaufgaben des BMBau. 

Der Planungsstab ist mit 3 Mitarbeitern ausgestattet. Hiervon ha- 
ben 2 ein wissenschaftliches Studium abgeschlossen und einer 

eine sonstige Ausbildung. 


Drucksache 7/2490 

7. Sind durch die seit Herbst 1969 unternommenen Änderungen 
der Ressortkompetenzen die sog. Spiegelreferate vermehrt oder 
vermindert worden? 

a) Welche Spiegelreferate, d. h. Referate, deren Funktion darin 
besteht, die speziellen Ressortaspekte hinsichtlich solcher 
Aufgaben zur Geltung zu bringen, für die ein anderes Ressort 
zuständig ist, gibt es in den Bundesministerien? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Einsparungsmöglich- 
keiten bei Wegfall der Spiegelreferate im Verhältnis zu 
ihrem Nutzen? Worin besteht der Nutzen? 

Bei der schon wiederholt angesprochenen Komplexität der staatli- 
chen Aufgaben gibt es nur wenige Bereiche, in denen die Zuständig- 
keit ausschließlich bei einem Ressort konzentriert ist, ohne daß es 
der Mitwirkung eines anderen Ressorts bedürfte. In allen übrigen 
Fällen ist zur Vorbereitung einer sachgerechten Entscheidung die 
Mitwirkung eines oder mehrerer anderer Ressorts notwendig. Die or- 
ganisatorische Einordnung derartiger Mitwirkungs- und u. U. auch 
Koordinierungszuständigkeiten in die Aufbauorganisation der einzel- 
nen Ministerien ist, bedingt durch die erheblichen Unterschiede in 
der Bedeutung und im Umfang, außerordentlich vielgestaltig. Dabei 
kann es sich als zweckmäßig erweisen, die Mitwirkungsfunktionen 
eines Ressorts für bestimmte Bereiche zu bündeln und in einem Refe- 
rat zusammenzufassen. Wenn hiervon in einer sachgerechten Form 
Gebrauch gemacht wird, lassen sich organisatorische Bedenken dage- 
gen nicht erheben. Einsparungen sind dann durch eine andere Orga- 
nisationsform nicht zu erzielen. 

Auch im Falle der Bündelung von Mitwirkungsfunktionen werden 
diese in der Regel von Referaten wahrgenommen, die gleichzeitig 
Aufgaben erfüllen, für die ihr Ressort federführend zuständig ist. 
Man kann solche Referate daher kaum als „Spiegelreferate" im Sin- 
ne der in der Frage gegebenen Definition bezeichnen. Allerdings gibt 
es auch einzelne Fälle, in denen die Mitwirkungszuständigkeiten den 
Schwerpunkt der Referatstätigkeit bilden. Es handelt sich naturge- 
mäß dabei nur um einige wenige Referate, die sehr umfangreiche 
Mitwirkungszuständigkeiten wahrzunehmen haben. Hierfür lassen 
sich folgende Beispiele nennen: 

Bundesministerium für Wirtschaft: 

Agrar- und Ernährungspolitik (seit 1950), 

Sozial- und Arbeitsmarktpolitik (seit 1950), 

Verkehrspolitik, Post- und Fernmeldewesen (seit 1950), 
Haushaltspolitik und mittelfristige Finanzpolitik (seit 1973); 
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Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen: 

Raumordnung, Umweltschutz (seit 1973); 

Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 

Miet- und Wohnrecht (seit 1954); 

Bundesministerium des Innern: 

Angelegenheiten der Raumordnung, des Verkehrs und der Agrar- 
struktur (seit 1973), 

Angelegenheiten des BMI auf den Gebieten Bildung und Wissen- 
schaft (seit 1973). 


Drucksache 712491 

1. Wie oft und zu welchen Fragen ist der Kabinettausschuß seit 
seiner erstmaligen Einrichtung im Jahre 1968 zusammenge- 
treten? 

Der Kabinettausschuß ist seit seiner Errichtung (konstituierende Sit- 
zung am 3. Dezember 1968 (achtmal zusammengetreten. Er hat sich 
dabei mit folgenden Themenbereichen befaßt: 

— Reform der Struktur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung, 

— Delegation von Aufgaben aus den Bundesministerien, 

— Bedeutung von Ziel- und Programmstrukturen für Bundesregie- 
rung und Bundesministerien, 

— innere Organisation der Ministerien, 

— Fragen der Verfassungsreform, 

— Entwicklung eines Datenbanksystems, 

— Reform des öffentlichen Dienstrechts, 

— Neugliederung des Bundesgebietes, 

— Fragen der angewandten Verwaltungsforschung, 

— Frühkoordinierung bei den Gemeinschaftsaufgaben. 


Drucksache 7/2491 

2. Welches sind die bisherigen Arbeitsergebnisse und konkreten 
Vorschläge der Projekt gruppe? 

3. Welche Schlußfolgerungen hat der Kabinettausschuß daraus ge- 
zogen? 

4. Welche praktischen Konsequenzen wurden aus den Vorschlägen 
der Projektgruppe gezogen? 

Die Arbeiten der seit Anfang 1969 bestehenden Projektgruppe sind 
im einzelnen in einer besonderen Anlage (vgl. Anlage 7) zusammen- 
hängend dargestellt. 

Zu den Ergebnissen und Konsequenzen ihrer Arbeiten ist an dieser 
Stelle besonders auf folgendes hinzuweisen: 

1. Die Projektgruppe stand zu Beginn ihrer Arbeiten im Januar 1969 
vor der Notwendigkeit, sich in der verhältnismäßig kurzen Zeit 
bis zum Ende der damaligen Legislaturperiode auf Fragenkreise 
zu beschränken, deren Lösung besonders vordringlich erschien 
und deren Verwirklichung am ehesten im zeitlichen Zusammen- 
hang mit einer Regierungsneubildung Aussicht auf Erfolg ver- 
sprach. Sie konzentrierte sich daher auf folgende, in dem Projekt 
„Begrenzte Kabinettreform 1969” zusammengefaßte Arbeits- 
schwerpunkte: 
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— Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche, 

— Stellung und Aufgaben der Parlamentarischen Staatssekre- 
täre/Staatsminister, 

— Verbesserung des Führungsinstrumentariums von Bundeskanz- 
ler und Bundesregierung. 

Lösungsvorschläge dazu enthielt der kurz vor den Bundestags- 
wahlen 1969 vorgelegte „Erste Bericht zur Reform der Struktur 
von Bundesregierung und Bundesverwaltung". 

Da der Erste Bericht der Projektgruppe kurz vor den Bundestags- 
wahlen vorgelegt wurde, entfiel eine Beratung im Kabinettaus- 
schuß, der sich indessen im Verlauf der Arbeiten über ihren 
Stand und die vorläufigen Ergebnisse unterrichtet hatte. 

Bei der Regierungsneubildung im Herbst 1969 wurden die Ar- 
beitsergebnisse der Projektgruppe weitgehend berücksichtigt. 
Dies gilt besonders für die Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche, 
bei der die Zahl der Bundesministerien wesentlich reduziert und 
eine größere Ausgewogenheit der Ressorts erreicht wurde. Diese 
Maßnahmen hatten auch die erwarteten Rationalisierungseffek- 
te. 

Auch auf die Vorschläge zur politischen Planung konnte nach 
der Regierungsbildung bei der Entwicklung einer Frühkoordinie- 
rung der Regierungsarbeit zurückgegriffen werden. 

Die Vorschläge zum Ausbau des Instituts des Parlamentarischen 
Staatssekretärs blieben zunächst unberücksichtigt. Doch wurden 
die Erörterungen dazu in spätere Überlegungen der Bundesregie- 
rung einbezogen. Die Bundesregierungen hat sich erst kürzlich 
entschlossen, zwei Staatsminister einzusetzen. Dies zeigt, daß an 
den Arbeitsergebnissen der Projektgruppe nicht nur zählt, was 
sofort in die Praxis umgesetzt werden, sondern auch, was späte- 
ren Lösungen zugute kommen kann. 

Es verdient ferner festgehalten zu werden, daß der genannte Be- 
richt der Projektgruppe zahlreiche tatsächliche Feststellungen 
und analytische Befunde enthielt, die über ihre Bedeutung für die 
seinerzeitigen Lösungsvorschläge hinaus wirksam wurden. Sie 
haben Betroffene und Beteiligte zum Nachdenken angeregt und 
wesentlich dazu beigetragen, daß die Ressorts nachfolgend auch 
eigene Initiativen zur Anpassung ihrer organisatorischen Bedin- 
gungen an die heutigen Anforderungen ergriffen. Auch soweit 
danach selbständige Untersuchungen in einigen Ressorts eingelei- 
tet wurden, kann dies auf die Vorarbeiten der Projektgruppe zu- 
rückgeführt werden. 

2. Nach der Regierungsbildung im Herbst 1969 und der Neukonstitu- 
ierung des Kabinettausschusses setzte die Projektgruppe ihre Ar- 
beiten fort. Sie entwickelte zunächst Leitlinien für das Gesamt- 
vorhaben einer Regierungs- und Verwaltungsreform und auf ihrer 
Grundlage einen vom Kabinettausschuß gebilligten Arbeitsplan 
mit zeitlichen und inhaltlichen Prioritäten. 

Auf der Grundlage ihres Arbeitsplans befaßte sich die Projekt- 
gruppe schwerpunktmäßig mit folgenden Fragenkreisen: 

— Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesministerien, 

— Fortführung der Überlegungen zur politischen Planung un- 
ter Berücksichtigung der Ergebnisse der von ihr durchgeführ- 
ten Begleituntersuchungen im Bundeskanzleramt und in den 
Bundesressorts, 

— Verbesserung der inneren Organisation der Bundesministe- 
rien (Aufbau- und Ablauforganisation, Führungsinstrumente, 
Arbeitsformen), 

— Probleme der Ressortabgrenzung unter Berücksichtigung zwi- 
schenzeitlicher Erfahrungen, 
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— Schaffung von Querschnitteinrichtungen und interministerielle 
Zusammenarbeit unter Rationalisierungsaspekten, 

— praktische Erprobung ihrer Vorschläge zur politischen Pla- 
nung am Beispiel eines Bundesressorts. 

Das Thema der Aufgabenverlagerung behandelt der Zweite Be- 
richt der Projektgruppe. Die übrigen Probleme sind im Dritten Be- 
richt erörtert worden. Zur Erprobung ihrer Vorstellungen zu Pla- 
nung hat die Projektgruppe im Zusammenwirken mit einer Unter- 
nehmensberatung im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten eine Untersuchung mit dem Ziel durchgeführt, 

— die Ressorttätigkeiten in eine Zielstruktur und in Programme 
zu fassen, 

— ein ressortinternes Planungsverfahren zu entwickeln, und es 
mit dem Prozeß der Haushaltsaufstellung und der Finanz- 
planung zu verbinden, 

— die Aufbau- und Ablauforganisation des Ressorts danach aus- 
zurichten. 

Diese Maßnahmen sind durchgeführt. Die Projektgruppe hat hierzu 
in diesen Tagen einen mit dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten abgestimmten Erfahrungsbericht er- 
stellt (Näheres dazu in Anlage 7). 

3. Der Kabinettausschuß für die Reform der Struktur von Bundesre- 
gierung und Bundesverwaltung hat die Arbeitsergebnisse der 
Projektgruppe behandelt und dazu eine Reihe von Beschlüssen 
gefaßt. Davon ausgenommen blieben die bei der Regierungsneu- 
bildung Ende 1972 weitgehend berücksichtigten Vorschläge zur 
Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche sowie die damit zusam- 
menhängenden Vorschläge zur Schaffung von Querschnitteinrich- 
tungen. Zur Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesministerien 
hat der Kabinettausschuß die Bundesressorts und den Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Bundesverwaltung auf- 
gefordert, die Vorschläge der Projektgruppe zu berücksichti- 
gen. 

Der Kabinettausschuß hat die Vorschläge zur politischen Planung 
sowie die Entwicklungsarbeiten im Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten begrüßt. Mit Bezug auf diese 
Entwicklungsarbeiten hat er die Projektgruppe aufgefordert, ent- 
sprechende Untersuchungen in ein bis zwei weiteren Bundesres- 
sorts durchzuführen, um die Erfahrungen auf breiterer Grundlage 
abzusichern. 

Die Vorschläge zur inneren Organisation der Bundesministerien, 
bei deren Verwirklichung im Einzelfall auch ressortspezifische 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen sind, hat der Kabinettaus- 
schuß im Interesse einer Weiterverfolgung an den Interministe- 
riellen Ausschuß der Organisationsreferenten verwiesen. 

Bei der Entwicklung und Einführung eines Planungsverfahrens 
und einer Programmorganisation im Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ist die Pröjektgruppe inso- 
weit erstmals einen anderen Weg gegangen, als sie an den prak- 
tischen Umsetzungsschritten mitgewirkt hat. Hier sind die prakti- 
schen Konsequenzen der Arbeit der Projektgruppe auch unmittel- 
bar sichtbar geworden. Dagegen bedurfte es im übrigen der er- 
wähnten besonderen Umsetzungsakte. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß die Tätigkeit der 
Projektgruppe auch auf informellen Wegen praktische Konse- 
quenzen gehabt hat. Es ist zu einem erheblichen Teil auf ihre Ar- 
beit und die durch die Zusammenarbeit mit den Ressorts ausgelö- 
sten Denkprozesse zurückzuführen, daß dort das Bewußtsein für 
die Notwendigkeit struktureller Veränderungen verstärkt und 
eine große Zahl dann selbständig unternommener Initiativen aus- 
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gelöst wurde. Zum Teil sind auch parallel zu den in der Projekt- 
gruppe laufenden Entwicklungsarbeiten praktische Umsetzungs- 
schritte in den Ressorts eingeleitet worden. 

Zur Entfaltung selbständiger Ressortinitiativen — noch vor allge- 
meinverbindlichen Regelungen — hat auch beigetragen, daß die 
Arbeitsergebnisse der Projektgruppe zumindest der interessierten 
Öffentlichkeit bekannt wurden. Die von ihr vorgelegten Berichte 
sowie ein großer Teil der von ihr veranlaßten Gutachten sind 
zahlreichen Stellen innerhalb und außerhalb der öffentlichen Ver- 
waltung, auch Ausschüssen und Mitgliedern des Deutschen Bun- 
destages, zugänglich gemacht worden. Sie haben — besonders 
auch in der Verwaltungswissenschaft — Diskussionsprozesse aus- 
gelöst, die einer weiteren Abklärung der Erkenntnisse zugute ka- 
men. 

Auch ausländische Stellen zeigten sich in starkem Maße an den 
Arbeiten der Projekt gruppe interessiert. 

Ein wesentlicher Teil der bisherigen Vorschläge der Projektgrup- 
pe ist — soweit nicht schon Ansätze vorhanden waren, die wei- 
terentwickelt wurden — in die Praxis umgesetzt worden, zum Bei- 
spiel: 


Vorschläge zum Ressortzuschnitt 

Vorschläge zur Planung und Planungsorganisation 

— Vorschläge zur Einsetzung von Planungsbeauftragten der Res- 
sorts, 

— Entwicklung eines umfassenden Planungsverfahrens und 
einer Programmorganisation im BML, 

— im Gang befindliche Entwicklung von Ziel- und Programm- 
strukturen für einen Teilbereich im BMWi, 

— Einrichtung einer Gruppe für Planung und Querschnittauf- 
gaben im BMJFG, 

— Programmbildung und Programmorganisation, Verknüpfung 
mit der Finanzplanung, Verbesserung der Zieldarstellung für 
Zwecke der Erfolgskontrolle, 

— Einrichtung einer Arbeitsgruppe „ Programmplanung " für Pla- 
nungskoordination und Programmbewertung im BMFT, 

— Einrichtung eines Frühkoordinierungssystems im Bundesmini- 
sterium für das Post- und Fernmeldewesen, 

— Aufbau eines Informationssystems als Planungs-, Entschei- 
dungs- und Kontrollhilfe im BMZ; 

Vorschläge zur inneren Organisation der Bundesministerien 

— Einrichtung von Gruppen im BMFT, im BMJFG, im BMBau 
(AA, BMF und BMVg verfügen ganz oder teilweise über Groß- 
referate), 

— Einrichtungen und Verbesserung der Arbeit von ad-hoc- 
Arbeitsgruppen oder Projektgruppen im BMI, BMA, BMVg, 
BMJFG, BMBW, BMB, 

— in allen Ressorts wurden in zum Teil abgewandelter Form 
Leitungsinstrumente eingeführt (Arbeitskarteien, interne Vor- 
habenbeschreibungen, visualisierte Übersichten über den 
Stand der Arbeiten usw.), 

— einige Ressorts haben sich eine Entscheidung über die Um- 
setzung der vorgeschlagenen Maßnahmen bis zum Abschluß 
der weiteren Arbeiten im Interministeriellen Ausschuß der Or- 
ganisationsreferenten Vorbehalten; 
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Zur Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesministerien 

— Übertragung zahlreicher Aufgaben durch den BML auf das 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft, 

— Verlagerung von Aufgaben durch den BMA auf das Bun- 
desversicherungsamt und das Bundesamt für den Zivil- 
schutz, 

— Übertragung bestimmter Aufgaben auf sog. Projektträger durch 
den BMFT (hierzu hat der BMFT dem BT- Ausschuß für 
Forschung und Technologie am 16. Oktober 1974 einen aus- 
führlichen Bericht zugeleitet) ; 

Zur Koordinierung der elektronischen Datenverarbeitung in der 

Bundesverwaltung 

— Erweiterung der Aufgaben der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung in Birlinghoven, 

— Verlagerung der Zuständigkeit für die Koordinierung von 
Informationsbereitstellungssystemen des Bundes, die wesent- 
lich auch zur Benutzung außerhalb der Bundesregierung ent- 
wickelt werden, auf dem BMFT. 

Darüber hinaus wurden die von der Projektgruppe entwickelten 

Vorstellungen bei einer Vielzahl organisatorischer Einzelent- 
scheidungen der Ressorts berücksichtigt. 


Drucksache 7/2491 

5. Welche konkreten Aufgaben hat die Projektgruppe noch zu er- 
füllen? 

Der Kabinettausschuß für die Reform der Struktur von Bundesregie- 
rung und Bundesverwaltung hat der Projektgruppe folgende Aufträ- 
ge erteilt: 

— Fortführung der Überlegungen zur Ressortabgrenzung und zur 
Entwicklung dafür geeigneter Kriterien; 

— Untersuchung der Struktur der nachgeordneten Bereiche und Er- 
arbeitung von Verbesserungsvorschlägen; 

— Entwicklung von Ziel- und Programmstrukturen in ein bis zwei 
weiteren Bundesressorts und von Methoden zur Verknüpfung von 
Aufgaben- und Finanzplanung sowie von Methoden zur Erfolgs- 
kontrolle und Programmbewertung und zur längerfristigen Per- 
sonalbedarfsplanung. 

Im Rahmen der Untersuchungen in den nachgeordneten Bereichen 
hat die Projektgruppe vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft den Auftrag erhalten, die Organisation (einschließlich der Ar- 
beitsabläufe) des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung zu 
überprüfen und Verbesserungsvorschläge zu entwickeln. Nachdem 
die praktischen Erfahrungen bei der Einführung des Planungs- und 
Managementssystems im Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nunmehr ausgewertet sind, sind Gespräche 
über ähnliche Entwicklungsarbeiten der Projektgruppe auch im Bun- 
desministerium für Verkehr im Gange. 

Außerdem wird der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit die Projektgruppe beauftragen, das Beratungswesen in diesem 
Ressort zu rationalisieren. 
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6. Wie ist die Projektgruppe personell ausgestattet (nach Vorbil- 
dung und Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen)? 

Die Projektgruppe umfaßt gegenwärtig einschließlich des Vorsitzen- 
den und des stellvertretenden Vorsitzenden 10 Mitglieder. Die Plan- 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2887 


stelle des stellvertretenden Vorsitzenden sowie die Stellen von 4 
weiteren Mitgliedern sind nicht im Haushaltskapitel der Projekt- 
gruppe, sondern in den Haushaltskapiteln der entsendenden Behör- 
den ausgebracht. 

Nicht alle vom Bundeskanzleramt und den Ressorts entsandten Mit- 
glieder sind für die Aufgaben der Projektgruppe voll freigestellt 
worden. 

Zur Projektgruppe gehören z. Z. ferner 1 Beamter des höheren Dien- 
stes als Leiter des Sekretariats sowie 4 Beamte und 1 Angestellte des 
höheren Dienstes als wissenschaftliche Mitarbeiter, außerdem 3 Be- 
amte des gehobenen Dienstes und 5 1 / 2 Bürohilfs- bzw. Schreib- 
kräfte. 

Von den 10 Mitgliedern der Projektgruppe sind 9 Juristen und 1 Poli- 
tologe. Sie haben z. T. Zusatzstudien auf den Gebieten der Wirt- 
schaftswissenschaften, der Verwaltungswissenschaft (ENA), der Poli- 
tikwissenschaft und der Informatik absolviert und sind sämtlich seit 
längerer Zeit in der öffentlichen Verwaltung tätig. 

Von den Mitarbeitern im höheren Dienst sind vier ebenfalls Juristen 
und je einer Betriebswirt und Politologe. Auch sie haben z. T. Zu- 
satzstudien auf weiteren Gebieten (Volkswirtschaftslehre, Verwal- 
tungswissenschaft, Soziologie) nachzuweisen. 

Nach Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen ergibt 
sich folgendes Bild: 

Beamte 


Bes.Gr. B 

9 

1 

B 

6 

1 

B 

3 

5 

A 

16 

2 

A 

15 

1 

A 

14 

2 

A 

13 

1 

H 

1 

1 


Angestellte 

Verg.Gr. II a 1 
Honorarvertrag 1 
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7. Welche qualitativen Voraussetzungen sind für die Auswahl der 
Mitglieder maßgebend, und wie werden Auswahl und Bestel- 
lung praktisch gehandhabt? 

Für die Bundesministerien, die Mitglieder in die Projektgruppe ent- 
senden, sind langjährige Ressorterfahrungen, verwaltungswissen- 
schaftliche Kenntnisse und Fachkenntnisse auf dem Gebiet der Orga- 
nisation sowie Interesse für die Aufgaben der Projektgruppe maß- 
gebliche Auswahlvoraussetzungen. 

Seit Errichtung der Projektgruppe ist es üblich, daß ihre Mitglieder 
von den im Kabinettausschuß für die Reform der Struktur von Bun- 
desregierung und Bundesverwaltung vertretenen Ressorts ausgewählt 
und vor ihrer Bestellung dem Chef des Bundeskanzleramtes sowie 
dem Bundesminister des Innern benannt werden. 
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8. Welche Gutachten und Berichte hat sich die Projektgruppe seit 
1968 von Dritten erstatten lassen, und welchen Nutzen hat sie 
daraus gezogen? 

Die Projektgruppe hat seit ihrer Errichtung den Auftrag, zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben externen Sachverstand, insbesondere auch Wissen- 
schaftler, hinzuzuziehen. Sie hat dies bisher stets dann getan, wenn 
zur Lösung bestimmter Probleme ein Sachbeitrag erwartet werden 
konnte oder bei der Durchführung von Untersuchungen die Anwen- 
dung sozialwissenschaftlicher Methoden geboten erschien. 

Die Gutachten und Berichte, die sich teilweise auf empirische Unter- 
suchungen stützen und deren Befunde wiedergeben, haben die Arbeits- 
ergebnisse der Projektgruppe wesentlich beeinflußt. Auch die Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen aus nichtwissenschaftlichen Bereichen 
hat es erleichtert, zu sachgerechten Lösungen zu finden. Die Projekt- 
gruppe hat durch eine möglichst enge Zusammenarbeit mit den Sach- 
verständigen sichergestellt, daß sich deren Vorstellungen und Emp- 
fehlungen an den Bedürfnissen der Praxis orientierten. 

Die beigefügte Übersicht (Anlage 6) gibt die Gutachten und Berichte 
wieder, die sich die Projektgruppe seit 1969 von Dritten hat erstatten 
lassen. Außerdem hat der Präsident des Bundesrechnungshofs als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung im Jahre 
1971 die Arbeiten der Projektgruppe zur Verlagerung von Aufgaben 
aus den Bundesministerien durch ein Gutachten unterstützt. 
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9. Ist die Bundesregierung zur besseren Information des Deutschen 
Bundestages und der Öffentlichkeit bereit, diese Gutachten und 
Berichte zu veröffentlichen und darüber hinaus eine generelle 
Veröffentlichungspflicht für durch öffentliche Mittel finanzierte 
Gutachten und Untersuchungsberichte einzuführen? 

Zur generellen Frage der Veröffentlichung von Gutachten ist in der 
Antwort zur Frage 10 der Drucksache 7/2489 bereits Stellung genom- 
men worden. 

Die Berichte der Projektgruppe sind aufgrund eines Beschlusses des 
Kabinettausschusses allgemein zugänglich. Eine Veröffentlichung in 
einer Schriftenreihe des Bundesministeriums des Innern wird in Er- 
wägung gezogen. 
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10. Kann aus der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 geschlos- 
sen werden, daß die angekündigte Reform der Struktur von 
Bundesregierung und Bundesverwaltung bis zum Ende der 
Legislaturperiode nicht durchgeführt wird? 

Hierzu wird auf die Einleitung Bezug genommen. 
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Anlage 1 


EDV- An Wendungen in der Bundesverwaltung 


Geschäftsbereich/Dienststelle 

Aufgabenbereiche 

Bundeskanzleramt 

Informationssystem zur Vorhabenplanung der Bundesregierung 

Presse- und Informationsamt 

Informationsbereitstellungssystem für Bundesregierung, Bundes- 

der Bundesregierung 

ressorts und Mitglieder des Bundestages sowie Mitarbeiter 
der Bundestagsverwaltung 

Auswärtiges Amt 

Besoldungsberechnung 

Personalwesen 


Statistik 

Terminologisches Wörterbuch 

Bundesminister des Innern 


— Statistisches Bundesamt 

Maschinelle Aufbereitung von Statistiken 

Aufbau einer statistischen Datenbank 

— Bundeskriminalamt 

Polizeiliches Informationssystem 

— Bundesverwaltungsamt 

Ausländerzentralregister BAFöG (Einziehung der Darlehen) 
Vorbereitung der Personenkennzeichen-Vergabe 

— Bundesinstitut für Sport- 
wissenschaft 

Verwaltung des Olympia-Datenpools 

— Bundesamt für Verfassungs- 

Nachrichtendienstliches Informationssystem 

schütz 

. 

Bundesminister der Justiz 


— Generalbundesanwalt 

Bundeszentralregister 

beim BGH 

Gewerbezentralregister 

— Deutsches Patentamt 

Patenterteilungsverfahren 

Patentdokumentation 

Bundesminister der Finanzen 


— RZ der Bundesfinanzverwaltung 

— Besoldung für Beamte, Angestellte und Versorgungsempfänger 

— Personalinformationssystem 

— Bundeshaushalt 

— • Finanzplanung, Investitionsplanung 

— Statistiken Finanzpolitik und -Wirtschaft 

— Kapitalertragsteuererstattung 

— Anwendungen BML, BMWi, BMI, BMZ 

— Bundesschuldenverwaltung 

— Schuldbuch und Schuldendienst 

— Verwaltung, Buchführung und Statistik 

— Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

— Abrechnung, Strukturanalyse, Statistik, Rechnungswesen 

— RZ — Hamburg 

— Ausfuhrerstattungen 

— Statistiken für BMF, BML und die EG 

— Beschaffungsamt der Bundes- 

— Zollkleiderkassen, Statistik 

zollverwaltung 


— RZ — Düsseldorf 

Kontingentüberwachung 

Bundesminister für Wirtschaft 

Automation ohne Projektionen der allgemeinen Wirtschafts- 
entwicklung 

ökonometrische Simulations-, Prognose- und Optimierungs- 
Dokumentation 
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Gesdiäftsbereidi/Dienststelle 

Aufgabenbereiche 

— Bundesanstalt für Boden- 
forschung 

Dokumentation 

Informationssystem „Mineralische Rohstoffe" 
Technisch-wissenschaftliche Berechnungen und Auswertungen 

— Bundeskartellamt 

1 

Kartellrechtsdokumentation 

Auswertung von Massenerhebungen 

— Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft 

Warenverkehr im Außenhandel und im innerdeutschen Handel 
Statistik 

— Physikalisch-technische 
Bundesanstalt 

Technisch-wissenschaftliche Berechnungen 

— Bundesanstalt für Material- 
prüfung 

Technisch-wissenschaftliche Berechnungen 

Datenbank für Zulassung pyrotechnischer Gegenstände 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


— Bundessortenamt 

Arbeiten auf den Gebieten des Schutzes von Pflanzensorten und 
des Verkehrs mit Saatgut 

— Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft 

Braunschweig- V ölkenrode 

Produktionstechnische und ökonomische Forschung im Agrarbereich 

— Bundesanstalt für Milch- 
forschung 

Produktionstechnische und ökonomische Forschung im Bereich 
der Milchwirtschaft sowie dokumentarische Verarbeitung wissen- 
schaftlicher Informationen 

Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

Sozialdatenbank 

Sozialrechtsdatenbank 

Auswertung Tarif register 

Berechnungen zum Sozialbudget, Unfallverhütungsbericht, Finanz- 
status der Renten- und Krankenversicherungen, Beschäftigten- und 
Rentenbestandsstatistik, EDV-Arbeiten für BAU, BAZ, BAfU 

Bundesminister für Verkehr 


— Kraftfahrt-Bundesamt 

Erfassung der Kraftfahrzeugdaten und eines Teils der Daten 
des Verkehrszentralregisters, Zusammenarbeit mit den Behörden 
der Länder bei der polizeilichen Fahndung 

— Deutsches Hydrographisches 
Institut 

Ozeanographische Forschung und deren Auswertung sowie 
Herstellung von Seekarten 

— Bundesanstalt für Straßenwesen 

Straßenbau- und Straßenverkehrsunfallforschung der Straßen- 
ausrüstung, Verkehrsdatenbank (im Aufbau) 

— Deutscher Wetterdienst 

Wettervorhersage, meteorologische Forschung 

— Bundesanstalt für Flug- 
sicherung 

Sicherung des Flugverkehrs 

— Bundesanstalt für Wasserbau 

Versuchs- und Forschungsarbeit auf dem Gebiet des Wasser-, 

Erd- und Grundbaues 

— Bundesanstalt für Gewässer- 
kunde 

Versuchs- und Forschungsarbeit auf dem Gebiet der Gewässerkunde 

— Luftfahrt-Bundesamt 

i 

Erfassung der Luftfahrzeugdaten und Luftverkehrsunfallforschung 

Bundesminister der Verteidigung 

Personalwirtschaft, Personalführung 

Wehrersatzwesen 

Sanitätswesen 

Kfz-Wesen 

Gebührniswesen 

Unterkunfts- und Liegenschaftswesen 

Wohnungswesen 

Materialbewirtschaftung, Auftragsabwicklung und -disposition, 
Instandhaltung und Reparaturen, Materialkatalogisierung 
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Geschäftsbereich/Dienststelle 

Aufgabenbereiche 


Militärische Sicherheit 

Haushalts- und Kassenwesen 

Technisches Prüfwesen 

Technisch-logistische Betreuung von Waffensystemen 

Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit 


— Deutsches Institut für medizi- 
nische Dokumentation und 
Information 

Datenbanken für medizinische Literatur und sonstige medizinische 
Informationen 

— Bundesgesundheitsamt 

Datenbankentwicklung und -auswertung auf dem Gebiet 
der Sozialmedizin und Epidemiologie 

Datenbank zur Überwachung des Betäubungsmittelverkehrs 

Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

Datenbank für Haushaltsdaten und Finanzplanung 

Datenbank für Förderungsvorhaben 

Personaldatenbank 

Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

Datenbank für Haushaltsdaten und Finanzplanung 

Datenbank für Förderungs Vorhaben 

Personaldatenbank 

Modellrechnungen für die Bildungsplanung (Bestandsprognosen 
über Schüler und Studenten, Personal- und Kostenprognosen 
im Bildungsbereich) 

Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


— Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung 

Thematische Kartographie 
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Anlage 2 


1. Auszug aus den Vorläufigen Verwaltungs Vorschriften zur BHO 
(Vorl. W — BHO) 

Nr. 5 (Bewirtschaftungsgrundsätze für den Zuwendungsempfän- 
ger) 

Nr. 5.1 Die Verwendung der Zuwendung sowie der Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung richten sich nach den Allge- 
meinen Bewirtschaftungsgrundsätzen (ABewGr). 

Nr. 5.2 Je nach Art, Zweck und Höhe der Zuwendung sind durch 
besondere Bewirtschaftungsgrundsätze weitere Bedingun- 
gen oder Auflagen festzusetzen. Nach Lage des einzelnen 
Falles ist abgesehen von den Nummern 5.3 bis 5.5 insbe- 
sondere folgendes zu regeln: 

Nr. 5.2.7 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissen- 
schaftliche Arbeiten die Nutzbarmachung der Ergebnisse 
für die Allgemeinheit, z. B. durch Veröffentlichung. 

Nr. 19 „Grundsätzliche Zweifelsfragen, nähere Regelungen" 

Nr. 19.2 Für einzelne Zuwendungsbereiche kann der zuständige 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen ergänzende oder abweichende allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften zu den Nummern 1 bis 18 erlassen. 
Entsprechendes gilt für Ergänzungen und Änderungen der 
Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätze (Anlage zu Nr. 5.1 
oder zu Nr. 18.2) durch besondere Bewirtschaftungsgrund- 
sätze. 


2. Auszüge aus speziellen Regelungen bez. Veröffentlichung von 
Forschungs- und Entwidtlungsergebnissen bei einzelnen Ressorts 

a) BMFT: 

BUwf 1969: (Bedingungen für Zuwendungen an Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft) — für Zuwendungen auf Kostenbasis — 

§ 16 Veröffentlichungen 


(2) Das FE-Ergebnis ist innerhalb eines halben Jahres nach Ab- 
schluß der Arbeiten zu veröffentlichen oder auf andere geeignete 
Weise den fachlich interessierenden Stellen in der Bundes- 
republik Deutschland zugänglich zu machen, damit Doppel- 
arbeiten vermieden werden und die gewonnenen Erfahrungen 
nicht ungenutzt bleiben. Der ZG behält sich vor, in besonderen 
Fällen Abweichendes zu bestimmen. 

b) BMFT, BMBW, BMI (Bereich Reaktorsicherheit und Strahlenschutz) : 

BewGr-BMBW (Grundsätze für die Verwendung sowie den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung bei Zuwendungen des BMBW 
in der Fassung vom 1. September 1972) — für Zuwendungen auf 
Ausgabenbasis — 

Nr. 10.4 Veröffentlichung der Arbeitsergebnisse 

Nr. 10.4.1 Der Zuwendungsempfänger hat die Ergebnisse der durch 
Bundeszuwendung geförderten Forschungs-, Entwick- 
lungs- oder sonstigen wissenschaftlichen oder techni- 
schen Arbeiten spätestens innerhalb eines halben Jah- 
res nach Abschluß der Arbeiten zu veröffentlichen. 
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c) BMI (Bereich Umweltschutz soweit nicht unter b), BMJFG: 

Besondere Bewirtschaftungsgrundsätze gemäß Nr. 5 der Vorläufigen 
VV — BHO zu § 44 


d) Die Ergebnisse der durch die Bundeszuwendung geförderten For- 
schungs-, Entwicklungs- und sonstigen wissenschaftlichen Arbei- 
ten sollen für die Allgemeinheit nutzbar gemacht werden (z. B. 
durch Veröffentlichung); die Bewilligungsbehörde behält sich das 
Recht vor, in besonderen Fällen Abweichendes zu bestimmen. 

In regelmäßigen Abständen von 2 Jahren veröffentlicht BMJFG sämt- 
liche Forschungsergebnisse seines Geschäftsbereichs in Kurzform. 

d) BML: 

Die Forschungsergebnisse sind durch Veröffentlichung der Praxis 
nutzbar zu machen; dabei ist stets darauf hinzuweisen, daß die Arbei- 
ten mit Forschungsmitteln des BML gefördert wurden. 

e) BMWi: 

Im allgemeinen besteht eine Veröffentlichungspflicht, z. B. schreiben 
die Bewilligungsbedingungen für die aus dem Titel 09 02 — 685 16 
„Förderung der auf technisch-wirtschaftliche Zwecke gerichtete For- 
schung und Entwicklung“ geförderten Vorhaben vor: „Die Forschungs- 
ergebnisse sind möglichst innerhalb eines halben Jahres nach Ab- 
schluß der Vorhaben zu veröffentlichen". 

t 

f) BMVg: 

Die mit den einzelnen Auftragnehmern des BMVg abgeschlossenen 
Forschungsverträge enthalten Vorschriften über Veröffentlichung. 
Der BMVg behält sich darin das Recht vor, eine evtl, geplante Ver- 
öffentlichung vorher zu genehmigen. In der Praxis wird einem Antrag 
auf Veröffentlichung nur in seltenen Ausnahmefällen nicht entspro- 
chen. Bezüglich der Forschungsvorhaben, die an Hochschulen ver- 
geben werden, bemüht sich der BMVg um Veröffentlichung möglichst 
aller Ergebnisse. Aus Sicherheitsgründen muß der BMVg an dem bis- 
herigen Verfahren festhalten. 

g) BMP: 

Fast alle Forschungsergebnisse werden, soweit sie nicht in Fach- 
zeitschriften veröffentlicht werden, in Form Technischer Berichte 
allen denkbar interessierten Stellen einschließlich Fachbibliotheken 
im In- und Ausland zugeleitet. Ausnahmen werden nur dort gemacht, 
wo infolge großer Anwendungsnähe Firmeninteressen gewahrt wer- 
den müssen. 
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Persönlicher Referent 
StS 


Bevollmächtigter der Bundes 
regiejung in Berlin 
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Begründung des Stellenzuwadises 


2 


3 


4 


Zuwachs der Stellen bedingt durch notwendige organisatorische 
Änderungen und durch erhöhten Arbeitsanfall 


5 


6 


co 

CO 


Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

Haushalt 1970 

1 B 3 1 A 8 

1 A 16 

3 A 15 

2 A 13/14 

2 A 13 

2 A 9 

1970 Eingliederung des Ref. Eingaben 
und Petitionen aus der Abt. I in das 
Kanzlerbüro 


1 A 13 
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Auswärtiges Amt 


Anlage 3 


Synopse 1 


O 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

es 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A, 

Q 

A 5 


ADO 

I a 

Ib 

Ha 

II b 

in 

IV a 

IV b 

m 


VI b 

VII 

VIII 

IX b 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Ministerbüro a ) 

(einschließlich Pers.-Ref.) ^ 



1 



| 

■ 

■ 

9 


■ 

■ 

| 




I 



1 



1 


■ 

B 

1 


■ 








1 









1 



y 


| 




9 


9 

9 

9 

9 

9 

9 


Parlaments- und Kabinetts- a ) 

referat b) 

■ 


1 


| 



■ 

■ 

9 

■ 



■ 

■ 

| 

i 



1 

■ 

1 

■ 


■ 

1 

■ 

■ 

■ 

■ 








1 

1 





1 

| 



9 

y 




9 


9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 


a) 

Inlandsreferat 

b) 










■ 


■ 

| 


■ 

1 

i 

1 


■ 

■ 



■ 

1 

1 


■ 

■ 

1 









| 






| 




1 



9 




9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 


a) 

Pressereferat 

b) 



1 


D 

1 

■ 


■ 




■ 


j 

9 

■ 

1 





■ 

■ 


■ 

1 





1 A15 






I 


| 

9 


| 

| 






9 





| 


1 

| 


| 


9 


a) 

Planungsstab 

b) 

1 




| 



■ 

9 

■ 



■ 

■ 


■ 

■ 




■ 

1 

■ 

■ 

Kl 


■ 


■ 

■ 


1A 12/13 

1 BAT III 














9 

| 






9 




9 


9 

9 

9 

9 


Koordinator Dt/Franz. a ) 

Zusammenarbeit b) 






■ 

■ 

■ 

■ 

■ 




■ 


■ 

■ 

■ 



■ 

■ 




1 

■ 


■ 

1 







n 







| 

9 

9 







9 

| 



1 


9 

9 

9 

9 


a) 

Büro Staatssekretäre 

b) 





3 





■ 




9 

■ 


■ 

I 




■ 

■ 

1 


■ 

1 

■ 

■ 

■ 


1 A9 








| 




| 

| 




1 

9 



9 

9 

9 

| 


| 



1 



















. 


















io 

00 

00 


ö 

o 

c 

«H» 

co 

8- 

(D 

M 

w 

e 

CL 

<!> 

CA 

<—»* 

0» 

<Q 


& 

& 

CD 

o 

a 

CD 










Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

Erhöhter Arbeitsanfall 


1 A 9/10 


2 





3 

' 

Erhöhter Arbeitsanfall 


2 A 13/14 

1 A 11 

1 A 9/10 


4 



1 A 15 


5 



1 A 15 


6 



1 Ib 


7 
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Bundesministerium des Innern Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

V ergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

1 a 

B 

ES 

ES 

ES 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

m 

m 


1 

2 

3 

4 

5 

Mindsterbüro a ) 

(einschließlich Pers. Ref.) b) 



1 


1 

1 













1 

■ 


1 


1 


1 

1 


I 

■ 


1 Ib 




















1 








1 



i 

a) 

Büro ParlStS 

b) 





1 














■ 

■ 

■ 

■ 



1 


1 


■ 

■ 































1 


i 

a) 

Büros der StS 

b) 





2 











' 



■ 

■ 


■ 



2 


3 

1 


■ 

■ 

1 VI b 

1 VII 
































a) 

Pressereferat 

b) 



1 











1 




1 


■ 

1 

■ 

1 


1 

1 

1 

1 

1 



1 II b 

1 IV a 

1 Vc 



























1 

2 




a) 

Öffentlichkeitsarbeit 

b) 



1 


1 

1 

1 

1 











■ 

■ 

■ 







1 



* 





















1 


1 












1 















i 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 




Bei den als Zugänge ausgewiesenen 
Ang.-Stellen handelt es sich um Umset- 
zungen von Dauerpersonalstellen, die zu- 
vor nicht bei einem Titel der Gruppen 
425 oder 426 ausgewiesen waren. 

2 





3 





4 





5 
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£ Bundesministerium der Justiz Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

Al 5 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A9 

A 8 

A 7 

M 

A 5 

A 4 

ADO 

I a 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

a) 

Persönlicher Referent Min. 

b) 





1 









■ 

■ 


g 


■ 

■ 


■ 




■ 

1 

g 



■ 












1 





■ 





1 


1 


■ 



■ 




Persönlicher Referent a ) 

ParlStS k) 




I 


I 

■ 


■ 




■ 

■ 

1 





1 


■ 




■ 

■ 







1 

■ 










1 

g 




| 


1 



1 

| 

g 


g 


1 

g 


a) 

Persönlicher Referent StS 

b) 



■ 




1 


■ 

1 




■ 



1 

■ 

1 

1 


■ 

1 


D 


g 




| 



■ 

1 

1 



1 


■ 

1 


1 


l 

1 



1 


| 




1 



g 



g 


Referat Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit b) 


| 

1 

1 



1 


1 






1 


1 


I 

I 

I 

I 

I 

I 

1 


1 




1 

1 

■ 

1 


1 

1 






1 





| 












1 




i 


Geschäftsbereich Justiz beim a ) 
Bevollmächtigten der Bundes- 
regierung in Berlin b) 



1 




1 



1 





1 




1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 



1 





































1 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

Umsetzung aus dem Ministerbüro (1972) 




2 

Vorzimmerdienst 

1970 



3 

Büro- und Registraturtätigkeit 

1970 



4 

Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit 

ADO 1970 

A 13/14 1971 

A 9 1972 



5 




Wahrnehmungen der Aufgaben durch 
Dienststelle Berlin des Generalbundes- 
anwalts beim BGH 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 





2 





3 



1 A 13 


4 



1 A15 


5 



1 A15 

1 VI b 

1 Stelle innerhalb Leitungsbereich ver- 
lagert, 1 Stelle bei Abt. Z 

6 





7 





8 
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oo Bundesministerium für Wirtschaft Anlage 3 Synopse 1 




Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Organisationseinheit 

Besoldungsgruppen 

V er gütungs gruppen 


B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

I a 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Ministerbüro a ) 

(einsdil. Pers. Ref.) ^ 



1 


1 

2 





1 











1 




2 






1 A15 

1 A9 

1 III 

1 Vc 







1 












1 







2 


1 





a) 

Kabinettsreferent 

b) 




1 

1 

1 





















1 





1 A16 

1 A 13/14 

1 VI b 









1 











1 





1 







a) 

Parlamentsreferent 

b) 

— 




1 






















1 





1 A15 

1 VI b 



















1 














Persönlicher Referent a ) 

ParlStS bj 





1 






















1 





1 A15 




1 










■ 




■ 

■ 

■ 


H 


■ 




■ 

■ 

■ 


a) 

Persönlicher Referent StS 1 

b) 

■ 



9 

1 


■ 






■ 



■ 

■ 

■ 

■ 


■ 

■ 



1 

1 


1 


■ 


1 B3 

1 Vb 

1 




1 








| 


| 


1 

1 



1 

1 


1 


1 

1 



1 


a) 

Persönlicher Referent StS 2 

b) 

| 



1 










I 

■ 







1 


■ 


■ 

1 





1 A 13 


R 


1 



H 

1 







1 



■ 


1 

1 

1 




1 

■ 


1 

■ 


a) 

Presse und Information 

b) 




1 




1 




1 












2 

2 



2 

2 

1 


1 A 16 

4 A 13/14 

1 A 8 

2 IV b 

1 VI b 



1 


1 






1 








1 



1 

3 





1 




Geschäftsbereich Wirtschaft a ) 

beim Bevollmächtigten der 
Bundesregierung in Berlin b) 



1 

■ 

■ 








■ 



■ 






1 


1 

2 

1 

1 





1 A 13/14 

1 A12 

| 








1 














| 


1 


1 







1 





























1 
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Begründung des Stellenzuwachses 




CD 


1 


2 


3 


4 


5 


6 


7 


8 


Die Neuordnung der Geschäftsverteilung der Organisationseinhei- 
ten im Leitungsbereich ergab eine hausinterne Umschichtung der 
Stellen bei gleichzeitiger Einsparung von 2 Stellen im Leitungs- 
bereich 


Einsparung von 

Bewilligt Stellen Bemerkungen 

in Abteilungen 
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Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

V er gütungs gruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

Ia 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

i 

a) 

Ministerbüro 

b) 








1 
















1 


i 











1 













1 














Persönlicher Referent a ) 

des Ministers b) 




1 
















































■ 












a) 

Büro ParlStS 

b) 

■ 

■ 



1 


■ 


■ 

■ 

■ 


1 

1 

1 


1 

1 

1 

1 



1 


1 

I 


1 

I 
















1 


| 


| 

| 

1 


1 

■ 

1 

1 


1 

1 

1 

1 



a) 

Büro StS 

b) 

■ 

■ 



1 


| 


■ 

I 


■ 



I 


1 

■ 



1 


I 


1 

1 

1 

■ 

1 










1 









■ 


1 





| 



1 


1 

1 


1 

a) 

Pressestelle 

b) 

■ 


■ 


1 

1 



j 

fl 


1 




1 

1 


1 


■ 

■ 




■ 

3 

■ 

■ 


■ 

1 VI b 






1 


1 

■ 

1 

| 

| 


| 


| 

| 

1 



■ 

1 

1 



1 


■ 

1 


1 





i 

1 



















. 
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Begründung des Stellenzu wachs es 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

> 



1 A15 

1 Ia 


2 


"Intensivierung der Agrarpolitik 




3 




1 VI b 


4 

> 





5 

Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit einschließlich Eingliederung 
des Sachgebiets „Öffentlichkeitsarbeit auf dem Forschungssektor " 


1 A 13/14 

1 A12 

1 Ia 
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to Bundesminlsterium für Arbeit und Sozialordnung Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

es 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

n 

A 5 


ADO 

Ia 

Ib 

II a 

iib 

ui 

IV a 

IV b 


Vc 

VI b 

vn 

VIII 

IX b 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Ministerbüro a j 

(einschließlich 

Persönlicher Referent) b) 


| 


| 


| 

1 

1 

1 


| 







| 



1 

i 

£ 

P 




| 

1 

1 

1 

1 VII 

a) 

Büro ParlStS 

b) 




£ 




£ 

1 


£ 






1 

£ 



1 


p| 





D 

1 


1 

1 VII 

a) 

Büro StS 

b) 


1 


■ 




1 

■ 

9 

9 

9 

9 



9 

9 

9 

9 

IP 

9 

■ 

9 

9 

fl 

9 



9 


■ 



1 

1 

1 



£ 

9 


9 

9 

9 



9 

9 

9 


9 


9 










1 

a) 

Parlamentsangelegenheiten ^ 



1 

1 




■ 

1 


9 

9 







9 

9 


9 


9 

9 




9 


■ 

1 VII 

1 

1 

9 

1 


9 

9 

9 

jj| 

9 

9 

9 

9 

1 

9 

■ 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

9 




9 


1 

a) 

Öffentlichkeitsarbeit 

b) 

1 

1 





y 

£ 

| 

l 


1 

1 


p| 


£ 

l 

I 

E 

£ 


2 

fl 

i 







2 II a 

1 IV b 

a) 

Pressereferat 

b) 







i 

1 


9 


■ 


■ 



D 

■ 




■ 


■ 

i 


■ 



1 


1 Ib 

1 IX b 






1 

■ 




9 




| 

9 





| 








| 


1 

Verbindung zu den Gewerk- a ) 

schäften b) 







fl 

■ 

■ 

9 

9 

■ 

9 

9 

9 

9 

9 

9 


9 

9 

9 

9 




9 





1 A15 

1 A13 








1 


9 


9 

9 




9 

9 


9 


9 

9 

■ 




1 



9 

Verbindung zu den Arbeit- 
geberverbänden und zum a ' 

Handwerk; b) 

Freie Berufe 







1 

1 


■ 


■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

1 

■ 

■ 

■ 

■ 

| 

■ 

■ 

■ 

I 

■ 

I 

■ 

1 A15 

1 A 13/15 

1 A 13 








I 



I 

■ 

1 

1 

1 

I 

■ 

■ 



1 


■ 








i 



































Drucksache 7/2887 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 













Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 





2 





3 





4 





5 

Übernahme: Verbindung zu den autonomen Gruppen 



Zusammenlegung von Referaten (s. u.) 

6 





7 




Ubergegangen in Referat Öffentlich- 
keitsarbeit (s. 0 .) 

8 




Einsparung durch Rationalisierung 
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Bundesministerium der Verteidigung 


Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

V ergütungsgruppen 

m 

ES 

b7| 

A16 

A15 

A13 
/ 14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

1 a 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

m 


VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

. 

a) 

Leitungsstab 

b) 


1 


4 

5 





B 

1 


| 


■ 


1 




I 


I 


I 


1 



1 
























1 

1 






1 

1 


eil 

Informations- und ' 

Pressezentrum b) 



1 





■ 






n 

1 

| 

■ 



2 


■ 

1 





5 

2 

■ 












B 

1 






1 

| 



1 


1 


1 





1 

1 











■ 
















i 





1 
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Begründung des Stellenzuwachses 


1 


2 


Bewilligt 


Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 


Bemerkungen 


aufgelöst bei Neuorganisation 
(vgl. Synopse 2) 
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o> Bundesministerlum für Jugend, Familie und Gesundheit 


Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

— 

A13 

A12 

All 


A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

Ia 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IX b 

MTB 

1 

2 

3 

4 

5 

Ministerbüro a ) 

(einschl. Pers. Ref.) ^ 


I 

| 

1 

1 


I 





1 

1 











2 


1 




I 




1 




























1 

1 

a) 

Büro ParlStG 

b) 


■ 

■ 

■ 






■ 



1 












1 


1 



■ 




1 







| 


| 


1 


















1 

a) 

Büro StS 

b) 



| 




■ 



■ 

■ 

| 

1 





1 







1 


1 



1 







| 












1 

1 

1 











1 

1 

a) 

Pressereferat 

b) 


■ 

| 

■ 

■ 


■ 


■ 

■ 

1 


1 





■ 

■ 

2 






1 

1 



1 

■ 




1 









| 

y 




1 


y 













a) 

Öffentlichkeitsarbeit 

b) 


■ 

| 

1 




1 

■ 

| 


■ 

■ 




1 


y 




















| 





1 

■ 




1 





















■ 




















1 
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Begründung des Stellenzuwacfcses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 


1973 



2 





3 





4 

Verstärkung der Leistungskapazität 




5 
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oo Bundesministerium für Verkehr Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

i 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

fl 


B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

ES 

i 


■ 

ADO 

fl 


II a 

II b 

in 

IV a 

IV b 

B 


VI b 

VII 

VIII 

IX b 

MTB 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Ministerbüro a ) 

(einsdil. Pers. Ref.) b) 



1 


1 


■ 







| 




1 



I 



1 


H 



1 

i 






| 





| 

| 


| 


| 

1 

1 

| 




1 





i 

1 

1 




a) 

Büro Pari. StS 

b) 

■ 

1 

1 

■ 





■ 



■ 


■ 




g 



g 



g 

fl 

g 

g 

g 





■ 









1 


g 


§ 

1 


| 

| 



■ 


1 

■ 

■ 

■ 

D 

■ 

1 



a) 

Büro StS 

b) 

■ 

1 


1 


■ 



1 


■ 

g 




■ 






■ 

g 

g 


g 

1 


g 




1 

| 

| 

| 

| 

| 






| 


g 


1 

g 


| 


1 

g 

g 

■ 

I 

■ 



■ 

1 


Kabinett- und 

Parlamentsreferat b) 





| 

| 


■ 

| 

■ 


■ 


■ 

1 

■ 



■ 


I 

| 


g 

1 

1 

1 


g 

g 






1 







1 

i 










g 


g 

■ 

■ 



■ 



a) 

Pressestelle 

b) 








■ 

■ 

| 


■ 


1 



i 

1 


2 


■ 

■ 

■ 



1 


i 

g 
















g 

| 


R 

g 



i 

■ 


■ 

1 

■ 




1 


Referat a ) 

Öffentlichkeitsarbeit b) 





■ 


■ 


1 

■ 


■ 






Q 

i 

1 


i 

i 



■ 















1 



■ 



■ 


1 



■ 

■ 

■ 

■ 



1 

1 



1 


Beauftragter a) 

d. innerdeutschen und 
Berlin-Verkehrs b) 




1 

I 


I 

1 

I 



■ 


■ 


■ 

1 

g 

r 

1 

■ 

1 

■ 



■ 

1 

i 


g 


1 VI b 














i 

g 

g 


i 

1 

1 

I 

1 

I 

1 

1 

1 




■ 


Geschäftsbereich Verkehr a ) 

beim Bevollmächtigten der 
Bundesregierung in Berlin b) 




1 


I 

I 

fl 




■ 


■ 

1 

1 


■ 

i 

1 

R 


R 

g 

g 





■ 







| 





1 




l 

g 

g 



1 


l 


I 

i 

i 





i 







1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

i 

1 

i 

i 

i 

1 

i 

1 
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Begründung des Stellenzuwadises 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

erhöhter Arbeitsanfall im Bürodienst 

1971 

1974 

2 VI b 



VI b = Wechseldienst Vorzimmer PStS 


1 A12 


2 

A 12 r A 8 = erhöhter Arbeitsanfall infolge weiterer 

1970 

1 A8 



Aufgabenvermehrung im Bereich des ParlStS 


1 VI b 


3 





4 

Trennung von Pers. Referent Min. zur besseren Wahrnehmung 
der Kabinettsangelegenheiten 

1970 



5 






erhöhter Arbeitsanfall infolge des starken öffentlichen Interesses 




6 

insbesondere an Maßnahmen der Verkehrserziehung und 

V erkehrsaufklärung 

1971 

1 VI b 


7 





8 

- 
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Begriindung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 





2 




1971 übergegangen in „Leitungsstab" 

3 

Intensivierung der Pressearbeit 

2 A 13 

2 A 9 



4 





5 




1974 übergegangen in „Leitungsstab" 

6 

* 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

erhöhter Arbeitsanfall 


1 Ia 

1 All 


2 





3 





4 




war zeitweilig dem Abteilungsleiter Z 
unterstellt 
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£ Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

1 a 

1b 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

3 

Ministerbüro a ) 

(einschl. Pers. Ref.) k) 


1 



1 



















1 


1 






1 B6 
































Pers. Referent a ) 

Pari StS b) 





1 




















1 


1 





































Pers. Referent a ) 

Staatssekretär b) 





1 



















































































, 








- 
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Begründung des Stellenzuwadises 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

2 

3 


















2 
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o> Bundesministerium für Forschung und Technologie Anlage 3 Synopse 1 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 15. Dezember 1972 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

.... 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 




ES 


m 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

Ia 

Ib 

II a 

II b 

III 

IVa 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IXb 

MTB 

1 

2 

3 

4 

Ministerbüro a ) 

(einsdil. Pers. Ref.) ^ 



1 

1 


1 

1 

| 



1 


I 


I 

I 

1 

1 

1 

■ 

1 

1 

■ 

9 

■ 

1 

1 


9 

I 

1 












1 






1 

1 


9 

■ 


9 





1 

9 

1 

1 

a ) 

Büro Pari. StS 

b) 

■ 

■ 




■ 





1 




I 

■ 

1 

■ 

■ 

| 

I 

| 

| 

| 

| 




9 

■ 

■ 





1 




H 



1 


H 




1 

1 








| 

1 


1 

1 

1 

a) 

Büro StS 

b) 

1 

I 

1 

| 


■ 

■ 




■ 


■ 


■ 

| 


l 

I 


■ 

■ 


9 

D 

9 

1 


9 

9 

9 


| 

1 

1 





1 



1 


i 


1 




1 

1 

1 


■ 

9 





9 

9 

9 

a) 

Pressereferat 

b) 

I 



■ 


■ 

H 


1 

■ 






■ 



1 

■ 

1 

1 


9 

■ 

9 

1 

2 

9 

9 

9 


| 


Hl 

1 


■ 

1 

| 

| 

9 

|| 


II 



9 

9 



1 



1 

9 

1 

9 


1 

i 

9 


1 

I 
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Begründung des Stellenzuwachses 


1) Herstellung der Arbeitsfähigkeit des Leitungsbereichs 
nach der Teilung des BMBW (alt) 

2) VergGr. VII: Übernahme einer Stelle für Aushilfskräfte 
als Dauerpersonalstelle 


2 Wie Ministerbüro 1) 


4 wie Ministerbüro 1) VergGr. VII: wie Ministerbüro 2) ' 

2) 


oi 

Hi 


Bewilligt 


Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 


Bemerkungen 
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Organisationseinheit 


Ministerbüro 
1 (einschl. Pers. Ref.) r 
Kabinett, Parlament 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 




> 


2 

2. Vorzimmerkraft 

21.2. 1973 



Aufteilung der Stellen des 
Leitungsbereiches zwischen 

BMBW und BMFT bei Regierungs- 
neubildung 1972 

3 





4 







_ 
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Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Anlage 3 Synopse 1 


O 


Organisationseinheit 

Stellenausstattung a) am 1. Januar 1970 
b) Stellenzugänge 

Stellen- 

abgänge 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

1 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

I a 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 


IXb 


1 

2 

3 

4 

5 

Ministerbüro a ) 

(einschl. Pers. Ref.) ^ 






1 

I 

1 


1 

I 

1 

1 

1 

1 



1 

■ 

1 

1 





1 

B 


fl 


1 






















1 








1 


1 

a) 

Büro Pari. StS 

b) 







■ 

■ 

■ 

■ 



■ 

■ 

■ 

■ 



1 

■ 

■ 






fl 


■ 














fl 

1 



fl 




fl 


fl 






g 


1 



a) 

Büro StS 

b) 






1 

I 

■ 

1 

I 

1 


1 

I 

■ 

I 


I 


■ 



■ 


n 


g 


g 










| 

| 


1 

fl 

1 

fl 

1 

fl 

1 


I 

fl 

■ 



fl 






g 



b) 

Pressereferat 

a) 







1 

1 


I 

■ 

1 


■ 

1 

| 


| 


I 

I 


1 


B 



1 

fl 


■ 








fl 

fl 

| 


fl 



1 

fl 










B 




g 


| 

Referat Kabinetts- und k) 

Parlamentsangelegenheiten a ) 




1 


1 

H 


| 


■ 

1 

■ 

| 

| 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 

■ 




1 

B 


1 

■ 

■ 








■ 

1 


1 


fl 









1 


B 




fl 

1 

fl 


| 


j 
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Begründung des Stellenzuwachses 

Bewilligt 

Einsparung von 
Stellen 

in Abteilungen 

Bemerkungen 

1 

Registratur- u. allgemeine Büroarbeiten 

13. 2. 1974 



2 

2. Vorzimmerkraft 

2. 12. 1971 

1 VII 


3 





4 





5 
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Anlage 4 Synopse 2 



Seit dem 1. Januar 1970 neu geschaffene Organisationseinheiten im Leitungsbereich 

Bewilligt 

Organisationseinheit 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

1 a 

I b 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

VII 

VIII 

IX b 

MTB 

AA 

Arbeitsstab 

Analysen und Informationen 

















1 
















BMI 

Büro des 2. Pari. StS 





1 




















1 


1 






BMJ 

Ministerbüro 




1 




1 



1 













1 

1 


1 





1970 

1971 

1972 

Referat 

Kabinetts- und 
Parlamentsangelegenheiten 





1 



1 
























1970 

BMF 

Büro Pari. StS 2 





1 

1 



















1 


1 






Büro der Leitung 










1 

1 
















1 

1 





BMVg 

Umwandlung des Informations- 
und Pressezentrums in Informations- 
und Pressestab 



2 

2 

5 

8 

1 

1 

1 

2 

1 

1 


1 

1 



1 

3 

1 




2 

3 


3 

4 





Aus Leitungsstab gebildet: 
Ministerbüro einschließlich 

Pers. Ref. 





1 

1 






1 



[ 









1 


1 

1 






Adjutant Min. 




1 























1 






Büro Pari. StS 




1 

2 




















1 


1 






Büro StS 1, 

Geschäftszimmer und Registratur 
d. Leitung 



1 

1 

1 

3 

1 

2 



3 

5 













1 

1 

4 

1 





Büro StS 2 



1 


1 

1 




















1 







Parlaments- und 

Kabinettreferat 

- 



1 

1 

1 


1 




1 













1 

1 







Protokollreferat 



1 


1 

3 


1 

2 



2 














1 

1 
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Begründung für die Wahrnehmung dieser Aufgaben 

übernommene Aufgaben aus den 
Abteilungen 

Einsparungen in 
den Abteilungen 

Bemerkungen 

Politische Öffentlichkeitsarbeit des Ministers; Unterstüt- 
zung des Ministers bei der Wahrnehmung politischer Auf- 
gaben außerhalb der Ressortzuständigkeit des Auswär- 
tigen Amts, bei der Vorbereitung von Reden, Aufsätzen 
und sonstigen Verlautbarungen; Beobachtung und Ana- 
lyse der innenpolitischen Entwicklung im Hinblick auf die 
politischen Aufgaben des Ministers im Inland 


1 ADO 


Berufung eines 2. Pari. StS 


1 A 15 

Angestellte vergleiche 
Bemerkungen Synopse 1 

Verbindung zum Parlament, zu den Parteien und zu den 
politischen Verbänden sowie Parlamentsangelegenheiten 
allgemeiner Art. 

Vorzimmerdienst übertragen aus dem Bereich Persönl. 
Referent Minister im Austausch gegen eine Planstelle dei 
Bes.Gr. A 9 im Haushaltsjahr 1972 

Soweit Fachabteilungen für neben- 
stehende Aufgaben herangezogen 
worden sind, wurden sie durch die 
Übernahme der nebenstehenden 
und anderer Aufgaben entlastet. 



Bearbeitung der Kabinettsachen, Vorbereitung der Kabi- 
nettsitzungen, Angelegenheiten der Kabinett- oder Staats- 
sekretärausschüsse sowie parlamentarische Anfragen und 
Parlamentssitzungen. Koordinierungsarbeiten mit anderen 
Ressorts und innerhalb des Hauses 

Soweit Fachabteilungen für neben- 
stehende Aufgaben herangezogen 
worden sind, wurden sie durch die 
Übernahme der nebenstehenden 
und anderer Aufgaben entlastet. 





1 A 15 

1 A 13/14 

1 Vb 

1 VI b 




1 A 9/10 

1 A9 

1 VI b 

1 VII 

3 Stellen innerhalb des 
Leitungsbereiches 

1 Stelle aus Abt. Z 

vgl. Weißbuch 

a) 1970/71, Nr. 135 

b) 1973/74, Nr. 250 
(auch Synopse 3) 

FüS V II 1 

FüS V II 4 

entsprechend 

entsprechend 

- 

> einschließlich Soldatenstellen 

Dezentralisierung der Unterstützungsaufgaben 
im Leitungsbereich 









vgl. Synopse 3 

FüS II 8 (Angelegenheit nach dem 
Gesetz zu Artikel 10 GG) 

entsprechend 











9 

10 

11 

12 

13 

14 
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Anlage 4 Synopse 2 


Organisationseinheit 

Seit dem 1. Januar 1970 neu geschaffene Organisationseinheiten im Leitungsbereich 


Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 9 

B 6 

B 3 

A16 

A15 

A13 

/14 

A13 

A12 

All 

A 9/ 
10 

A 9 

A 8 

A 7 

A 

5/6 

A 5 


ADO 

Ia 

Ib 

II a 

II b 

III 

IV a 

IV b 

Vb 

Vc 

VI b 

vn 

VIII 

IXb 

MTB 

15 

16 

17 

18 

19 

BMV 

Delegationsleiter in den 
Kommissionen für Transit 

Berlin (West) und DDR- Verkehr 


1 



1 



























■ 

1 

BMBau 

1971 Stabsgruppen 
Planungsangelegenheiten 








1 



1 






1 



1 








1 

1 

i 

i 

■ 

Presse und Öffentlichkeitsarbeit 









1 








1 



1 









1 

■ 

i 

WM 

Kabinett- und 

Parlamentsangelegenheiten 






2 




1 


















1 

1 

1 

1 

u 

1974 

Geschäftsstelle des Deutschen Rats 
für Stadtentwicklung und des 

Beirats für Raumordnung 







1 





















1 

1 

1 

1 






















1 






j 
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Begründung für die Wahrnehmung dieser Aufgaben 

Übernommene Aufgaben aus den 
Abteilungen 

Einsparungen in 
den Abteilungen 

Bemerkungen 

15 

i 

Transitabkommen Berlin 

Verkehrsvertrag DDR 

Transitabkommen Berlin 

! 

Stelle v. Beauf- 
tragten für 
innerdeutschen 
und Berlin- 
verkehr 

(vgl. Synopse 1) 

16 


Planungsgruppe und Abt. Z 

entsprechend 

> 

17 


aus Abt. Z: Ref. Z 2 

(Presse u. Öffentlichkeitsarbeit) 

entsprechend 

vorübergehend 1 beamtete Hilfs- 
kraft Tit. 42 202 (s. Synopse 3) 

18 


aus Abt. Z: Ref. Z I 
{Generalreferat) 

entsprechend 

(siehe Synopse 3) 

19 

Städtebauförderungsgesetz ' 

Raumordnungsgesetz 

Städtebau- und Raumordnung 

1 A 13 

(Bauabteilung) 
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*♦4 

O 



Anlage 5 Synopse 3 


Zeitpunkt 

der 

Übernahme 

Begründung 

1970 

Eingaben und Petitionen sind weitgehend an den 
Herrn BK persönlich gerichtet. Dies bedingt, daß die 
Verantwortung für die Beantwortung in den Händen 
des Leiters des KB liegen muß. Daher wurde das 
Petitionsreferat aus der Gruppe 1/3 herausgelöst und 
dem Kanzlerbüro zugeordnet. 

1973 

1. Unmittelbarer Kontakt zur Hausleitung. 

2. Vom Referat V II 4 wurde der Aufgabenbereich 
„Mitwirkung bei Angelegenheiten anderer Bun- 
desministerien, wenn kein anderes Referat zu- 
ständig ist" dem Kabinettreferat unter gleichzei- 
tiger Verlagerung einer A 15/13-Stelle aus dem 
Referat V II 4 übertragen. 

1970 

Wegen der besonderen Funktion und Bedeutung des 
Amtes, insbesondere da der Beauftragte die Bundes- 
regierung in Menschenrechtsverfahren vor der Euro- 
päischen Kommission und dem Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte in Straßburg zuständig 
vertritt, ist die Stelle aus der Abteilung IV (öffent- 
liches Recht) der Amtsleitung unmittelbar unterstellt 
worden. 

1973 

Umorganisation im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung einer neuen Aufbau- und Ablauforganisation 
des BML; unmittelbarer Kontakt zur Hausleitung. 

1970 

Vgl. Weißbuch 1971/72, Nr. 135 

Referent war bereits vor dem 1. März 1974 zum 
unmittelbaren Vortrag bei der Leitung berechtigt. 
Referat nunmehr wegen der Leitungsunmittelbarkeit 
der Aufgaben dem Staatssekretär auch direkt unter- 
stellt (vgl. Synopse 2). 
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Organisationseinheit 

Seit dem 1. Januar 1970 aus den Abteilungen in den 
Leitungsbereich übernommene Organisationsein- 
heiten 

Zeitpunkt 

der 

Übernahme 

Begründung 

Besoldungsgruppen 

Vergütungsgruppen 

B 6 

B 3 

A 16 

A 15 

A 13 
/14 

A. 13 

A 12 

A 11 

A 9/ 
10 

A 9 

ADO 

II a 

II b 

IV a 

V b 

V c 

VI b 

BMJFG 

Referat für Kabinetts- und 
Parlamentsangelegenheiten 




1 

1 


1 










1 

1973 

Unmittelbarer Kontakt zur Leitung 

BMP 

Unterabteilung 60 

— Zentrale Planung 
Unterabteilung 70 

— Zentrale Organisation 


















ab 

1. 10. 1973 
bis 

31.5. 1974 

Nach dem Schwerpunkt der Aufgaben im Herbst 
1973 war vorübergehend die direkte Steuerung 
durch die Leitung erforderlich; 

Stellen: 26 höherer Dienst, 21 gehobener, 5 mittle- 
rer Dienst 

Wiedereingliederung in die zuständige Abteilung 
im Zusammenhang mit dem Freibleiben einer Stelle 
für einen beamteten Staatssekretär 

BMBau 

Generalreferat, Koordinierung 
Parlaments- und Kabinetts- 
angelegenheiten 

Presse- und Öffentlichkeits- 
arbeit 

! 




2 

1 


1 

1 



1 

1 

1 





1 

i 

1970 : 

unmittelbarer Kontakt zur Hausleitung 
(siehe Synopse 2) 

BMB 

Referat I 8 

Zonenrandförderung, 

Grenzgebiete 

Referat I 9 

Strukturpolitische Maßnahmen 
im Zonenrandgebiet 

Referat I 10 

Betreuungsmaßnahmen 

Besuchs-Reiseverkehr 

Referat III 6 

Betreuungsmaßnahmen Berlin 


1 

1 

1 

! 

1 

. 

; 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 



1 


1 




1970 

1970 

1970 

1970 

Gemäß § 14 a GOBReg sind die Zonenrandförderung, 
Hilfs- und Betreuungsmaßnahmen als Aufgabenbe- 
reich dem Parlamentarischen Staatssekretär übertra- 
gen 
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Anlage 6 


Für die Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform 
erstellte Gutachten und Berichte 


Dathe, H. M. 

Friauf, Karl Heinrich 
Stephan, Bodo 

Kirsch, Guy 


Oberndorfer, Dieter 
Lutz, Claus 
Pietsch, Walter 
Schmitz, Mathias 


Baade, Hans W. 


Determann, Christian 


Johnson, Nevil 


Scharpf, Fritz W. 


Einige analytische Hilfsmittel zur Unterstützung 
staatlicher Planungsaufgaben, 1969 

Die verfassungsrechtliche Problematik einer poli- 
tischen Ziel- und Mittelplanung der Bundesregie- 
rung im Hinblick auf ihr Verhältnis zum Deut- 
schen Bundestag, 1969 

Die logische Struktur des Problems einer Rationa- 
lisierung der Entscheidungsfindung auf Regie- 
rungsebene, 1969 

Politische Planung, 1969 

— Verfassungspolitische Würdigung politischer 
Planung auf Bundesebene, 

— Methoden der Planung der Regierungsarbeit 
und Vorschläge zu ihrer organisatorischen 
Verortung, 

— Analyse von Zielen und Zielkategorien 

Die verfassungsrechtliche Stellung und das Füh- 
rungsinstrumentarium des Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten von Amerika (Teil II), 1969 

Stellung und Führungsinstrumentarium des Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten von Amerika 
(Teil I), 1969 

Stellung und Führungs Instrumentarium der Regie- 
rung in Großbritannien, 1969 

Stellung und Führungsinstrumentarium der Regie- 
rungschefs in den Bundesländern, 1969 


Seidl-Hohenveldern, Ignaz Stellung und Führungsinstrumentarium der Regie- 
rungschefs in Österreich, Italien, der Schweiz, 
Frankreich, 1969 


Herzog, Roman 
Pietzner, Rainer 


Möglichkeiten und Grenzen einer Beteiligung des 
Parlaments an der Ziel- und Ressourcenplanung 
der Bundesregierung, 1971 


Institut für Politische 
Entscheidungsplanung 
(IPEP), Köln 

Mayntz-Trier, Renate 


Planungsmethoden, 1972 


Politische Planung und demokratische Beteiligung, 
1971, Bericht des Projektleiters über 

Fallstudien zum Nordrhein-Westfalen-Programm 
1975, von H. Häussermann und zum 

Landesentwicklungsplan Hessen 80, von J. Schulz 
zur Wiesch 


Mayntz-Trier, Renate 
Scharpf, Fritz W. 


Programmentwicklung in der Ministerialorgani- 
sation (mit empirischen Vorarbeiten in mehreren 
Ministerien), 1973 
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Naschold, Frieder 
Seuster, D. 

Väth, W. 

Zipfel, O. 

Scharpf, Fritz W. 


Scharpf, Fritz W. 

(mit Institute for Opera- 
tional Research, London) 

Waterkamp, Rainer 


Wettmann, Reinhart 


Battelle-Institut e. V. 
Frankfurt am Main 


Friauf, Karl Heinrich 


Gesellschaft für System- 
entwicklung, Königswinter 

Hahn, Georg 


Irle, Martin 

Kiessler-Hauschildt, 

Kerstin 

Johnson, Nevil 


Kienbaum Unternehmens- 
beratung GmbH, 
Gummersbach 


Morkel, Arnd 


v. Pfuhlstein, Friedrich 


McKinsey & Company, 
Inc. Düsseldorf 


Untersuchungen zur mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes, Gutachten, 1971 

(mit Stellungnahme von Zimmermann-Henke und 
Erwiderung der Verfasser) 

Fallstudien zu Entscheidungsprozessen mit pla- 
nungsorganisatorischer Relevanz, Bericht des Pro- 
jektleiters, 1972: 

— Fallstudie „Gesetz über umsatzsteuerliche 
Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung", 

— Fallstudie „Erweiterung der Haushaltsbefug- 
nisse des Europäischen Parlaments 1969/70", 

— Fallstudie „Verkehrspolitisches Programm für 
die Jahre 1968 bis 1972", 

— Fallstudie „Errichtung des Bundessprachen- 
amtes" 

Methoden der Problemstrukturierung: 

Positive Koordination in der Langfristplanung, 
1972 

Überblick über Zielsetzung, Inhalt und Methode 
der Landesentwicklungspläne, 1972 

Untersuchung des hessischen Planungssystems, 
1972 

Entwicklung eines^ Systems der Personalbedarfs- 
planung und der Personaleinsatzplanung für Bun- 
desbedienstete — Voruntersuchung — , 1971 

Zentralisierungen im Personalwesen des Bundes, 
1972 

Führungsinstrumentarium der Ressortleitung, 1971 


Das Verhältnis von Ministerien und Zentralbehör- 
den in Schweden, 1971 

Bedingungen für die Einführung von Gruppen- 
arbeit in die Ministerialverwaltung (Literatur- 
Gutachten), 1972 

Reorganisation in British Central Administration, 
Developments 1970 — 72, 1972 

Erfahrungen in der Wirtschaft bei der Organi- 
sation und Leitung großer Unternehmenseinheiten, 
1972, Teilbericht: Erfahrungen über Systeme und 
Verfahren der Planung und Planüberwachung, 
1972 

Kabinettausschüsse als Instrumente interministe- 
rieller Koordination, 1973 

Erfahrungen bei und nach der Verlagerung von 
Aufgaben aus den Bundesministerien, dargestellt 
am Beispiel der Zentralstelle für das Auslands- 
schulwesen im Bundesverwaltungsamt Köln, 1971 

Management-System für ein Bundesministerium 
— am Beispiel des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten — , 1973 
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Anlage 7 


Bericht über die bisherigen Arbeitsergebnisse und Vorschläge 
der Projektgruppe „Regierungs- und Verwaltungsreform" 
und die daraus gezogenen praktischen Folgerungen 


I. 

Die Projektgruppe stand zu Beginn ihrer Arbeiten 
im Januar 1969 vor der Notwendigkeit, sich in der 
verhältnismäßig kurzen Zeit bis zum Ende der da- 
maligen Legislaturperiode auf Fragenkreise zu be- 
schränken, deren Lösung besonders vordringlich er- 
schien und deren Verwirklichung am ehesten im 
zeitlichen Zusammenhang mit einer Regierungsneu- 
bildung Aussicht auf Erfolg versprach. Sie konzen- 
trierte sich daher auf folgende, in dem Projekt „Be- 
grenzte Kabinettreform 1969" zusammengefaßte Ar- 
beitsschwerpunkte : 

— Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche, 

— Stellung und Aufgaben der Parlamentarischen 
Staatssekretäre/Staatsminister, 

— Verbesserung des Führungsinstrumentariums 
von Bundeskanzler und Bundesregierung. 

Lösungsvorschläge dazu enthielt der kurz vor den 
Bundestagswahlen 1969 vorgelegte „Erste Bericht 
zur Reform der Struktur von Bundesregierung und 
Bundesverwaltung" . 

1. Bei ihren Vorschlägen zur Neuabgrenzung der 
Geschäftsbereiche ging die Projektgruppe nach 
dem Ergebnis der von ihr getroffenen tatsächli- 
chen Feststellungen davon aus, daß die Arbeits- 
abläufe innerhalb der Bundesregierung und die 
interministerielle Zusammenarbeit durch eine zu 
starke Aufgliederung der Ressortbereiche, durch 
die Unausgewogenheit der Ressorts nach Größe 
und politischem Gewicht ihrer Aufgaben sowie 
durch eine Reihe vermeidbarer Zuständigkeits- 
überlagerungen erschwert seien. Außerdem ver- 
trat sie die Auffassung, daß ein zu großes Kabi- 
nett — es umfaßte damals 20 Mitglieder — Er- 
schwernisse für die Kabinettsarbeit, besonders 
für eine kontinuierliche Willensbildung im Ka- 
binett, mit sich bringe. 

Die Projektgruppe sprach sich deshalb nach der 
Erarbeitung von Leitlinien für den Ressortzu- 
schnitt dafür aus, die Zuständigkeitsverteilung 
zu straffen und die Zahl der Bundesministerien 
zu verringern. Neben Vorteilen für die intermi- 
nisterielle Koordination, die personelle Beweg- 
lichkeit der Ressorts, die Kabinettsarbeit usw. 
erwartete sie davon einen Rationalisierungsef- 
fekt auch insoweit, als durch den Wegfall einer 
Reihe von zentralen Verwaltungsabteilungen 
Personal für andere Aufgaben freigestellt wer- 
den könnte. 

Die Projektgruppe entwickelte nach eingehen- 
der Prüfung einer großen Zahl von Zuständig- 
keitsfragen drei Grundmodelle, die — neben 


dem Wegfall einiger kleinerer Ministerien — 
darauf angelegt waren, 

— Aufgabe mit sozialen Bezügen in einem be- 
sonderen Ministerium zusammenzufassen 
oder 

— Aufgaben von strukturpolitischer Bedeutung 
in einem neuen Ministerium zusammenzufüh- 
ren oder 

— die genannten Aufgaben — ohne Einrichtung 
eines neuen Ministeriums — nach ihrem 
Sachzusammenhang einzelnen der vorhande- 
nen größeren Ressorts zu übertragen. 

Diese Modelle, die wegen der politischen Impli- 
kationen bei Kabinettbildungen allerdings nur 
als rationale Entscheidungshilfen dienen sowie 
die Vor- und Nachteile bestimmter Lösungen 
aufzeigen sollten, sahen eine Reduzierung der 
Zahl der Bundesministerien auf 12 bzw. 13 vor. 
Dabei wurde vorausgesetzt, daß Maßnahmen zu 
einer Entlastung der politischen Leitung, vor al- 
lem in größeren Ressorts, eingeleitet würden. 

Die Einführung von Bundesministern ohne Ge- 
schäftsbereiche wurde erörtert, im Ergebnis aber 
nicht vorgeschlagen. Im übrigen sprach sich die 
Projektgruppe gegen die Bildung eines soge- 
nannten „Kernkabinetts" als „ein zur Zeit für 
das deutsche Verfassungsleben ungeeignetes In- 
stitut" aus. 

2. Im Interesse einer wirksamen Entlastung der 
Bundesminister bei der Erfüllung politischer 
Aufgaben regte die Projektgruppe in Teil II ih- 
res Berichtes an, das Institut des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs weiter auszubauen. Eine 
Notwendigkeit dazu sah sie insbesondere für 
den Fall, daß ihre Vorschläge zur Neuabgren- 
zung der Geschäftsbereiche befolgt und bisher 
selbständige Ministerien mit anderen zusam- 
mengefaßt würden. 

Nach dem Ergebnis der Abwägung verschiede- 
ner Denkmodelle empfahl die Projektgruppe, 
das Amt des Parlamentarischen Staatssekretärs 
in das eines Staatsministers umzuwandeln. Der 
Staatsminister sollte nach ihren Vorstellungen 
der politischen Leitung des Ressorts zugeordnet 
sein und Aufgaben des Bundesministers erfüllen, 
soweit sie ihm von diesem übertragen werden. 
Er sollte jedoch innerhalb des Ministeriums kei- 
ne zusätzliche hierarchische Stufe bilden, son- 
dern in dem vom Bundesminister bestimmten 
Umfang dessen Befugnisse haben, also insoweit 

— nach innen — weisungsberechtigte Ressort- 
spitze sein. Dabei sollte er den Weisungen des 
Bundesministers unterstehen, dessen Verant- 
wortlichkeit also nicht berühren. 
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Im übrigen sollte der Staatsminister auch die bis 
dahin vom Parlamentarischen Staatssekretär üb- 
licherweise wahrgenommenen Aufgaben (Ver- 
bindung zum Parlament und seinen Ausschüssen 
sowie zur Öffentlichkeit) haben. 

Die Projektgruppe regte an, Staatsminister in 
größeren Ressorts mit der Wahrnehmung ge- 
schlossener Aufgabengebiete zu betrauen, be- 
sonders mit solchen Aufgabengebieten, die ge- 
gebenenfalls aus bisher selbständigen Ressorts 
auf ein anderes übergingen. Sie schlug nicht 
vor, in jedem Ressort einen Staatsminister ein- 
zusetzen, sondern empfahl eine Prüfung von Fall 
zu Fall. 

Ein weiterer Vorschlag hatte die Vertretung des 
Bundesministers bei Abwesenheit im Bundeska- 
binett durch den Staatsminister zum Gegen- 
stand. 

3. Zur Verbesserung des Führungsinstrumenta- 
riums von Bundeskanzler und Bundesregierung 
setzte sich die Projektgruppe mit der Notwen- 
digkeit sowie den institutioneilen und verfah- 
rensmäßigen Voraussetzungen einer „konzeptio- 
nellen Politik" auseinander. Sie klärte aufgrund 
eigener Erhebungen wesentliche Strukturmängel 
ab, führte vergleichende Untersuchungen über 
die Situation in den Bundesländern und im 
westlichen Ausland durch und prüfte, inwieweit 
die beim Bund vorhandenen organisatorischen 
Ansätze (Planungsstäbe, Grundsatzreferate, in- 
terministerielle Einrichtungen) und vor allem 
die mittelfristige Finanzplanung für den Ausbau 
der politischen Planung genutzt werden könn- 
ten. 

Sie entwickelte drei Grundtypen für Organisa- 
tion, Instrumentarium und Verfahren der Inte- 
gration ressortinterner Konzeptionen zu einer 
politischen Gesamtkonzeption. Ihnen war ge- 
meinsam, daß sie von der Programmplanung in 
den Ressorts ausgingen, die interministerielle 
Kooperation durch institutionelle Maßnahmen 
zu verstärken suchten und auf der Ebene der 
Gesamtregierung zu einem Planungsverbund 
führen sollten. Die Zusammenarbeit mit den In- 
stitutionen der Finanzplanung als wichtigster 
Informationsquelle wurde dabei vorausge- 
setzt. 

Einzelne Vorschläge hatten den technischen Ab- 
lauf der zentralen Informationsgewinnung und 
Koordination zum Gegenstand. Die drei Grund- 
modelle unterschieden sich danach, wo das 
Schwergewicht der Entscheidungen über Ziele 
und Programme liegen sollte. Sie orientierten 
sich — mit unterschiedlichem Gewicht — an 
den nach dem Grundgesetz für die Bundesregie- 
rung geltenden Strukturprinzipien. 

In einem Anhang zu diesem Berichtsteil und ei- 
nem umfangreichen Anlagenband sind die 
Grundprobleme der Planung, Planungstechni- 
ken- und -methoden, verfassungsrechtliche Fra- 
gen, das Führungsinstrumentarium der Regie- 
rungschefs in westlichen Ländern und den Bun- 
desländern sowie der (damalige) Stand der poli- 
tischen Planung in diesen Ländern zusammenge- 


tragen. Diese Ausarbeitungen haben die damals 
noch in den Anfängen steckende Diskussion 
über die politische Planung in Praxis und Wis- 
senschaft in hohem Maße belebt. 

Der abschließende Vorschlag der Projektgruppe 
zielte darauf, vor weiteren theoretischen Erörte- 
rungen schrittweise mit dem Ausbau des Instru- 
mentariums für die politische Planung anhand 
eines der Modelle zu begihnen und damit eine 
Erprobung in Gang zu setzen, auf deren Grund- 
lage weiterführende Überlegungen zu gewinnen 
waren. 

II. 

Da der Erste Bericht der Projektgruppe kurz vor 
den Bundestagswahlen vorgelegt wurde, entfiel 
eine Beratung im Kabinettausschuß, der sich indes- 
sen im Verlauf der Arbeiten über ihren Stand und 
die vorläufigen Ergebnisse unterrichtet hatte. 

Bei der Regierungsneubildung im Herbst 1969 wur- 
den die Arbeitsergebnisse der Projektgruppe weit- 
gehend berücksichtigt. Dies gilt besonders für die 
Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche, bei der die 
Zahl der Bundesministerien wesentlich reduziert 
und eine größere Ausgewogenheit der Ressorts er- 
reicht wurde. Diese Maßnahmen hatten auch die er- 
warteten Rationalisierungseffekte. 

Auch auf die Vorschläge zur politischen Planung 
konnte nach der Regierungsbildung bei der Ent- 
wicklung einer Frühkoordinierung der Regierungs- 
arbeit zurückgegriffen werden. 

Die Vorschläge zum Ausbau des Instituts des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs blieben zunächst unbe- 
rücksichtigt. Doch wurden die Erörterungen dazu in 
spätere Überlegungen der Bundesregierung einbe- 
zogen. Die Bundesregierung hat sich erst kürzlich 
entschlossen, zwei Staatsminister einzusetzen. Dies 
zeigt, daß an den Arbeitsergebnissen der Projekt- 
gruppe nicht nur zählt, was sofort in die Praxis um- 
gesetzt werden kann, sondern auch, was späteren 
Lösungen zugute kommen kann. 

Es verdient ferner festgehalten zu werden, daß der 
genannte Bericht der Projektgruppe zahlreiche tat- 
sächliche Feststellungen und analytische Befunde 
enthielt, die über ihre Bedeutung für die seinerzei- 
tigen Lösungsvorschläge hinaus wirksam wurden. 
Sie haben Betroffene und Beteiligte zum Nachden- 
ken angeregt und wesentlich dazu beigetragen, daß 
die Ressorts nachfolgend auch eigene Initiativen zur 
Anpassung ihrer organisatorischen Bedingungen 
an die heutigen Anforderungen ergriffen. Auch so- 
weit danach selbständige Untersuchungen in eini- 
gen Ressorts eingeleitet wurden, kann dies auf die 
Vorarbeiten der Projektgruppe zurückgeführt wer- 
den. 

III. 

Nach der Regierungsbildung im Herbst 1969 und 
der Neukonstituierung des Kabinettausschusses 
setzte die Projektgruppe ihre Arbeiten fort. Sie ent- 
wickelte zunächst Leitlinien für das Gesamtvorha- 
ben einer Regierungs- und Verwaltungsreform und 
auf ihrer Grundlage einen vom Kabinettausschuß 
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gebilligten Arbeitsplan mit zeitlichen und inhaltli- 
chen Prioritäten. 

Im Zusammenhang mit ihren grundsätzlichen Über- 
legungen wies die Projektgruppe darauf hin, daß 
die Anpassung der überkommenen organisatori- 
schen, personellen pnd verfahrensmäßigen Bedin- 
gungen an die modernen Bedürfnisse nur schritt- 
weise konzipiert und — aus naheliegenden Grün- 
den — auch nur schrittweise vollzogen werden 
können. Sie brachte ferner zum Ausdruck, daß or- 
ganisatorische Änderungen für sich allein nichts 
bewirken, weil es sich bei den staatlichen Einrich- 
tungen um soziale Systeme handelt. Sie begründete 
damit die Notwendigkeit, Hand in Hand mit organi- 
satorischen Änderungen auch Maßnahmen einzulei- 
ten, die ein Umdenken des Personals bewirken, das 
in neuen Organisations- und Kooperationsformen 
und nach neuen Verfahren arbeiten soll; sie behan- 
delte Motivationsprobleme als Strukturprobleme. 

Auf der Grundlage ihres Arbeitsplans befaßte sich 
die Projektgruppe schwerpunktmäßig mit folgenden 
Fragenkreisen: 

— Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesmini- 
sterien, 

— Fortführung der Überlegungen zur politischen 
Planung unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
der von ihr durchgeführten Begleituntersuchun- 
gen im Bundeskanzleramt und den Bundesres- 
sorts, 

— Verbesserung der inneren Organisation der Bun- 
desministerien (Aufbau- und Ablauforganisation, 
Führungsinstrumente, Arbeitsformen) , 

— Probleme der Ressortabgrenzung unter Berück- 
sichtigung zwischenzeitlicher Erfahrungen, 

— Schaffung von Querschnitteinrichtungen und in- 
terministerielle Zusammenarbeit unter Rationali- 
sierungsaspekten, 

— praktische Erprobung ihrer Vorschläge zur poli- 
tischen Planung am Beispiel eines Bundesres- 
sorts. 

1. Die Projektgruppe hatte bereits in ihrem Ersten 
Bericht darauf hingewiesen, daß die Schaffung 
größerer Ministerien im Zusammenhang mit ei- 
ner stärkeren Verlagerung von Aufgaben, be- 
sonders auf nachgeordnete Bereiche, gesehen 
werden müsse. Auch in ihrem Grundsatzbericht 
zur Verlagerung von Aufgaben aus den Bundes- 
ministerien (Zweiter Bericht) ging sie von der 
Prämisse aus, daß eine verstärkte Delegation ei- 
nen Beitrag zur notwendigen Reorganisation der 
Ministerialverwaltung leisten, den Arbeitsab- 
lauf, die Programmbildung und die Koordination 
erleichtern sowie wegen der besseren Über- 
schaubarkeit der ministeriellen Tätigkeit auch 
die Steuerungsmöglichkeiten für die Ressortlei- 
tungen erhöhen könnte. Sie sah darin eine 
Chance, die im übrigen vorgeschlagenen und 
noch vorzuschlagenden strukturellen Anpas- 
sungsprozesse erleichtern und beschleunigen zu 
können. 

Nach den zahlreichen Initiativen des Deutschen 
Bundestages bzw. seiner Ausschüsse und der 


nicht minder zahlreichen Empfehlungen des 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung, die — meist anhand konkreter Fäl- 
le — auf eine Verstärkung der Delegationsbe- 
reitschaft der Ressorts zielten, suchte die Pro- 
jektgruppe nach einem neuen Ansatz für die 
Unterscheidung zwischen ministeriellen und 
nichtministeriellen Tätigkeiten. Dabei ging es 
ihr darum, die Basis für eine Verlagerung von 
Aufgaben auf nachgeordnete Bereiche zu ver- 
breitern. Bis dahin hatten — auch nach einem 
vom Präsidenten des Bundesrechnungshofes als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung erbetenen Gutachten — überwie- 
gend nur solche Aufgaben als nicht ministeriell 
gegolten, die Einzelentscheidungen zum Gegen- 
stand haben oder als Ausführungs- und Durch- 
führungsaufgaben oder als laufende Verwal- 
tungsaufgaben zu qualifizieren sind. 

Die Projektgruppe schlug nach kritischer Aus- 
einandersetzung mit ausländischen Vorbildern 
— insbesondere der organisatorischen Trennung 
von politischer Verwaltung und Fachverwaltung 
in Schweden — sowie nach Erörterung der Lö- 
sungsversuche in den Bundesländern vor, den 
politischen Steuerungsprozeß bei der Aufgaben- 
erfüllung zum Maßstab zu nehmen. Sie regte 
demzufolge an, grundsätzlich nur die Aufgaben 
als ministeriell anzusehen, die immer wieder der 
politischen Steuerung bedürfen. Dabei sollte 
dieser Steuerungsbedarf, zu dem einige Krite- 
rien entwickelt wurden, lediglich eine Grenze be- 
stimmen, unterhalb derer nur besondere Gründe 
ein Verbleiben der Aufgaben in den Ministerien 
rechtfertigen sollten. 

Mit dem neuen Ansatz sollte auch erreicht wer- 
den, daß geschlossene Aufgabenkomplexe und 
nicht nur Splitteraufgaben auf nachgeordnete 
Behörden übertragen werden, um dort das Enga- 
gement der Mitarbeiter zu stärken. 

Die Projektgruppe schlug im einzelnen vor, zur 
Delegation geeignete Aufgaben auf bestehende 
Behörden zu übertragen, Behörden innerhalb ei- 
nes Geschäftsbereiches nach Möglichkeit zu- 
sammenzuführen bzw. die Aufgaben bei einer 
Behörde zusammenzufassen, die die gesamte 
Bandbreite der Ressortaufgaben abdecken sollte 
(Generalbehörde). Sie schlug ferner vor, zumin- 
dest bei diesen Behörden vorzusehen, daß ihnen 
auch Aufgaben anderer Ressorts — im Erlaßwe- 
ge — übertragen werden können (Behörden mit. 
gebündelten Zuständigkeiten), und, um dies zu 
erleichtern, in solchen Fällen dem abgebenden 
Ressort über die Fachaufsicht hinaus auch Ein- 
flußrechte bei Haushalts- und Personalentschei- 
dungen einzuräumen (Beispiel: Auslandsschul- 
wesen beim Bundesverwaltungsamt). 

Weitere Vorschläge zielten darauf, das Verhält- 
nis Ministerium/nachgeordneter Bereich ratio- 
neller zu gestalten. Die Behörden sollten grund- 
sätzlich durch generelle Weisungen oder Richt- 
linien gesteuert, auf einen „Selbsteintritt“ der 
Ministerien sollte verzichtet werden. Wenn 
übertragene Aufgaben „politisch aktuell" wer- 
den sollten, sollten bei Bedarf gemischt zusam- 
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mengesetzte ad-hoc- Arbeitsgruppen (Ministe- 
rium/nachgeordnete Behörde) diese Aufgaben — 
auf Zeit — wahrnehmen. 

2. Die Weiterführung der Überlegungen zur politi- 
schen Planung (Teil I des Dritten Berichtes) 
führten u. a. zum Ergebnis, daß Fachplanung 
und Finanzplanung stärker zu verbinden sowie 
Organisation und Verfahren der Planung so zu 
gestalten seien, daß bei den Planungsentschei- 
dungen die Wechselwirkungen zwischen einzel- 
nen Maßnahmen oder Programmen, ihre Auswir- 
kungen auf die verschiedenen Politikbereiche 
und ihre Folgewirkungen für die Zukunft, be- 
sonders auch ihre Auswirkungen auf die Res- 
sourcen, bedacht und berücksichtigt werden. 

Sie schlug deshalb unter Hinweis auf entspre- 
chende ausländische Erfahrungen die schrittwei- 
se Entwicklung eines Programmhaushaltes vor, 
d. h. die Verknüpfung der Programmplanung mit 
der Haushalts- und Finanzplanung. 

Sie empfahl, dabei pragmatisch vorzugehen und 
mit dem Planungsverfahren zunächst in den ein- 
zelnen Ministerien und dort bei den Basiseinhei- 
ten anzusetzen. Diese sollten nach Auffassung 
der Projektgruppe in der untersten Stufe Träger 
der Planung sein, weil bei ihnen das Sachwissen 
in besonderer Weise vorhanden ist. Die Pla- 
nungsaufgaben davon zu lösen und sie besonde- 
ren Einrichtungen zu überantworten, hielt sie 
für nicht vertretbar, weil dies eine Duplizierung 
des Basiswissens und damit eine nicht zu ver- 
antwortende Steigerung des Verwaltungsauf- 
wandes bewirken würde. 

Die Projektgruppe hielt es ferner für notwendig, 
bei der Einführung des neuen Verfahrens zu- 
nächst von den heute wahrgenommenen Tätig- * 
keiten auszugehen, um auf einer realen B^sis 
aufzubauen. 

Der seinerzeitige Vorschlag für die ressortinter- 
ne Programmplanung enthielt im wesentlichen 
folgende Elemente: 

— Feststellung der mit der Gesamtregierungstä- 
tigkeit abzustimmenden Ressortziele; 

— Erhebung der Ressortaktivitäten und Bünde- 
lung derselben zu Programmen auf der Ebene 
der Abteilungen; 

— Koordinierung, Analyse und Bewertung der 
Fachprogramme mit Hilfe einer der Ressort- 
leitung unterstellten Koordinierungsgruppe, 
die sich aus den Referaten für Haushalt, Or- 
ganisation und Personal sowie einem neu 
einzurichtenden Referat für Planungskoordi- 
nation und Programmbewertung zusammen- 
setzt; 

— Aufstellung eines finanziell abgesicherten 
Entwurfs des Ressortprogramms aufgrund 
der von den Abteilungen gemeldeten Pro- 
gramme durch die Koordinierungsgruppe. 

Für die Entwicklung einer zielorientierten Pro- 
grammstruktur im Gesamtbereich der Bundesre- 
gierung machte die Projektgruppe weitere Vor- 


schläge, welche die für die Ressortebene erar- 
beiteten Vorstellungen auf Regierungsebene 
fortführten. Sie wies aber darauf hin, daß es 
sich dabei um erste Rahmenvorstellungen für 
die Weiterentwicklung der politischen Planung 
handele, und regte an, den Planungsverbund auf 
der Ebene des Kabinetts erst dann zu intensivie- 
ren, wenn die Entwicklungsarbeiten in einzelnen 
Bundesministerien zu einem gewissen Abschluß 
gelangt seien. 

3. Zur Erprobung ihrer Vorstellungen hat die Pro- 
jektgruppe im Zusammenwirken mit einer Un- 
ternehmensberatung im Bundedsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine Un- 
tersuchung mit dem Ziel durchgeführt, 

— die Ressorttätigkeiten in eine Zielstruktur 
und in Programme zu fassen, 

— ein ressortinternes Planungsverfahren zu ent- 
wickeln und es mit dem Prozeß der Haus- 
haltsaufstellung und der Finanzplanung zu 
verbinden, 

— die Aufbau- und Ablauforganisation des 
Ressorts danach auszurichten. 

Diese Maßnahmen sind durchgeführt. Die bishe- 
rigen Erfahrungen sind insgesamt gesehen ermu- 
tigend. Die Projektgruppe hat hierzu einen mit 
dem Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten abgestimmten Erfah- 
rungsbericht vorgelegt. 

Das Vorgehen bei der Reorganisation des ge- 
nannten Ministeriums unterscheidet sich von 
traditionellen Orgajrusationsveränderungen durch 
die Tatsache, daß der Schwerpunkt von institu- 
tionellen auf funktionelle Veränderungen mit 
dem Ziel verlagert wurde, die’ organisatorische 
Struktur in den Dienst der politischen Aufgabe 
des Ressorts zu stellen. 

Im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wurde eine dreistufige Ziel- 
struktur entwickelt. Ihre hierarchische Ordnung 
soll die Ziele in zunehmender Konkretisierung 
wiedergeben, so daß sich die Programminhalte 
zuordnen lassen. Die übergeordneten Zielebenen 
sollen die größeren Zusammenhänge verdeut- 
lichen und damit die Koordination erleichtern. 

Die Notwendigkeit, in Zielen zu denken und die 
Ziele fortgesetzt präzisieren zu müssen, konnte 
schon jetzt die Transparenz der Entscheidungs- 
prozesse erheblich vergrößern. Die Zielstruktur 
gab bereits Veranlassung, bisher unbemerkt 
gebliebene Zielkonflikte aufzudecken und ent- 
sprechende Koordinationsprozesse einzuleiten. 
Gleichzeitig hat die Zielstruktur die Maßnah- 
menformulierung durch die Fachreferate erleich- 
tert. Sie bildet innerhalb gut abgrenzbarer Pro- 
blembereiche eine Hilfe bei der Wahl zwischen 
alternativen Maßnahmen. 

Als weitere positive Wirkung der Zielstruktur 
kann deren Anstoß zur Entwicklung von Maß- 
nahmen in bisher vernachlässigten Bereichen an- 
gesehen werden. 
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Die Programmbildung — durch Bündelung der 
im Ressort erhobenen Maßnahmen — hat neben 
einer Erleichterung der Abstimmung durch die 
Zusammenfassung sachlich zusammenhängender 
Bereiche gemeinsam mit der Zielstruktur zu ei- 
ner Überprüfung der laufenden Maßnahmen ge- 
führt. 

Außerdem hat die Formalisierung der Maßnah- 
mendefinition Denkprozesse über Alternativen, 
Sinn und Zweck einer Maßnahme ausgelöst. Es 
hat sich gezeigt, daß das Ziel einer Erfolgsbe- 
wertung einzelner Maßnahmen bereits jetzt rea- 
lisiert werden kann, wenn deren Zielwirkung 
eindeutig ist und die Ziele ausreichend konkret 
sind, um die zur Erfolgsbewertung notwendigen 
Meßindikatoren zu bestimmen. 

Zur quantitativen Erfolgskontrolle sind betriebs- 
wirtschaftliche Kosten- und Nutzenvergleiche 
sowie Nutzen-Kosten-Untersuchungen veranlaßt 
worden. Die Methoden wurden der Aufgaben- 
stellung entsprechend modifiziert. 

Im Hinblick auf die Erfolgsmessung unterschied- 
licher Programme ist die Projektgruppe auf die 
gleichen Probleme gestoßen, wie sie bei entspre- 
chenden Bemühungen auch in ausländischen 
Verwaltungen aufgetreten sind. Besonders 
schwierig sind Erfolgsbewertungsversuche bei 
nicht unmittelbar finanzwirksamen Programmen. 
Dennoch gibt es einzelne Bereiche, bei denen 
Erfolgsbewertungen schon heute quantitativ 
möglich sind. In anderen Bereichen muß man 
sich zunächst mit einer relativ unpräzisen Ein- 
schätzung oder Beschreibung der Wirkungen ei- 
ner Maßnahme begnügen. 

Die Programmplanung der Fachabteilungen und 
die Erarbeitung eines Ressortprogramms wurde 
durch die organisatorische Verankerung einer 
Reihe notwendiger Funktionen unterstützt. Zu- 
nächst wurde die Aufbauorganisation des Res- 
sorts in Anlehnung an die Programmstruktur 
korrigiert. Innerhalb der nach Programmen auf- 
gebauten Fachabteilungen wurden die Grund- 
satzreferate in Programmplanungsreferate umge- 
wandelt (methodische Beratung und Unterstüt- 
zung der Planungsarbeiten in den Fachreferaten, 
abteilungsinterne Koordination). 

Hervorzuheben ist, daß eine Zentralisierung der 
Planungstätigkeit vermieden wurde. Die Pla- 
nung beginnt grundsätzlich im Fachreferat. 

Für die abteilungsübergreifende Koordination 
wurde eine regelmäßig zusammentretende Pla- 
nungsgruppe eingerichtet. Sie hat u. a. die Auf- 
gabe, unter dem Gesichtspunkt der politischen 
Prioritätensetzung und der Ressourcenverteilung 
die Fachplanungen in ein Ressortprogramm um- 
zusetzen. 

Diese Organisation hat sich bewährt. 

Das Planungsverfahren mündet in einen mittel- 
fristigen „Ressortleistungsplan 11 (Aufgaben- und 
Finanzplan). Hierzu haben die Fachreferate im 
Rahmen eines erweiterten Haushaltsanmeldever- 
fahrens ihre Vorhaben auf Maßnahmenblättern 
gemeldet, beschrieben (Inhalt, Auswirkungen, 


Alternativen) und den Finanzbedarf dazu ange- 
geben. Auf der Grundlage dieser Informationen 
wurden die Planungen innerhalb der Abteilun- 
gen abgestimmt. Die Programmplanungsreferate 
erarbeiteten für jedes der Programme einen zu- 
sammenfassenden Programmvermerk, der die 
insgesamt verfolgten Ziele, die wichtigsten 
Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele, Priori- 
tätsaussagen und den Finanzbedarf enthielt. Die 
Planungsvorschläge gingen zusammen mit einer 
gemeinsamen Stellungnahme des Haushaltsrefe- 
rates und des Referates „Koordination der agrar- 
und ernährungspolitischen Planung 11 in die Pla- 
nungsgruppe und die Abteilungsleiterkonferenz 
zur Beratung. Nach Entscheidung des Ministers 
über die Beratungsergebnisse wurde der Res- 
sortleistungsplan aufgestellt. 

Der erste Ressortleistungsplan ist kürzlich fer- 
tiggestellt worden. Er besteht aus folgenden Tei- 
len: 

— revidierte Zielstruktur, 

— Programmvermerke, 

— Haushaltsvoranschlag, 

— internes Arbeitsprogramm, dem eine Zusam- 
menstellung der wesentlichen Planungsvor- 
haben beigefügt ist. 

In den Ressortleistungsplan sind die meisten fi- 
nanzwirksamen Maßnahmen und ein Teil der 
nichtfinanzwirksamen Maßnahmen einbezogen. 
Es war bisher noch nicht möglich, auch den Fi- 
nanzaufwand für das Personal den Maßnahmen 
zuzuordnen. 

4. In Teil II des Dritten Berichtes hat sich die Pro- 
jektgruppe mit den Fragen der inneren Organi- 
sation der Bundesministerien befaßt und dazu 
eine Reihe von im Einzelfall modifizierbaren 
Vorschlägen erarbeitet. Sie ist in diesem Zusam- 
menhang auch der Frage nachgegangen, ob die 
in Wirtschaftsunternehmen entwickelten Füh- 
rungs- und Organisationsformen auf die öffentli- 
che Verwaltung übertragbar sind und ob sich 
aus der zahlreichen Literatur über Führungskon- 
zeptionen und einzelne Managementmethoden 
wesentliche Erkenntnisse gewinnen lassen. Die 
Projektgruppe ist bei dieser Prüfung zu der Auf- 
fassung gelangt, daß die betrieblichen Organisa- 
tionsformen auf anderen Voraussetzungen beru- 
hen als sie der Ministerialverwaltung vorgege- 
ben sind. Dies schließt nicht aus, daß einzelne 
Elemente auch für die öffentliche Verwaltung 
Bedeutung haben. 

Die Vorschläge der Projektgruppe berücksichti- 
gen eine Reihe tatsächlicher Feststellungen, die 
vor allem Probleme des Informationsflusses und 
der Leitungsinformation, die Belastung der Res- 
sortleitungen in größeren Ressorts, Kooperati- 
ons- und Koordinationsmängel sowie den Zu- 
schnitt der Basisorganisation und Motivations- 
probleme zum Gegenstand haben. 

Zur rationelleren Gestaltung der Arbeit in der 
Leitungsebene wurde zur Erwägung gestellt, in 
großen Ressorts den Leitungsbereich zu ver- 
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stärken und kooperativ zu ordnen, dort grund- 
sätzlich festzulegen, welche Eingänge und Vor- 
lagen gemeinsam zu beraten und zu entschei- 
den, und welche ohne Beratung von welcher 
Führungspersönlichkeit abschließend behandelt 
werden können. Damit sollten Koordinierungs- 
schwierigkeiten abgebaut und der Dienstweg 
verkürzt werden (Vorlagen „an den Leitungsbe- 
reich"). Zur technischen Abwicklung wurde an- 
geregt, die im Leitungsbereich üblichen Hilfs- 
dienste (persönliche Referenten usw.) in einem 
„Zentralen Leitungsbüro 1 ' zusammenzufassen, 
das für die richtige Zuleitung der Eingänge und 
Vorlagen sorgt und die Beratungen im Leitungs- 
bereich vorbereitet. 

Es wurde ferner vorgeschlagen, einen perma- 
nenten Informationsfluß über die im Ressort lau- 
fenden Vorhaben sicherzustellen. Dazu wurde 
u. a. angeregt, im Leitungsbüro eine zentrale, 
von den Referaten zu „fütternde" Arbeitskar- 
tei (anhand der bei der Planung anfallenden 
Vorhabenbeschreibungen) einzurichten und den 
Fortgang der Arbeiten mit visualisierten Hilfs- 
mitteln zu überwachen. 

Es wurde ferner angeregt, zur Erhöhung der 
„Umweltsensibilität" für wichtige Politikberei- 
che schrittweise sogenannte Sucheinrichtungen 
(„look out-Einrichtungen") zu schaffen, d. h. Ein- 
richtungen für eine längerfristige Vorausschau 
und ein frühzeitiges Erkennen künftiger Ent- 
wicklungen. Da diese Aufgabe nicht allein 
durch Verwaltungsangehörige erfüllt werden 
kann, wurde empfohlen, Wissenschaftler heran- 
zuziehen, und ein interdisziplinär zusammenge- 
setztes Team zu bilden. 

Im Interesse einer weiteren Verkürzung des In- 
stanzenzuges und zur Verringerung des Anteils 
an Leitungspersonen am Gesamtpersonalbestand 
wurde vorgeschlagen, die in vielen Fällen pro- 
blematischen Unterabteilungen in den Ministeri- 
en weitgehend entfallen zu lassen, jedenfalls in 
§ 4 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien die Voraussetzungen für die 
Schaffung von Unterabteilungen zu verschär- 
fen. 

Weitere Vorschläge zielten auf eine verstärkte 
Nutzung des Potentials der Abteilungsleiter zur 
Erweiterung der Steuerungsmöglichkeiten der 
Leitung im Ressort. 

Zur Basisorganisation wurden zum Teil alterna- 
tive Vorschläge gemacht. Ihnen gemeinsam ist 
die Ausgangsthese, daß die überkommene, auf 
die traditionellen Aufgaben zugeschnittene Re- 
feratsorganisation großenteils den heutigen Be- 
dürfnissen nicht mehr entspreche: sie fördere 
das auf Abwehr „referatsfremder" Initiativen 
gerichtete Zuständigkeitsdenken, erschwere die 
Koordination und hemme die Kooperation, be- 
sonders bei der Entwicklung referatsübergrei- 
fender Konzeptionen; zudem bewirke der häufig 
zu enge Referatszuschnitt eine Fragmentierung 
des Informationsflusses und verstelle den Blick 
für größere Zusammenhänge. Ferner sei ein zu 
enger Referatszuschnitt oft die Ursache perso- 


neller Unbeweglichkeit der Ressorts bei notwen- 
digen Schwerpunktbildungen. 

Die Projektgruppe schlug deshalb vor, sog. 
Kleinstreferate abzuschaffen und die Aufgaben 
in größeren Referaten zu bündeln oder — beson- 
ders bei homogenen Aufgaben — Gruppen als 
Basiseinheiten zu bilden. Sie hat hierzu im ein- 
zelnen auf die Vorteile der Gruppenarbeit sowie 
ihre Voraussetzungen hingewiesen und zugleich 
Aussagen über die optimale Größe von Gruppen 
und Referaten gemacht. 

Außerdem hat sie vorgeschlagen, unabhängig 
von der Art der Grundorganisation für referats- 
übergreifende Aufgaben auf Zeit ad-hoc-Arbeits- 
gruppen, für die Lösung komplexer Probleme in 
der Konzeptionsphase als Team organisierte 
Projektgruppen einzurichten. Sie hat ferner auf 
die Vorteile eines kooperativen Führungsstils 
für die Entfaltung der Mitarbeiterfähigkeiten 
hingewiesen, soweit nicht die Art der Aufgaben 
ohnehin die Bewältigung in Teamarbeit nahe- 
legt. 

Da die Gestaltung der inneren Organisation im 
wesentlichen Sache der Ressorts ist, hat die Pro- 
jektgruppe auch Vorschläge zur Organisations- 
arbeit gemacht. Sie zielten darauf ab, die Stel- 
lung der Organisationsreferate zu verbessern 
und durch ein System von Informationspflichten 
ihre frühzeitige Unterrichtung über Orgsanisa- 
tionsmängel und notwendige Initiativen sicherzu- 
stellen. 

Schließlich hat die Projektgruppe in Anknüp- 
fung an ihre früheren Vorschläge zu den Aufga- 
ben der Parlamentarischen Staatssekretäre zu 
erwägen gegeben, für besondere Schwerpunkt- 
bereiche der Bundesregierung Parlamentarische 
Staatssekretäre oder Staatsminister als Bevoll- 
mächtigte des Bundes einzusetzen. Sie hat dazu 
die rechtlichen und politischen Bedingungen so- 
wie die alternativen Möglichkeiten ausführlich 
erörtert. In diesem Zusammenhang hat sie ferner 
ihre frühere Anregung aufgegriffen, — im Falle 
der Einsetzung von Staatsministern für solche 
Aufgaben — auf das Institut des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs zu verzichten. 

5. In Teil III ihres Dritten Berichtes hatte sich die 
Projektgruppe erneut mit den fragen der Res- 
sortabgrenzung auseinanderzusetzen. Ihre Vor- 
schläge knüpften an die früher entwickelten 
Leitvorstellungen an. Dabei waren jedoch die 
zwischenzeitlichen Erfahrungen zu nutzen, neu- 
en Entwicklungen Rechnung zu tragen und Pro- 
grammzusammenhänge stärker zu berücksichti- 
gen. Nach eingehender Darstellung der Entwick- 
lungen in verschiedenen Aufgabenbereichen 
und der sich abzeidinenden Schwerpunkte so- 
wie unter Abwägung der Vor- und Nachteile 
verschiedener Lösungen wurden zwei Grundmo- 
delle für eine Neuabgrenzung der Geschäftsbe- 
reiche vorgeschlagen. 

Beiden war gemeinsam, daß sie eine Trennung 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Fi- 
nanzen, die Zusammenfassung der Verbraucher- 
angelegenheiten, die Zusammenfassung des Bil- 
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dungswesens sowie die Zusammenfassung der 
Raumordnung, des Bauwesens, des Städtebaues 
und des Wohnungswesens vorsahen. Ein weite- 
rer Schwerpunkt dieses Vorschlages war die Be- 
gründung der Zuständigkeit des Auswärtigen 
Amtes für die Koordinierung der Europapolitik. 
Hierzu hatte die Projektgruppe schon vorab 
eine ausführliche Stellungnahme vorgelegt, in 
der drei Modelle für die Ausgestaltung des Am- 
tes eines Europabevollmächtigten dargestellt wa- 
ren.^ 

Im zweiten Modell zur Ressortabgrenzung wur- 
de u. a. — wegen der Bedeutung der posttechni- 
schen Fragen für die Entwicklung der Technolo- 
gie und besonders der Kommunikationstechnik 
— die Zusammenführung der Zuständigkeiten 
für die Bundespost und die Technologieförde- 
rung angeregt. 

6. Im letzten Berichtsteil befaßte sich die Projekt- 
gruppe mit den Möglichkeiten einer Zentralisie- 
rung von Querschnittfunktionen, mit der Koor- 
dinierung der elektronischen Datenverarbeitung 
in der Bundesverwaltung sowie mit den intermi- 
nisteriellen Ausschüssen. 

Nach verfassungsrechtlicher Klärung der Mög- 
lichkeiten und Formen einer Zusammenfassung 
von Querschnittfunktionen sowie von Aufga- 
ben, die von allen Ressorts gleichermaßen wahr- 
genommen werden, arbeitete die Projektgruppe 
mehrere Alternativen für entsprechende Zentra- 
lisierungen aus. Sie beschränkte sich dabei auf 
die nach ihren Vorschlägen im Berichtsteil I auf 
Regierungsebene wahrzunehmenden Planungs- 
funktionen sowie die für eine Zusammenfassung 
geeigneten „ Organisationsdienstleistungen" . 
Eine Zentralisierung des Personalwesens — ab- 
gesehen von der Schaffung etwaiger technischer 
Einrichtungen — hielt sie schon aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen für nicht möglich. 
Ferner wurde nur an solche Planungsfunktionen 
gedacht, die der Entscheidungsvorbereitung auf 
Regierungsebene dienen. 

Als „Organisationsdienstleistungen" wurden die 
Aufgaben des Bundesministers des Innern auf 
dem Gebiet der Verwaltungsorganisation sowie 
der Koordinierungs- und Beratungsstelle für 
die elektronische Datenverarbeitung in der Bun- 
desverwaltung, die Aufgaben auf dem Gebiet 
der Regierungs- und Verwaltungsreform, die 
Koordinierung und Beratung bei der Vergabe 
von Forschungsaufträgen (Verwaltungsfor- 
schung) durch die Ressorts sowie die Sammlung 
und Dokumentation der Forschungsergebnisse 
angesehen. Ferner würden die Vorbereitungsar- 
beiten für die Organisationsentscheidungen des 
Bundeskanzlers einbezogen. Die Projektgruppe 
erwartete von einer entsprechenden Zusammen- 
fassung Rationalisierungseffekte. Als mögliche 
Formen wurden unter Darstellung des Für und 
Wider bei verschiedenen Lösungen die Errich- 
tung eines Kabinettamtes oder eines Bundeszen- 
tralamtes in Betracht gezogen, aber auch die Zu- 
sammenfassung der „Organisationsdienstleistun- 
gen" beim Bundesminister des Innern zur Erör- 
terung gestellt. 


Nach den zwischenzeitlichen Erfahrungen bei 
der Koordinierung der elektronischen Datenver- 
arbeitung in der Bundesverwaltung hielt es die 
Projektgruppe für notig, die einschlägigen Koor- 
dinationsfunktionen genauer von den Ressort- 
aufgaben auf dem Gebiet der elektronischen Da- 
tenverarbeitung und von den Aufgaben der Ge- 
sellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung in Birlinghoven abzugrenzen. Um Aufgaben- 
überschneidungen und Doppelarbeit auszuschlie- 
ßen, wurden detaillierte Empfehlungen für 
die Aufgabenverteilung ausgearbeitet. Es wurde 
ferner angeregt, die Zuständigkeit für die Ent- 
wicklung und Koordinierung von Informations- 
systemen, die über den öffentlichen Bereich hin- 
ausgehen, auf den für Technologiefragen zustän- 
digen Bundesminister zu übertragen. Zugleich 
wurden Vorschläge für eine Umorganisation der 
Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung gemacht. Detaillierte Einzelvorschläge ha- 
ben die Zusammenarbeit der verschiedenen Be- 
reiche der GMD mit der Koordinierungs- und 
Beratungsstelle für die elektronische Datenver- 
arbeitung in der Bundesverwaltung sowie Fra- 
gen der Kostenerstattung usw. zum Gegen- 
stand. 

Um einer Ausuferung bei der Einrichtung inter- 
ministerieller Ausschüsse entgegenzuwirken, 
wurde die Einführung einer Registrierungs- 
pflicht empfohlen. Weitere Vorschläge bezweck- 
ten, die Arbeit interministerieller Ausschüsse 
effektiver zu gestalten und der Tendenz einer 
lediglich negativ ausgerichteten Koordination 
zu begegnen. Hierzu wurde insbesondere ange- 
regt, bei gemeinsam zu erarbeitenden Lösungen 
interministerielle Lenkungsausschüsse und un- 
terhalb ihrer Ebene ad-hoc-Arbeitsgruppen ein- 
zusetzen. Dabei wurde auf bereits vorhandene 
praktische Erfahrungen zurückgegriffen. 

Die Arbeitsergebnisse der Projektgruppe beruhen 
großenteils auf systematischen Bestandsaufnahmen 
der Strukturprobleme, die sie teils selber durchge- 
führt hat, teils durch empirisch geschulte Wissen- 
schaftler durchführen ließ. 

IV. 

Der Kabinettausschuß für die Reform der Struktur 
von Bundesregierung und Bundesverwaltung hat 
sich mit den Arbeitsergebnissen der Projektgruppe 
auseinandergesetzt und dazu eine Reihe von Be- 
schlüssen gefaßt. Davon ausgenommen blieben die 
bei der Regierungsneubildung Ende 1972 weitge- 
hend berücksichtigten Vorschläge zur Neuabgren- 
zung der Geschäftsbereiche sowie die damit zusam- 
menhängenden Vorschläge zur Schaffung von 
Querschnitteinrichtungen. Zur Verlagerung von 
Aufgaben aus den Bundesministerien hat der Kabi- 
nettausschuß die Bundesressorts und den Bundesbe- 
auftragten für Wirtschaftlichkeit in der Bundesver- 
waltung aufgefordert, die Vorschläge der Projekt- 
gruppe zu berücksichtigen. 

Der Kabinettausschuß hat ferner die Analyse und 
die Vorschläge zur politischen Planung ausdrück- 
lich begrüßt und sich insbesondere der Auffassung 
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angeschlossen, daß eine Verknüpfung der Fach- 
und Finanzplanung entsprechende organisatorische 
und verfahrensmäßige Vorkehrungen in den einzel- 
nen Ressorts voraussetzt. Er bezog sich damit auch 
auf die seinerzeit noch andauernde Modellentwick- 
lung im Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten. Im Hinblick auf diese Ent- 
wicklungsarbeiten hat er die Projektgruppe aufge- 
fordert, entsprechende Untersuchungen in ein bis 
zwei weiteren Bundesressorts durchzuführen, um 
die Erfahrungen auf breiterer Grundlage abzusi- 
chern. 

Die Vorschläge zur inneren Organisation der Bun- 
desministerien, bei deren Verwirklichung im Ein- 
zelfall auch ressortspezifische Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen sind, hat der Kabinettausschuß im 
Interesse einer Weiterverfolgung an den Intermini- 
steriellen Ausschuß der Organisationsreferenten 
verwiesen. 

Bei den Vorschlägen der Projektgruppe handelt es 
sich entweder um Entscheidungshilfen, die der Bun- 
deskanzler in Ausübung seiner Kabinettbildungs- 
kompetenz berücksichtigen kann, oder um Empfeh- 
lungen, die gegebenenfalls von den Ressorts selber 
umzusetzen sind. Soweit sie allgemein verwirklicht 
werden sollen, kann eine Entscheidung auf Regie- 
rungsebene in Betracht kommen. 

Bei der Entwicklung und Einführung eines Pla- 
nungsverfahrens und einer Programmorganisation 
im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten ist die Projektgruppe insoweit 
erstmals einen anderen Weg gegangen, als sie an 
den praktischen Umsetzungsschritten mitgewirkt 
hat. Hier sind die praktischen Konsequenzen der 
Arbeit der Projektgruppe auch unmittelbar sichtbar 
geworden. Dagegen bedurfte es im übrigen der er- 
wähnten besonderen Umsetzungsakte. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß die 
Tätigkeit der Projektgruppe auch auf informellen 
Wegen praktische Konsequenzen gehabt hat. Es ist 
zu einem erheblichen Teil auf ihre Arbeit und die 
durch die Zusammenarbeit mit den Ressorts ausge- 
lösten Denkprozesse zurückzuführen, daß dort das 
Bewußtsein für die Notwendigkeit struktureller 
Veränderungen verstärkt und eine große Zahl 
dann selbständig unternommener Initiativen ausge- 
löst wurde. Zum Teil sind auch parallel zu den in 
der Projektgruppe laufenden Entwicklungsarbeiten 
praktische Umsetzungsschritte in den Ressorts ein- 
geleitet worden. 

Zur Entfaltung selbständiger Ressortinitiativen — 
noch vor allgemeinverbindlichen Regelungen — 
hat auch beigetragen, daß die Arbeitsergebnisse, 
der Projektgruppe zumindest der interessierten Öf- 
fentlichkeit bekannt wurden. Die von ihr vorgeleg- 
ten Berichte sowie ein großer Teil der von ihr ver- 
anlaßten Gutachten sind zahlreichen Stellen inner- 
halb und außerhalb der öffentlichen Verwaltung, 
auch Ausschüssen und Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages, zugänglich gemacht worden. Sie ha- 
ben — besonders auch in der Verwaltungswissen- 
schaft — Diskussionsprozesse ausgelöst, die einer 
weiteren Abklärung der Erkenntnisse zugute ka- 
men. 


Auch ausländische Stellen zeigten sich in starkem 
Maße an den Arbeiten der Projektgruppe interes- 
siert. 

Ein wesentlicher Teil der bisherigen Vorschläge 
der Projektgruppe ist — soweit nicht schon Ansät- 
ze vorhanden waren, die weiterentwickelt wur- 
den — in die Praxis umgesetzt worden, zum Bei- 
spiel: 


Vorschläge zum Ressortzuschnitt 

zur Planung und Planungsorganisation 

— Vorschläge zur Einsetzung von Planungsbeauf- 
tragten der Ressorts, 

— Entwicklung eines umfassenden Planungsverfah- 
rens und einer Programmorganisation im BML, 

— im Gang befindliche Entwicklung von Ziel- und 
Programmstrukturen für einen Teilbereich im 
BMWi, 

— Einrichtung einer Gruppe für Planung und Quer- 
schnittaufgaben im BMJFG, 

— Programmbildung und Programmorganisation, 
Verknüpfung mit der Finanzplanung, Verbesse- 
rung der Zieldarstellung für Zwecke der Erfolgs- 
kontrolle und Einrichtung einer Arbeitsgruppe 
„Programmplanung" für Planungskoordination 
und Programmbewertung im BMFT, 

— Einrichtung eines Frühkoordinierungssystems 
im Bundesministerium für das Post- und Fern- 
meldewesen, 

— Aufbau eines Informationssystems als Planungs-, 
Entscheidungs- und Kontrollhilfe im BMZ; 

zur inneren Organisation der Bundesministerien 

— Einrichtung von Gruppen im BMFT, im BMJFG, 
im BMBau (AA, BMF und BMVg verfügen ganz 
oder teilweise über Großreferate), 

— Einrichtung und Verbesserung der Arbeit von 
ad-hoc-Arbeitsgruppen oder Projektgruppen im 
BMI, BMA, BMVg, BMJFG, BMBW, BMB, 

— in allen Ressorts wurden in zum Teil abgewan- 
delter Form Leitungsinstrumente eingeführt (Ar- 
beitskarteien, interne Vorhabenbeschreibungen, 
yisualisierte Übersichten über den Stand der Ar- 
beiten usw.), 

— einige Ressorts haben sich eine Entscheidung 
über die Umsetzung der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen bis zum Abschluß der weiteren Arbei- 
ten im Interministeriellen Ausschuß der Organi- 
sationsreferenten Vorbehalten; 

zur Verlagerung von Aufgaben aus den Bundes- 
ministerien 

— Übertragung zahlreicher Aufgaben durch den 
BML auf das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft, 

— Verlagerung von Aufgaben durch den BMA auf 
das Bundesversicherungsamt und das Bundesamt 
für den Zivilschutz, 
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— Übertragung bestimmter Aufgaben auf sog. Pro- 
jektträger durch den BMFT; 

zur Koordinierung der elektronischen Datenver- 
arbeitung in der Bundesverwaltung 

— Erweiterung der Aufgaben der Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung in Birling- 
hoven, „ 

— Verlagerung der Zuständigkeit für die Koordi- 
nierung von Informationsbereitstellungssystemen 
des Bundes, die wesesentlich auch zur Benut- 
zung außerhalb der Bundesregierung entwickelt 
werden, auf den BMFT. 

Darüber hinaus wurden die von der Projektgruppe 
entwickelten Vorstellungen bei einer Vielzahl or- 
ganisatorischer Einzelentscheidungen der Ressorts 
berücksichtigt. 
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